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Tagesordnungspunkt

Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der
Abgabenordnung und des Einführungsgesetzes
zur Abgabenordnung

BT-Drucksache 18/3018

Beginn: 12.00 Uhr

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Ich darf alle
bitten Platz zu nehmen, damit wir pünktlich
beginnen und enden können. Wir haben als
Abgeordnete noch eine aktuelle Stunde, und
wahrscheinlich haben Sie auch noch ein
Restprogramm für den Tag.

Ich begrüße alle hier heute zu der Anhörung,
besonders natürlich meine Kolleginnen und
Kollegen auch aus benachbarten, befreundeten
Ausschüssen. Ich begrüße natürlich die Experten,
die dem Finanzausschuss heute ihren Sachver-
stand für die Beratung zum Gesetzentwurf der
Bundesregierung „zur Änderung der Abgabenord-
nung und des Einführungsgesetzes zur Abgaben-
ordnung“ auf Bundestagsdrucksache 18/3018 zur
Verfügung stellen.

Soweit Sachverständige davon Gebrauch gemacht
haben, dem Finanzausschuss vorab ihre schrift-
liche Stellungnahme zukommen zu lassen, sind
diese an alle Mitglieder des Ausschusses verteilt
worden. Die Stellungnahmen finden sich auch im
Internetauftritt des Finanzausschusses wieder und
werden Bestandteil des Protokolls zur heutigen
Sitzung.

Für die Bundesregierung begrüße ich Herrn Dr.
Meister und die Fachbeamten. Ferner begrüße ich
die Vertreter der Länder und – soweit anwesend –
die Vertreter von Bild-, Ton und Printmedien.
Nicht zuletzt darf ich die Zuhörer oben auf der
Tribüne begrüßen und hoffe, dass wir eine
interessante Anhörung heute haben werden.

Zum Thema der heutigen Anhörung: Der heutigen
Anhörung liegt die eingangs erwähnte Bundes-
tagsdrucksache zugrunde. Mit diesem Gesetzent-
wurf sollen die Voraussetzungen für eine strafbe-
freiende Selbstanzeige sowie ein Absehen von
Verfolgung in besonderen Fällen deutlich
verschärft werden, um die Steuerhinterziehung

noch konsequenter zu bekämpfen.

Zum Ablauf der Anhörung: Für diese Anhörung
ist ein Zeitraum von zwei Stunden, also bis ca.
14.00 Uhr vorgesehen. Nach unserem bewährten
Verfahren sind höchstens zwei Fragen an einen
Sachverständigen bzw. jeweils eine Frage an zwei
Sachverständige zu stellen. Ziel ist es dabei,
möglichst vielen Kolleginnen und Kollegen die
Gelegenheit zur Fragestellung und Ihnen als
Sachverständigen zur Antwort zu geben. Ich darf
deshalb um kurze Fragen und knappe Antworten
bitten. Die fragestellenden Kolleginnen und
Kollegen darf ich bitten, stets zu Beginn ihrer
Frage die Sachverständige oder den Sachver-
ständigen zu nennen, an den sich die Frage
richtet, und bei einem Verband nicht die
Abkürzung, sondern den vollen Namen zu
nennen, um Verwechslungen zu vermeiden. Die
Fraktionen werden gebeten, ihre Fragesteller,
auch die der mitberatenden Ausschüsse, im
Vorhinein über die Obfrau oder den Obmann des
Finanzausschusses bei mir bzw. dem Sekretariat
anzumelden.

Die Anhörung wird live im Parlamentsfernsehen
im Kanal 2 übertragen und zeitversetzt im Kanal 1
noch einmal heute Abend von 21.00 bis 23.00 Uhr
zu sehen sein.

Zur der Anhörung wird ein Wortprotokoll erstellt.
Zu diesem Zweck wird die Anhörung mitge-
schnitten. Zur Erleichterung derjenigen, die unter
Zuhilfenahme des Mitschnitts das Protokoll
erstellen, werden die Sachverständigen vor jeder
Abgabe einer Stellungnahme von mir namentlich
aufgerufen. Ich darf alle bitten, die Mikrophone zu
benutzen und sie am Ende der Redebeiträge
wieder abzuschalten, damit es zu keinen Stö-
rungen kommt. Diese Mikrophone – kann ich
Ihnen sagen – haben den Nachteil, dass Sie direkt
ins Mikrophon reinsprechen müssen. Also nicht
mich oder den Fragesteller ansehen, weil man
sonst leider nichts mehr hört. Das ist meine
Erfahrung mit dem Raum. Aber ich denke, auch
damit werden wir leben können.

Wir beginnen mit der Anhörung. Der erste
Fragesteller ist Herr Dr. Michelbach für die
Fraktion der CDU/CSU.

Abg. Dr. h. c. Hans Michelbach (CDU/CSU): Frau
Vorsitzende, sehr geehrte Sachverständige, ich
habe eine Frage an die



Finanzausschuss

18. Wahlperiode Protokoll der 25. Sitzung
vom 12. November 2014

Seite 9 von 114

Bundessteuerberaterkammer, Herrn Dr. Schwab,
und den Bundesverband der Deutschen Industrie,
Herrn Berthold Welling. Mit dem Gesetzentwurf
zur Änderung der Abgabenordnung und des Ein-
führungsgesetzes zur Abgabenordnung möchte die
CDU/CSU-Fraktion die strafbefreiende Selbst-
anzeige, sowie die Möglichkeit des Absehens von
Verfolgungen in besonderen Fällen, beibehalten.
Jedoch wollen wir die Voraussetzungen mit einer
klaren Anpassung versehen. Diese Verschärfung
betrifft insbesondere die Kosten der Selbstanzeige.
Wir wollen die strafbefreiende Selbstanzeige aber
insgesamt handhabbar, verfassungskonform und
rechtssicher gestalten. Wie beurteilen Sie den
Gesetzentwurf? Welche Korrekturen, welche
Problemstellungen können Sie bei dem
Gesetzentwurf erkennen?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Dr.
Schwab von der Bundessteuerberaterkammer,
bitte.

Sv Dr. Hartmut Schwab
(Bundessteuerberaterkammer): Vielen Dank für
die Frage. Wir sind zunächst einmal bei dem
Gesetzentwurf sehr zufrieden darüber, dass die
Problematik der Anmeldesteuern (insbesondere
Umsatzsteuer und Lohnsteuer), was wir ja schon
beim Schwarzgeldbekämpfungsgesetz angemerkt
haben, wieder zurückgenommen wird und die
Teilselbstanzeige in diesem Bereich wieder
möglich ist. Dadurch wird das weite Feld der
Korrektur der Umsatzsteuer-Voranmeldungen für
uns in der Praxis wieder handhabbarer. Klar ist,
dass die Selbstanzeige durch die jetzt vorge-
sehenen Maßnahmen verteuert werden wird. Aber
ich denke, dass wir in der Praxis mit dieser
Verteuerung leben können, solange es sich um die
Einkünfte aus Kapitalvermögen handelt.

Bei allen anderen Hinterziehungsfällen im
unternehmerischen Bereich wird sich bei der
Beratung die Frage stellen, ob der Mandant, der
sich mit der Bitte an uns wendet, eine Selbstan-
zeige abzufassen, auch in der Lage sein wird, das
noch zu bezahlen. Wenn er dies nicht bezahlen
kann, haben wir das Problem, dass wir ihm dann
von der Selbstanzeige abraten müssen. Der
Steuerberater ist da in einer sehr diffizilen Lage,
weil er nach Abraten von der Selbstanzeige im
Prinzip das Mandat niederlegen muss.

Die Problematik des Beratungsrisikos haben wir

auch durch die Ausdehnung der Nacherklärung
auf zehn Jahre im Bereich der Kapitaleinkünfte.
Da wird sich praktisch nicht sehr viel ändern, da
wir Steuerberater bei Selbstanzeigen im Kapital-
einkünftebereich – ich habe selber in den letzten
Monaten einige angefertigt in meiner Kanzlei –
die zehn Jahre bzw. zwölf Jahre, je nachdem wie
lange die Festsetzungsverjährung ist, aktuell
schon nachreichen. Also für uns wird sich in der
Praxis hier nicht sehr viel ändern. Die Problema-
tik ist aber, dass die Unterlagen, insbesondere aus
den zurückliegenden Jahren, nur schwer zu be-
schaffen sind und zum Teil auch nur rudimentär.
Ich denke, bei Bankauszügen sind die Ertägeauf-
stellungen vielleicht da, aber nicht mehr die
Grundbelege, sodass gerade bei komplizierteren
Voreinkünften etc. die Unsicherheit größer wird.
Und wenn der Berichtigungsverbund ausgeweitet
wird, wird das Risiko größer. Insgesamt wird die
Beratungssituation schwieriger, und es wird für
uns risikoreicher, für den Mandanten eine Selbst-
anzeige abzugeben. Unser Haftungsrisiko wird
sich hierdurch steigern. Die Selbstanzeige wird
für den Mandanten, nicht nur hinsichtlich der
Zuschläge, teurer, sondern auch, hinsichtlich der
Beratungsleistung, da viel mehr Zeit, Energie und
diffizile Kleinarbeit in die Selbstanzeige investiert
werden muss. Meine Bitte wäre es, in der
Gesetzesbegründung festzuhalten, dass eine
sachgerechte Schätzung trotz des erweiterten
Berichtigungsverbundes noch möglich ist. Um
also für weit zurückliegende Jahre mit Schätz-
ungen arbeiten zu können, welche grundsätzlich
anerkannt werden. Das erleichtert uns die Arbeit,
aber auch die der Finanzbehörde bei der Nach-
prüfung, und es würde sehr viel Streitpotenzial
herausgenommen werden. Vielen Dank.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Herr Welling vom Bundesverband der Deutschen
Industrie, bitte.

Sv Berthold Welling (Bundesverband der
Deutschen Industrie e. V.): Sehr geehrte Frau
Vorsitzende, sehr geehrter Herr Dr. Michelbach.
Ganz herzlichen Dank für die Möglichkeit, hier
Stellung nehmen zu können. Ich würde vielleicht
einen ganz kleinen Rückblick machen, denn das
Wesentliche für uns ist eigentlich die Verschär-
fung im Rahmen des Schwarzgeldbekämpfungs-
gesetzes gewesen. Dieses hat dazu geführt, dass
wir die strafbefreiende Selbstanzeige nur unter
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sehr erschwerten Bedingungen vornehmen
können, insbesondere im unternehmerischen
Bereich, auf welchen ich ja hier angesprochen
werde. Der Lauf des Gesetzgebungsverfahrens, in
dem weitere Verschärfungen zur strafbefreienden
Selbstanzeige vorgenommen werden, ist sicher-
lich dem politischen Druck aufgrund prominenter
Steuerhinterziehungsfälle geschuldet. Diese
prominenten Steuerhinterziehungsfälle haben
allerdings fast alle eines gemein. Hier wird mit
dolus directus 1. Grades gehandelt. Das heißt, hier
wird – beispielsweise in dem Fall eines Fußball-
managers, den wir sicherlich unmittelbar vor
Augen haben – zielgerichtet in der Schweiz Steuer
hinterzogen, indem beispielsweise extra Gebühren
dafür gezahlt werden, damit keine Kontoauszüge
zu ihm kommen etc. Sie sehen ganz klare,
zielgerichtete Steuerhinterziehungsfälle.

Jetzt ist für uns die Frage: Wie kann ich das
allgemein regeln? Indem ich versuche, eine
Regelung zu verschärfen und das gleichzeitig auf
den Unternehmensbereich transferiere. Das ist
sicherlich die ganz große Schwierigkeit, die wir
haben. Diese Trennung zwischen unternehmer-
ischem Bereich auf der einen Seite, in der es ja
eigentlich nur um Korrekturen von Fehlern geht,
und auf der anderen Seite den sog. klassischen
Steuerhinterziehungsbereich beim privaten
Steuerbürger. Damit es von Vornherein keine
Missverständnisse gibt: Der Bundesverband der
deutschen Industrie steht ganz klar hinter der
Aufdeckung von Steuerhinterziehung – das steht
außer Frage. Es geht darum, dieses Problem
weiterhin in den Griff zu bekommen. Das
Wesentliche ist nur: Wie schaffen wir es, die sog.
Kriminalisierung von Fehlern im Unternehmens-
bereich zu verhindern? Hier sind wir dankbar,
dass im Rahmen der Verschärfung der strafbe-
freienden Selbstanzeige eine Lockerung einge-
treten ist – zumindest mit Blick auf die Anmelde-
steuer. Das heißt, für die Anmeldesteuern werden
die Voraussetzungen der strafbefreienden Selbst-
anzeige entschärft, so dass es hier Korrektur-
möglichkeiten gibt. Das würden wir uns natürlich
nicht nur für die beiden Anmeldesteuern, die
Lohnsteuer und die Umsatzsteuer, sondern auch
für weitere Steuern wünschen, insbesondere für
Energiesteuerfragen. Das sind auch Fragen der
Versicherungssteuer, der Bauabzugsbesteuerung
etc. – alles Themen, bei denen man Funktionen
für den Fiskus übernimmt.

In diesem Zusammenhang wäre es für uns
wünschenswert, wenn es auch bei der Jahres-
steuererklärung Korrekturmöglichkeiten geben
könnte, insbesondere bei den anschlussgeprüften
Unternehmen. Sie müssen sich vorstellen, wir
haben dort dauergeprüfte Unternehmen, bei
denen die Betriebsprüfer 24 Stunden Zugriff auf
die jeweiligen Unternehmensdaten haben. Dies
teilweise in Prüfungszeiträumen, die sich
anschließen, teilweise sind Prüfungen dabei noch
nicht abgeschlossen und die nächste beginnt
schon. Das heißt, wir haben hier teilweise
Zeiträume von zehn Jahren, in der das Unter-
nehmen unmittelbar für die Finanzverwaltung
transparent ist. Hier jetzt von Steuerhinter-
ziehungsfällen auszugehen, das mag es vielleicht
in dem einen oder anderen ganz, ganz seltenen
Einzelfall geben. Aber das nun hochzurechnen
und anzunehmen, dass man bei anschluss-
geprüften Unternehmen eine Steuerhinterziehung
in dem Moment voraussetzen könne, in dem eine
Erklärung korrigiert wird, davon würde ich
Abstand nehmen. Deshalb wäre es für uns sehr
sinnvoll, wenn man an diesem Punkt nicht
stehenbleiben würde, sondern die Diskussion
weiterführen und versuchen würde, diesen Punkt
fortzuentwickeln. Fortentwickeln, damit meine
ich, dass es Möglichkeiten gibt, diese Trennung
zwischen klaren Fällen der Steuerhinterziehung –
die geahndet werden müssen – auf der einen Seite
und andererseits den Korrekturmöglichkeiten im
unternehmerischen Bereich, besser zu gestalten,
wozu man sich ggf. noch mal vertieft Gedanken
machen sollte. Wir haben dazu auch Vorschläge
gemacht. Das können wir vielleicht im Weiteren
noch erörtern. Herzlichen Dank.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Der nächste Fragesteller für die SPD-Fraktion ist
Herr Kollege Schwarz.

Abg. Andreas Schwarz (SPD): Recht herzlichen
Dank, Frau Vorsitzende. Ich habe zwei Fragen,
einmal an Herrn Mallach und dann an Herrn Dr.
Jäger. Aber erst mal eine kurze Einleitung. Die
Wirtschaftsverbände beklagen, dass das Schwarz-
geldbekämpfungsgesetz von CDU/CSU und FDP
zu einer Kriminalisierung steuerehrlicher
Unternehmen führt. Bei fehlerhaften Steuer-
erklärungen würden die Finanzbehörden den
Unternehmern häufig vorsätzliches Handeln
unterstellen, und zwar ohne nähere Prüfung.
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Dadurch habe sich die bloße Fehlerberichtigung
seit dem Jahr 2011 zu einem erheblichen straf-
rechtlichen Risiko entwickelt. Meine Frage an
Herrn Mallach: Treffen diese Vorwürfe der
Wirtschaftsverbände zu? Hat das Schwarzgeld-
bekämpfungsgesetz, mit dem die Anforderungen
an die Straffreiheit bei Selbstanzeige verschärft
wurden, dazu geführt, dass die Finanzverwaltung
die bloße Berichtigung von Fehlern kriminalisiert?
Und zweitens: Um Fehler im Unternehmens-
bereich künftig wieder sanktionsfrei korrigieren
zu können, fordern die Wirtschaftsverbände eine
Rechtsänderung. Bedingt vorsätzlich begangene
Steuerhinterziehungen sollen entweder von den
Verschärfungen des Schwarzgeldbekämpfungs-
gesetzes ausgenommen oder zu Ordnungswidrig-
keiten herabgestuft werden.

Meine Frage hier an Herrn Prof. Dr. Jäger: Wie
sind diese Vorschläge mit der Intention des
Schwarzgeldbekämpfungsgesetzes von 2011 und
des vorliegenden Gesetzentwurfes vereinbar,
Steuerhinterziehung nur in engen Grenzen
straffrei zu stellen?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Mallach
vom Finanzamt Hagen, bitte.

Sv Heinz-Joachim Mallach (Finanzamt für
Steuerstrafsachen und Steuerfahndung Hagen):
Vielen Dank für die Frage. Ich darf mich kurz
vorstellen. Heinz-Joachim Mallach vom Straf-
sachenfinanzamt Hagen. Seit zwei Jahren habe ich
die Ehre, dieses Amt zu leiten. Ich habe ungefähr
15 Jahre Berufserfahrung im Bereich der Bekämp-
fung von Steuerhinterziehung. Ich muss sagen,
wenn von einer Welle der Kriminalität im
Unternehmensbereich die Rede ist, dann ist diese
Welle an diesem Finanzamt spurlos vorbeige-
gangen. Wenn ich die amtliche Statistik lese, auch
die Bundesstatistik, dann muss ich auch sagen,
auch dort ergibt sich für mich kein empirischer
Befund, dass eine Vielzahl von Strafverfahren
genau in diesem Bereich eingeleitet wurde. Ins-
besondere die Selbstanzeigen führten natürlich zu
einem Arbeitsstau in diesen Finanzämtern. Ich
habe selbst in meinem Amt in den letzten zwei
Jahren rund tausend Selbstanzeigen zu bearbeiten
gehabt, also schon eine nennenswerte Aufgabe.
Diese führen letztendlich zur Eröffnung des

1 StraBu ist die Abkürzung für Strafsachen- und
Bußgeldstelle.

Verfahrens, aber selten eben zur Ermittlung durch
die Steuerfahndung. In der Regel folgt man den
Angaben der gut vorbereiteten Selbstanzeige. Was
mich wundert ist, dass man hier eine Beziehung
herstellt zwischen dem Gesetz der Schwarzgeld-
bekämpfung und einer Kriminalisierung. Mel-
dungen gerade aus dem Anmeldesteuerbereich
von Festsetzungsfinanzämtern gehen derzeit
immer noch gegen Null. Ich begrüße nachhaltig,
dass hier klargestellt wird, dass man in diesem
Bereich darauf vertrauen sollte, dass derjenige,
der korrigiert, es ehrlich mit der
Finanzverwaltung meint.

Und ich meine auch, dass Nordrhein-Westfalen,
aber auch alle anderen Finanzämter oder alle
anderen Bundesländer ein Risikomanagement-
system haben und davon ausgehen, dass wer
freiwillig Daten richtigstellt, das im Guten tut. Es
wäre auch ansonsten im Massenablauf gar nicht
möglich, bei jeder Änderungserklärung im Vor-
anmeldungsbereich zu erfragen, ob es wirklich
einen Sachverhalt gibt, dass da jemand bösgläubig
gearbeitet hat.

Die Frage hat noch eine dritte Dimension. Die
Frage, ob sich die Sitten zwischen Finanzver-
waltung und redlichen Unternehmern verroht
haben. Es wurde beispielhaft gerade der Betriebs-
prüfer erwähnt, der Verfahren einleitet, weil er
nicht zu seinem gewünschten Ergebnis kommt.
Auch hier bin ich etwas verunsichert. Bis es
letztlich zur formellen Einleitung kommt, haben
wir ein Acht- bis Zwölf-Augen-Prinzip: Wir haben
den Betriebsprüfer, wir haben dessen Sachgebiets-
leiter, wir haben den Verbindungssachgebiets-
leiter zum Festsetzungsfinanzamt, wir haben den
StraBu1-Bearbeiter, und wir haben den StraBu-
Sachgebietsleiter. Sind all deren Argumente
überzeugend, gehen wir ans Gericht. Spätestens
da, denke ich mal, haben wir eine unabhängige
Instanz, die überwacht, dass wir nicht mutwillig
Leute mit einem kriminellen Verfahren überfallen
oder gar die Gewahrsamssphäre belästigen. Hier-
von machen wir schonend Gebrauch. Das ergibt
sich schon aus unserer Personalstärke. Wenn wir
im Strafsachenfinanzamt Hagen – beispielhaft als
Referenz-Finanzamt hat das eine normale Größe –
500 Fälle im Jahr machen, dann arbeiten wir gut.
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Das machen wir die letzten zehn Jahre in dieser
Größenordnung. Da ist kein nennenswerter An-
stieg oder Abfall zu verzeichnen. Was schwierig
ist, ist sicherlich der kulturelle Wandel im Um-
gang mit Kriminalität. In den 90er Jahren sah man
das Streichen von Betriebsausgaben und das
Zuschätzen von Einnahmen, und es kam nicht zu
einer strafrechtlichen Sanktion. Hier hat sich
durch die Bankenverfahren Ende der 90er Jahre,
aber sicherlich auch durch die Diskussion um die
CD-Fälle, in der Öffentlichkeit ein Wandel voll-
zogen. Wonach nun, wenn wirklich vorsätzlich
arglistig Tatsachen manipuliert wurden, auch die
Straf- und Bußgeldstelle überprüfen soll, ob neben
dem Risiko, seine eigenen Steuern zu zahlen,
noch eine Bestrafung im Raum stehen soll. Aber
auch dies führte nicht zu einem zusätzlichen
Anstieg in der Statistik.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Prof. Dr.
Jäger vom Bundesgerichtshof, bitte.

Sv Prof. Dr. Markus Jäger (Bundesgerichtshof):
Ich bedanke mich für die Frage. Mit dem
Schwarzgeldbekämpfungsgesetz von 2011, das in
der Frage angesprochen worden ist, wurde das
Ziel verfolgt, Steuerhinterziehung konsequent zu
verfolgen und die Strafbefreiung nur in beson-
deren Ausnahmefällen zuzulassen, und zwar in
solchen, in denen dies aus übergeordneten
Gründen geboten ist. Ich verstehe das Gesetz so,
dass der Gesetzgeber klar zum Ausdruck gebracht
hat, dass die Steuerhinterziehung kein Kavaliers-
delikt ist und deswegen auch nicht bagatellisiert
werden darf.

Nun, der Vorschlag, den bedingten Vorsatz
herauszunehmen: Das wäre eine Abweichung von
einem Prinzip, das mehr oder minder das gesamte
Strafrecht durchzieht, dass alle Vorsatzformen für
den subjektiven Tatbestand ausreichend sind. Es
gibt nur ganz wenige Delikte, bei denen das
anders ist, die reinen Absichtsdelikte. Ich kann
nicht erkennen, dass eine Notwendigkeit besteht,
hier in weiten Bereichen auf den staatlichen
Strafanspruch bei Steuerhinterziehungen zu
verzichten. Es bedürfte jedenfalls gewichtiger
Gründe, und diese Gründe kann ich jedenfalls
nicht erkennen im Hinblick auf die vorhin von
einem meiner Vorredner angesprochene Krimi-
nalisierung im Unternehmensbereich. Wenn es
allein um die Korrekturmöglichkeit bloßer Fehler
geht, muss man feststellen, diese

Korrekturmöglichkeit besteht bereits jetzt und hat
mit einer Selbstanzeige wenig zu tun. Die Situa-
tion ist eine vollkommen unterschiedliche. Die
Selbstanzeige ist ein persönlicher Strafauf-
hebungsgrund. Sie kann überhaupt nur greifen,
wenn sich der Betroffene bereits strafbar gemacht
hat. Auf die Selbstanzeige ist also nur derjenige
angewiesen, der schon strafbares Unrecht
begangen hat. Hier muss man differenzieren
zwischen einem bloßen Fehler und einer schon
begangenen Straftat. Es geht also bei der Selbst-
anzeige um die Frage, unter welchen Bedingungen
der Staat auf die Bestrafung verzichtet.

Eine Ausnahme bedarf, wie bereits angedeutet,
auch aus verfassungsrechtlichen Gründen einer
Rechtfertigung. Es muss also vernünftige Gründe
dafür geben, entweder einen Steuerhinterzieher
nachträglich aus der Strafbarkeit zu entlassen,
während man das bei anderen Straftaten nicht tut,
oder dafür schon von Vornherein den Vorsatz-
begriff einzuschränken, damit gar keine Straf-
barkeit gegeben sein kann. Für die Selbstanzeige
hat der Bundesgerichtshof in seiner Grundsatz-
entscheidung vom 20. Mai 2010 ausdrücklich
genannt, was solche Rechtfertigungsgründe sein
können. Das sind zwei, nämlich die Aufdeckung
verborgener Steuerquellen und ein Anreiz für den
Steuerhinterzieher, wieder in die Steuerehrlich-
keit zurückzukehren. Wenn nun die Selbstanzeige
– und das ist im Vorfeld in den bereits abge-
gebenen schriftlichen Stellungnahmen erkennbar
geworden – als Mittel einer steuerlichen Korrek-
turmöglichkeit verstanden wird – es ist da ge-
sprochen worden von unabsichtlichen Arbeits-
fehlern – so erkenne ich darin ein grundlegendes
Missverständnis.

Wenn es nämlich trotz größtmöglicher Sorgfalt
nicht gelingt, objektiv fehlerfreie Steuerer-
klärungen zu fertigen, dann hat man es schon gar
nicht mit einem Straftäter zu tun. Es fehlt nämlich
in einem solchen Fall der Hinterziehungsvorsatz.
Ich möchte die Definition des Bundesgerichtshofs
für den Vorsatz bei der Steuerhinterziehung noch
mal kurz im Wortlaut zitieren: „Vorsatz setzt
nämlich hier voraus, dass der Täter den Steuer-
anspruch dem Grunde nach und der Höhe nach
kennt oder zumindest für möglich hält.“ Dabei
hört die Definition aber nicht auf. Es ist weiter
erforderlich, dass er den Steueranspruch auch
verkürzen will. Und gerade dieses Willenselement
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fehlt, wenn in einem Unternehmen zum Beispiel
derjenige, der die Steuererklärung unterschreibt,
gestützt auf funktionierende innerbetriebliche
Organisationsprozesse eine Angabe nach bestem
Wissen und Gewissen macht. Er ist dann kein
Steuerhinterzieher und kann – und muss es
übrigens auch – die Steuererklärung nach den
steuerlichen Korrekturvorschriften korrigieren,
wenn sich nachher herausstellt, dass die
Erklärung trotz seiner von ihm angewendeten
Sorgfalt objektiv unrichtig war.

In der Sache geht es nämlich, jedenfalls erkenne
ich das, denjenigen, die die jederzeitige uneinge-
schränkte Möglichkeit einer strafbefreienden
Selbstanzeige fordern, um etwas ganz anderes. Sie
wollen eine wasserdichte Korrekturmöglichkeit,
bei der die Vorsatzfrage erst gar nicht geprüft
wird. Im Ansatz geht es da um Folgendes: Wenn
eine Selbstanzeige wirksam wäre, sofern Vorsatz
vorgelegen hätte, dann erübrigt sich die Vorsatz-
prüfung von Vornherein. Ich meine, dass ein
solcher Ansatz keinesfalls die Aufweichung der
Sperrgründe rechtfertigen könnte, von der dann
auch wirkliche Steuerhinterzieher profitieren
würden. Gerade im Bereich der Umsatzsteuer,
übrigens auch im Bereich der Voranmeldungen,
entstehen immense Schäden durch Umsatz-
steuerkarussellbetrüger. Das sind sicherlich nicht
diejenigen, die jetzt eine Selbstanzeige abgeben
würden. Aber man muss einfach sehen, dass der
Umsatzsteuerbereich ein sehr hinterziehungs-
anfälliger Bereich ist, auch schon im Bereich der
Voranmeldungen. Ein richtiger Ansatz ist wohl
derjenige, dass nicht jede später erkannte
objektive Unrichtigkeit den Verdacht einer
Steuerstraftat nahelegt. Es muss deshalb sorgfältig
geprüft werden, ob wirklich ein Anfangsverdacht
einer Steuerstraftat gegeben ist, wenn zum Bei-
spiel eine Umsatzsteuervoranmeldung aufgrund
nachträglicher Erkenntnisse korrigiert werden
muss. Es ist also eine sorgfältige und gewissen-
hafte Prüfung durch die Finanzbehörden erforder-
lich, ob überhaupt ein Anfangsverdacht einer
vorsätzlichen Steuerverkürzung gegeben ist.

Wenn ich meinem Vorredner vom Strafsachen-
finanzamt Hagen richtig verstanden habe, findet
das in der Praxis wohl genauso statt. Eine Aus-
weitung des Strafaufhebungsgrundes, mit dem der
Staat auf seinen Strafanspruch auch in Fällen
verzichtet, in denen tatsächlich eine

Steuerhinterziehung begangen worden ist,
erscheint mir demgegenüber als der falsche
Ansatz. Sie schafft im Übrigen, wenn man einen
gewissen Vorsatzbereich, nämlich den bedingten
Vorsatz, hier ausnimmt, neue Schwierigkeiten
und neue Abgrenzungsprobleme, dann allerdings
an einer anderen Stelle, nämlich bei der Abgren-
zung zwischen bedingtem und direktem Vorsatz.
Und das wäre nicht einfacher. Wenn man also
nachträgliche Korrekturen als das begreift, was sie
sind, nämlich Berichtigungen nach § 153 der
Abgabenordnung und nicht als Straftat, dann
braucht man sich auch keine Gedanken zu
machen über die Entkriminalisierung des
Steuerstrafrechts durch die Herausnahme
bestimmter Vorsatzformen aus dem Straftat-
bestand. Für die Berichtigung nach § 153 AO gibt
es keine Sperrgründe. Es gibt für sie auch keine
Zuschläge. Im Übrigen sind diese Berichtigungen
sogar gesetzlich unter Strafandrohung geboten.
Wenn nun jemand erkennt, dass vorher ein
unvorsätzlicher Fehler passiert ist, und diesen
dann nicht korrigiert, dann wird er zum Straftäter
und zwar als Täter einer Steuerhinterziehung
durch Unterlassen.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Ich habe das jetzt mal als grundlegende Äuße-
rungen interpretiert. Aber wir müssen uns ein
bisschen kürzer fassen. Wir sind alle natürlich mit
Kritik und guten Ratschlägen im Vorfeld schon
konfrontiert worden. Ich denke, da haben die
Redner jetzt auch Antworten drauf gegeben.
Vielleicht können wir es jetzt ein bisschen
kompakter machen, sonst schaffen wir nicht
mehrere Runden. Das wäre vor allem für die
kleineren Fraktionen sehr ungünstig. Die nächste
Fragestellerin ist für die CDU/CSU-Fraktion Frau
Kudla.

Abg. Bettina Kudla (CDU/CSU): Meine Frage
betrifft die Verfassungskonformität des Gesetz-
entwurfs und richtet sich an Herrn Prof. Melling-
hoff. Kern der Selbstanzeige ist ja, dass der Steuer-
pflichtige selbst mitwirken muss. Er muss eine
berichtigte Steuererklärung stellen und belastet
sich damit selbst. Dieser Grundsatz gilt ja im
Grundsatz im Strafrecht nicht. Daher meine erste
Frage: Ist die Verschärfung der Voraussetzungen
für die strafbefreiende Selbstanzeige in der
vorgesehenen Gestalt, unter dem Nemo-tenetur-
Grundsatz (keine Pflicht zur Selbstbelastung)
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verfassungsgemäß? Die zweite Frage betrifft die
Staffelung der Zuschläge. Ist die Staffelung der
Zuschläge nach dem neuen § 398 AO noch
verfassungskonform?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Herr Prof. Dr. Mellinghoff vom Bundesfinanzhof,
bitte.

Sv Prof. Dr. Rudolf Mellinghoff
(Bundesfinanzhof): Vielen Dank für die Frage.
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, es ist natürlich für
einen ehemaligen Verfassungsrichter schwer, eine
Bewertung vorzunehmen, wenn er weiß, dass
darüber acht andere Personen entscheiden. Des-
wegen kann ich nur sagen, dass ich – jedenfalls
nicht auf erste Sicht – in diesen beiden Punkten
keine gravierende Verfassungswidrigkeit sehe. Es
mag lediglich in Randbereichen Unschärfen
geben, über die man diskutieren kann. Ich sehe
hingegen zwei andere verfassungsrechtliche
Risiken in dem momentanen Gesetzentwurf, wo
ich sagen würde, da bedürfte es möglicherweise
der Klarstellung. Das eine sind die enormen
Zuschläge. Hier müsste man doch noch mal
überprüfen, ob diese möglicherweise Straf-
charakter haben. Wobei man dann die Frage der
Tat- und Schuldangemessenheit in den Blick
nehmen müsste. Dabei stellt sich die Frage, ob
diese rigorose, ohne Würdigung der persönlichen
Schuld vorgenommene Sichtweise wirklich
zutreffend ist. Das andere Problem, was ich sehe,
ist, dass mit dem § 371 Absatz 1 AO, die Er-
klärungsfrist dahingehend verlängert wird, dass
auch bereits verjährte Steuerstraftaten zu erklären
sind. Wenn Sie dann sehen, dass möglicherweise
auch für diese bereits verjährten Straftaten Zah-
lungen nach § 398a AO und nach § 371 AO zu
leisten sind, dann stellt sich die Frage der Gleich-
behandlung zwischen einerseits Tätern, die keine
Selbstanzeige abgeben und damit in verjährten
Straftatzeiträumen sind, und andererseits den-
jenigen, die abgeben und für die „verjährten“
Zeiträume eine Zahlung leisten müssen. Ob diese
unterschiedliche Behandlung für verjährte
Zeiträume zutreffend ist, sollte man zumindest
prüfen und möglicherweise auch eine Klar-
stellung in den entsprechenden Regelungen
vornehmen.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Der nächste Fragesteller für die Fraktion DIE
LINKE. ist Kollege Pitterle.

Abg. Richard Pitterle (DIE LINKE.): Danke, Frau
Vorsitzende. Ich stelle die erste Frage an Herrn
Henn vom Netzwerk Steuergerechtigkeit. Ich will
vorausschicken, dass meine Fraktion die gänz-
liche Abschaffung der Möglichkeit der Selbstan-
zeige fordert. Zwar ist natürlich der Gesetzentwurf
ein Minus demgegenüber, aber trotzdem liegt er
jetzt vor. Er enthält als Zielsetzung eine deutliche
Verschärfung der Voraussetzungen für eine
strafbefreiende Selbstanzeige sowie für ein
Absehen von Strafverfolgung in besonderen
Fällen. Daher an Sie die Frage: Wie scharf stellt
sich die beabsichtigte Verschärfung im
internationalen Vergleich dar?

Meine zweite Frage richtet sich an Herrn Frank
Wehrheim. Eine Kritik an der seit Mai 2011
geltenden Ausgestaltung der strafbefreienden
Selbstanzeige ist, sie sei so kompliziert geworden,
dass sie kaum noch funktioniere. Die Erlangung
von Straffreiheit und des Absehens von der
Strafverfolgung sei zu einer Frage der Wahl der
richtigen Steuerrechtsexpertin oder des richtigen
Steuerrechtsexperten sowie zu einer der finanz-
iellen Möglichkeiten geworden, sich eine solche
oder einen solchen zu leisten. Ich möchte an Sie
als früheren Steuerfahnder und heutigen Steuer-
berater und damit ausgewiesenen Praxisexperten
die Frage stellen: Wird durch die beabsichtigten
Änderungen im vorliegenden Gesetzentwurf diese
Kritik entkräftet?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Henn,
bitte.

Sv Markus Henn (Netzwerk Steuergerechtigkeit
Deutschland): Vielen Dank für die Frage. Vorweg
nur ein Wort, dass wir als Netzwerk Steuer-
gerechtigkeit die Abschaffung langfristig auch
fordern, allerdings denken, dass man flankierend
zumindest dann auch andere Maßnahmen
ausprobieren müsste, wie zum Beispiel einen
automatischen Informationsaustausch oder
Register für die wirtschaftliche Berechtigung. Auf
die Dauer könnte man so auf die Selbstanzeige
verzichten, wegen ihrer Ungerechtigkeit.

Zu der Frage: Zum internationalen Vergleich ist es
schwer umfassend etwas zu sagen. Es gab 2010
einen Vergleich der OECD von allen Selbstan-
zeigeformen. Da konnte man also einen ganz
guten Vergleich ziehen. Das sind jetzt aber etwas
veraltete Daten, die man nicht mehr ganz
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heranziehen kann. Wir haben uns des deswegen
für unsere Stellungnahme Länder ausgewählt, die
wir noch mal geprüft haben, inwiefern das noch
aktuell ist. Unser Ergebnis war, dass es zumindest
eine ganze Reihe an Staaten gibt, die eindeutig
viel schärfere Selbstanzeigen haben. Zum Beispiel
hat Belgien die Selbstanzeige gerade abgeschafft.
Oder es gibt einige Staaten, die gar keine Frei-
beträge vorsehen, also de facto auch keine völlige
Strafbefreiung, wie zum Beispiel Österreich oder
die Niederlande. Außerdem sehen wir, dass es
häufig deutlich niedrigere Schwellenwerte gibt,
wo dann zumindest bei ganz kleinen Beträgen
noch eine Befreiung stattfindet, zum Beispiel in
Australien nur bei tausend Dollar oder in Japan
umgerechnet bei 3500 Euro, das heißt also viel
niedrigere Schwellen unterhalb derer völlige
Strafbefreiung eintritt. Des Weiteren ist zu
erkennen, dass viele Staaten höhere Zinsen
verlangen. Zum Beispiel gibt es deutlich höhere
Zinsen in den Niederlanden. Auch Österreich hat
zumindest für die höheren Beträge jetzt in der
neuen Regelung, die seit 1.10. gilt, einen deutlich
höheren Strafzins.

Andere Staaten sehen nur eine Reduktion der
Strafzinsen vor, bzw. eine Reduktion der eigent-
lich zu zahlenden Strafe, was im Ergebnis einen
deutlich höheren Strafzins auch zur Folge hat. In
der Hinsicht können wir zumindest sagen, dass es
im internationalen Vergleich deutlich mehr
Möglichkeiten gibt, schärfer vorzugehen. Wir
würden es als Netzwerk auch begrüßen, wenn
nicht nur das, was jetzt vorliegt in dem Entwurf,
sondern durchaus deutlich mehr noch an Strafe
und eine Absenkung oder sogar Abschaffung der
Schwellenwerte stattfinden würde. Danke.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Herr Wehrheim, bitte.

Sv Frank Wehrheim: Ja, danke für die Frage-
stellung. Vielleicht kurz zu mir. Ich bin 30 Jahre
Steuerfahnder gewesen, bin jetzt fünf Jahre
Steuerberater. Als Steuerberater habe ich ganz
speziell in den letzten drei Jahren sehr viel mit
Selbstanzeigen zu tun und muss tatsächlich sagen,
dass die Selbstanzeige in der Tat seit der letzten
Reform nicht einfach ist. Sie ist schwierig, und sie
ist deshalb schwierig, weil sie abhängig ist von
dem Material – in der Regel sind ja die Selbstan-
zeigen im Bereich der Kapitaleinkünfte – welches
auf den Tisch kommt. Und auf den Tisch

kommen, wenn es kleine Banken im Ausland
sind, nicht aufbereitete Bankauszüge. Nur bei den
großen Banken, z. B. der Credit Swiss oder der
UBS, kommen aufbereitete Unterlagen. Dadurch
ist die Selbstanzeige in der Tat kompliziert. Ich
weiß von vielen meiner Kollegen, Steuerberatern,
die die Selbstanzeige aus Haftungsgründen
deswegen scheuen. Ein Beispiel ist der bereits
genannte Fall dieses Fußballmanagers, der dazu
geführt hat, dass viele Kollegen Haftungsrisiken
sehen, wenn eine Selbstanzeige verunglückt.

Was jetzt die Erweiterung auf zehn Jahre betrifft,
sehe ich durchaus das Problem, dass für
Steuerberater eine Schwierigkeit darin liegt, was
an Material von den Banken kommt. Wir müssen
aktuell im Wesentlichen Fälle aus der Schweiz
aufarbeiten. Jetzt kommen verstärkt auch Fälle aus
Luxemburg. Das heißt, die Welle der Selbstan-
zeigen hat weniger mit so einem Fall wie diesem
Fußballmanager zu tun und auch nicht in der
Masse mit den Steuer-CDs, sondern die Welle von
Selbstanzeigen kommt daher, dass Länder wie die
Schweiz, wie Luxemburg, wie Österreich, ich sage
mal, „aufmachen“. Diese sind schwierig zu
bearbeiten und dies bedeutet, dass die steuer-
beratenden Berufe und auch die Rechtsanwälte
dafür teurer sind. Weil die Aufarbeitung schwierig
ist, müssen in vielen Fällen, insbesondere wenn
Spekulationen zu Gewinnen führten, Finanzbuch-
haltungen erstellt werden. Das macht die Sache
sehr teuer. Man kann natürlich dann sagen, wer
Steuern hinterzieht, der muss dann auch im
Bereich der Selbstanzeige auch in Kauf nehmen,
dass diese teuer wird. Danke.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Gut. Vielen
Dank. Die nächste Fragestellerin für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist Frau Paus.

Abg. Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Meine Fragen richten sich an Herrn Klaus
Herrmann vom Landesamt für Steuern und an
Frau Jope vom Zentralverband des Deutschen
Handwerks. Herr Herrmann, von Ihnen wüsste ich
gerne, wie Sie das gegenwärtige Entdeckungs-
risiko bei Steuerhinterziehung einschätzen und
bei welchen Steuerarten Sie die strafbefreiende
Selbstanzeige für besonders relevant halten.

Und Frau Jope – das Thema Anmeldesteuern hat
ja schon eine Rolle gespielt – könnten Sie uns
vielleicht noch sagen, wo aus Ihrer Sicht noch
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Schwierigkeiten sein könnten, nicht bei der
Vorsteueranmeldung, sondern bei der Jahres-
umsatzsteuererklärung?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Herrmann,
bitte.

Sv Klaus Herrmann (Landesamt für Steuern,
Koblenz): Vielen Dank für die Frage. Zu meiner
Einschätzung des Entdeckungsrisikos: Es ist im
Bereich der Kapitaleinkünfte, sprich Einkommen-
steuer, durch die CD-Käufe ganz sicher gestiegen.
Aber man darf nicht verkennen, dass dies nur ein
Teilausschnitt ist. Wir haben sicher noch nicht
von allen relevanten Banken CDs. Wir haben in
bestimmten Ländern noch fast nichts. Also in
diesem schmalen Teilbereich ist es gestiegen.
Ansonsten ist das Entdeckungsrisiko eigentlich
genauso, wie es immer schon war. Wenn ich diese
Abkommen sehe, die jetzt abgeschlossen wurden,
die FATCA mit den Amerikanern, das Abkommen
im Oktober mit dem Datenaustausch für Kapital-
einkünfte, muss man feststellen, dass schon die
ersten Umgehungsgestaltungen auf dem Markt
sind. Ich werde sie im Detail hier nicht nennen,
aber es gibt sie, und es bleibt bei dem alten Hase-
und Igel-Spiel, das die Finanzverwaltung und die
Steuerfahndung immer hat. Jede verwaltungs-
mäßige Methode das Steuerhinterziehungsrisiko
zu vergrößern, führt zu entsprechenden Um-
gehungsgestaltungen. Und wir hinken da immer
ein bisschen hinterher. Gleichwohl sind wir nicht
ganz erfolglos. Und die reine Tatsache, dass es
uns gibt und dass für die Mehrheit der möglichen
Kunden das Entdeckungsrisiko besteht, führt
dazu, dass sie dann vielleicht ein bisschen
vorsichtiger sind. Das ist eigentlich der wahre
Wert der Steuerfahndung. Die relevanten
Steuerarten sind im Grunde genommen alle,
wobei der Schwerpunkt ganz sicher bei der
Einkommensteuer liegt. Die Umsatzsteuer ist etwa
die Hälfte von den Mehrergebnissen im Gesamt-
konzept. Man muss aber dazu sagen: Würde man
die Umsatzsteuer konsequenter strafrechtlich
verfolgen, was wir aus Kapazitätsgründen
praktisch im Moment nicht können, würde da
auch mehr kommen. Das soweit meine Grob-
einschätzung. Danke.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Frau Jope, bitte.

Sve Daniela Jope (Zentralverband des Deutschen

Handwerks e. V.): Sehr geehrte Frau Vorsitzende,
sehr geehrte Frau Paus, vielen Dank für die
Fragestellung. Wie wir bereits gehört haben,
haben wir ja glücklicherweise jetzt eine Neu-
regelung in Sicht im Bereich der Anmeldesteuern.
Trotzdem haben wir natürlich auch immer
Korrekturbedarf bei den Jahressteuererklärungen.
Dazu zählt auch die Umsatzsteuer-Jahreser-
klärung. Wie Herr Prof. Jäger ausgeführt hat, ist
die Frage des Vorsatzes sorgfältig zu prüfen. Hier
liegt in der Praxis durchaus ein Problem, wenn
der Unternehmer korrigieren will. Wenn er selber
davon ausgeht, dass er eine Korrekturerklärung
abgibt, kann er jedoch nicht davon ausgehen, dass
die Finanzverwaltung das ebenso einschätzt,
sondern er muss das Risiko in Kauf nehmen, dass
seine Korrekturerklärung vielleicht als
Selbstanzeige gewertet wird.

Das heißt, er muss gucken, ob er die hohen
Anforderungen, die an eine Selbstanzeige gestellt
werden, erfüllen kann. Da haben wir zum einen
das Problem des Vollständigkeitsgebotes, und
zum anderen jetzt hinzutretend auch eine Frage
der Liquidität, dadurch, dass wir jetzt als
Voraussetzungen der Strafbefreiung zusätzlich
noch die Zahlung von Hinterziehungszinsen
haben und ggf. auch eine Zuschlagszahlung. So
ergibt sich die Situation, dass wir durch die
Absenkung auf 25 000 Euro leichter in die Gefahr
kommen, auch Zuschläge zahlen zu müssen,
nämlich dann, wenn die Korrekturerklärung als
Berichtigungserklärung angesehen wird. Wenn
dann die nötige Liquidität nicht vorgehalten
werden kann, entsteht für den Unternehmer ein
Problem. Geht er das Risiko ein und gibt keine
strafbefreiende Selbstanzeige ab, muss er in einem
eventuellen Strafverfahren nach § 153a StPO
zahlen, oder er macht sich strafbar, weil – wie
Herr Prof. Jäger richtigerweise ausgeführt hat – er
dann, durch vorsätzliches Unterlassen einer
gebotenen Steuererklärung, Steuern hinterzieht.

Wir haben uns bemüht, in unserer Stellungnahme
aufzuzeigen, wie man diese Verschärfung zum
Teil einfangen kann, gerade im Hinblick auf die
Stichworte Kompensationsverbot und Steuerver-
kürzung auf Zeit. Dazu ist festzuhalten, dass wir
Fälle haben, die kein erhöhtes kriminelles Un-
recht beinhalten, zum Beispiel die verspätete
Abgabe von Umsatzsteuerjahreserklärungen. In
diesen Fällen liegt eine Steuerhinterziehung vor.
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Man wird für die Berechnung des Zuschlags
gucken, wie viel Umsatzsteuer dort nicht
pünktlich gemeldet worden ist. Die Vorsteuer, die
dem entgegensteht, wird jedoch nicht berück-
sichtigt. Dadurch kann es eben durch die Herab-
setzung der Schwelle auf 25 000 Euro sehr schnell
sein, dass man in den Zuschlagsbereich kommt
und sich dann im Folgenden die Frage der
fehlenden Liquidität stellt. Das sehen wir als sehr
schwierig an, weswegen man hier doch bitte noch
mal über die Fälle des Kompensationsverbots und
der Steuerverkürzung auf Zeit nachdenken sollte
und inwieweit man da nicht auf den
Steuerschaden abstellen sollte. Ich danke.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Der nächste Fragesteller für die SPD-Fraktion ist
Herr Binding.

Abg. Lothar Binding (Heidelberg) (SPD): Ich
möchte zunächst Herrn Buckenberger fragen. Die
Forderung der Länderfinanzminister war es ja,
den Berichtszeitraum einer Selbstanzeige auf
mindestens zehn Jahre auszudehnen und damit
die hinterzogene Steuer zur Voraussetzung einer
Strafbefreiung zu machen. Frage: Erleichtert diese
Verschärfung der Finanzverwaltung die Durch-
setzung der Steueransprüche? Das würde mich
aus der Sicht eines Praktikers interessieren.

Meine zweite Frage geht an Herrn Prof. Dr.
Hechtner. Die Länderfinanzminister hatten ja
Eckpunkte definiert. Diese Eckpunkte sind im
Wesentlichen jetzt in den Neuregelungen auch
wiederzufinden. Sie sagen, dieser Entwurf be-
zogen auf diese Eckpunkte ist ausgewogen und
berechtigt. Können Sie das ein bisschen genauer
erläutern?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Bucken-
berger, bitte.

Sv Hans-Peter Buckenberger (Finanzamt Verden):
Vielen Dank für die Frage. Sehr geehrte Frau
Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren, ich
bedanke mich, an dieser Anhörung als absoluter
Praktiker an der Basis eines Festsetzungsfinanz-
amtes teilnehmen zu dürfen und meine prak-
tischen Erfahrungen aus den letzten Jahren
weitergeben zu können bzw. auch Einschätzungen
von der Basis geben zu können. Ich bin als
Innendienstsachgebietsleiter beim Finanzamt
Verden tätig, habe in den letzten vier, fünf Jahren
temporär aus Festsetzungssicht Selbstanzeigen

begleitet. Vornehmlich waren das Selbstanzeigen
wegen Kapitalanlagefällen im Ausland. Aber es
waren auch die altbekannten Selbstanzeigen von
Unternehmern, Unternehmen oder Privatleuten
wegen fingierter Betriebsausgaben, nicht erklärten
Betriebseinnahmen oder ähnlichen Delikten. Mein
Hauptaufgabengebiet und mein hauptsächlicher
Verantwortungsbereich liegen jedoch in der
Leitung einer Veranlagungsstelle für Personen-
gesellschaften. Gerade im Mittelstand bei
familiengeführten Unternehmen kommt die
Rechtsform der GmbH & Co. KG sehr oft vor. In
der Veranlagungsstelle für Kapitalgesellschaften
werden die bekannten GmbHs und AGs erfasst.

In meinem Bereich bin ich unter anderem
zuständig für 200 Unternehmen, die steuerlich als
Großbetriebe eingeordnet werden. Das sind
Unternehmen, die einen Jahresumsatz ab
10 Millionen Euro haben, die dann über mehrere
100 Millionen Euro bis zum Umsatzmilliardär
reichen. Als Verantwortlicher im Finanzamt für
diesen Bereich habe ich auch einen guten Kontakt
zu Großbetriebsprüfern. Diese Unternehmen
werden ja anschlussgeprüft. Ich nehme oft auch
an Schlussbesprechungen bei diesen Großunter-
nehmen teil. Mir sind ohne weiteres aus den
letzten drei, vier Jahren Fälle bekannt, in denen es
bei solchen Anschlussprüfungen auch noch zu
Mehrergebnissen von mehreren Hunderttausend
Euro, ja sogar im unteren Millionenbereich
gekommen ist. Mir ist aber in dem Bereich kein
Fall bekannt, der seit Inkrafttreten des Schwarz-
geldbekämpfungsgesetzes in einem Strafverfahren
oder mit einem strafrechtlichen Vorbehalt geendet
hat. Insoweit kann ich aus der Praktikersicht
sagen, dass seit Inkrafttreten des Schwarzgeld-
bekämpfungsgesetzes keine Kriminalisierung
eingetreten ist.

Nun aber zur eigentlichen Frage. Wir müssen uns
– meine ich – ein bisschen von den Kapitalanlage-
fällen lösen. Da war es in der Regel bisher so, dass
wir oft für fünf Jahre, oft auch für acht Jahre, je
nachdem wie die Banken noch Unterlagen vor-
legen können, konkrete Unterlagen vorgelegt
bekommen und wir die restlichen zwei oder drei
Jahre dann schätzen müssen. Von diesen Fällen
müssen wir uns, weil die in der Zukunft gen Null
gehen werden, lösen und die eigentlichen
Selbstanzeigefälle sehen. Bei den eigentlichen
Selbstanzeigefällen hat die Praxis gezeigt, dass da
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oft nur für strafrechtlich relevante Jahre, sprich
für die letzten fünf Jahre, Unterlagen und Zahlen
vorgelegt werden und wir als Finanzamt für die
älteren fünf Jahre dann aufgefordert sind, Er-
mittlungen anzustellen, ob entsprechende Steuer-
verkürzungen, Steuerhinterziehung auch in den
vorangegangenen fünf Jahren schon stattgefunden
haben. Das können wir, weil es eben strafrechtlich
nicht mehr relevante Jahre waren, mit erheb-
lichem Zeitaufwand zum Beispiel durch eine
Außenprüfung machen, wo dann eben aber auch
Grenzen vorhanden sind, was das Vorfinden von
Unterlagen und auch die Mitwirkung des Unter-
nehmers betrifft. Von daher würde aus Ver-
waltungssicht die gesetzliche Regelung, dass für
zehn Jahre Unterlagen vorzulegen bzw. die
hinterzogenen Beträge nachzuerklären sind, eine
wesentliche Vereinfachung darstellen und den
Personalaufwand erheblich mindern.
Auszuschließen ist auf jeden Fall, dass dadurch
ein Personalmehrbedarf entstehen würde. Danke
schön.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Herr Prof. Dr. Hechtner, bitte.

Sv Prof. Dr. Frank Hechtner (Freie Universität
Berlin): Ja, Herr Abgeordneter, Frau Vorsitzende,
herzlichen Dank für die Fragestellung. Sie hatten
gefragt, wie dieses Gesetz nun vor dem Hinter-
grund des Beschlusses der Finanzminister-
konferenz zu beurteilen sei. Zunächst: Mit dem
Gesetz werden zwei Baustellen bearbeitet. Die
eine Baustelle ist die deutliche Verschärfung.
Diese deutliche Verschärfung ist politisch gewollt.
Man darf feststellen, dass der Bundesrat zum
Gesetz bis jetzt keine Einwände geltend gemacht
hat und ganz unterschiedliche Beteiligte einen
Konsens hergestellt haben, dass man eine
Verschärfung vornehmen möchte. Wenn es um
eine Verschärfung geht, die politisch gewollt ist,
kann ich das aus wissenschaftlicher Sicht zur
Kenntnis nehmen und sagen: Das dürfen Sie gerne
so machen.

Gleichwohl ist mit einer Verschärfung verbunden,
dass beispielsweise Liquiditätswirkungen ein-
treten können, dass vielleicht die Arbeitsbe-
lastung sich verschiebt oder andere Sachen
eintreten. Ein weiterer Punkt sind die Fristen der
Korrekturmöglichkeit sowie der strafrechtlichen
Verjährung. Auch das ist meiner Meinung nach
eine politische Fragestellung, die politisch zu

entscheiden ist. Letztlich hat der FMK-Beschluss
angestrebt, dass für einen längeren Zeitraum
Unterlagen vorgelegt werden müssen. Es gibt
unterschiedliche Möglichkeiten, das zu erreichen.

Die zweite Baustelle ist, dass mit dem Schwarz-
geldbekämpfungsgesetz auch einige Fehler ge-
macht wurden, bzw. es zeigte sich, dass Elemente
in der Praxis nicht handhabbar waren. Es ist
durchaus zu begrüßen, dass diese handwerklichen
Fehler korrigiert werden. Man kann sich wieder
politisch darüber unterhalten, wie weit die
Korrektur gehen, ob man zum Beispiel Jahresan-
meldungen mit reinnehmen sollte oder nicht, ob
man andere Steuerarten mit reinnehmen will oder
nicht. Es gibt meiner Ansicht nach Argumente
dafür und dagegen. Auch das ist wieder eine
politische Entscheidung, die Sie treffen müssen.

Ich möchte nur mit den vorzüglichen Anmer-
kungen des Kollegen Jäger sagen, dass ich davor
warnen darf, dass man dieses Gesetz dazu be-
nutzt, noch an weiteren Baustellen zu feilen, also
beispielsweise, dass man sich mit den subjektiven
Tatbeständen beschäftigt, dass man die Korrektur-
möglichkeiten auf den Prüfstand stellt. Herr Jäger
hat ja sehr deutlich klargestellt, dass nicht jede
falsche Angabe gleichzeitig schon eine Steuer-
straftat ist, sondern dass es genügend Korrektur-
möglichkeiten gibt. Insgesamt denke ich, dass der
Gesetzentwurf dem Beschluss der Finanzminister-
konferenz entspricht. Und wenn dieser politische
Wille existiert, dann sollte man den auch in
diesem Umfang umsetzen. Vielen Dank.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Der nächste Fragesteller für die CDU/CSU-
Fraktion ist Herr Feiler.

Abg. Uwe Feiler (CDU/CSU): Vielen Dank, Frau
Vorsitzende. Meine Frage richtet sich an den
Bundesverband der Deutschen Industrie und an
den Gesamtverband der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft. Ich möchte noch einmal auf die
Anmeldesteuern zurückkommen. Die Ausdeh-
nung des § 371 AO auf andere Anmeldesteuern ist
ja schon kurz angeklungen. Nach meiner Informa-
tion ist es so, dass im laufenden Vollzug der
Finanzverwaltung bisher keine größeren Probleme
bei den Anmeldesteuern – beispielsweise der
Versicherungsteuer – aufgetreten sind. Das
technische Verfahren ist ja auch ein unterschied-
liches, wenn man zur Lohn- und Umsatzsteuer
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einen entsprechenden Vergleich zieht. Ich hätte
gerne noch einmal ein bisschen konkreter ge-
wusst, was die Aufnahme beispielsweise der
Versicherungsteuer oder auch anderer Anmelde-
steuern in den § 371 AO betrifft: Gab es in der
Vergangenheit Fälle, wo Korrekturen zu straf-
rechtlichen Konsequenzen geführt haben?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Welling,
bitte.

Sv Berthold Welling (Bundesverband der Deut-
schen Industrie e. V.): Frau Vorsitzende, sehr
geehrte Damen und Herren, herzlichen Dank für
die Frage. Bei den Anmeldesteuern ist es für
mich, wenn ich jetzt gerade die Redebeiträge der
anderen Sachverständigen mit aufnehme, ein
bisschen verwunderlich, dass es bei der Umsatz-
steuer, der sog. hinterziehungsanfälligsten Steuer,
eine Entschärfung geben soll mit Blick auf die
strafbefreiende Selbstanzeige, allerdings bei den
anderen Anmeldesteuern, beispielsweise bei § 50a
EStG, der beschränkten Steuerpflicht, oder auch
bei Versicherungsteuer, Kapitalertragsteuer,
Energiesteuer oder der Bauabzugsbesteuerung
nicht. Das ist für mich schon ein Wertungs-
widerspruch. Das muss man vielleicht im Rahmen
des laufenden Gesetzgebungsverfahrens noch
weiter erörtern.

Für mich ist das Wesentliche: Bei den Anmelde-
steuern trägt der Steuerpflichtige das Risiko.
Betrachtet man eine komplexe Regelung wie §50a
EStG, wo die beschränkte Steuerpflicht geregelt
ist, wird das deutlich. Beispielsweise bei der
Unterscheidung zwischen Standardsoftware und
individualisierter Software bzw. der Anpassung
einer standardisierten Software kann man sehen,
wie schwierig es ist, immer korrekt zu wissen, für
welche Dienstleistung Steuern einbehalten
werden müssen. Es wäre sicherlich sinnvoll, hier
wie bei den anderen Anmeldesteuern ebenfalls zu
einer leichten Entschärfung im Rahmen der
Steueranmeldung zu kommen.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Herr Wagner, bitte.

Sv Prof. Dr. Fred Wagner (Institut für Versiche-
rungswissenschaften e. V. an der Universität
Leipzig): Vielen Dank. Auch aus unserer Sicht ist
es sehr wichtig, dass der Bereich der Anmelde-
steuern noch einmal grundsätzlich angeschaut
wird und eine Ergänzung der Gesetze

vorgenommen wird. Wir verlangen nicht, grund-
sätzlich alle Anmeldesteuern einzubeziehen,
sondern eine innovative Aufzählung zu machen.
Herr Welling hat ja schon einige Punkte ange-
sprochen. Ich möchte das noch ergänzen für den
Bereich der Versicherungsteuer bzw. der Feuer-
schutzsteuer. Dort existiert im Gegensatz zur
Umsatzsteuer ein Zeitmoment. Bei der Umsatz-
steuer hat man regelmäßig Dauerfristverlänge-
rungen. Die gibt es in dem Bereich nicht. Und
auch in diesem Bereich passieren Fehler. Bisher
wurden diese Fehler teilweise einfach im Einver-
nehmen mit der Finanzverwaltung so korrigiert,
dass man die letzte Anmeldung des Jahres zur
Grundlage gelegt hat. Es gibt aber nun eine Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs, die besagt, bei
der Versicherungsteuer müsse man in den
einzelnen Voranmeldungen für den jeweiligen
Monat Korrekturen vornehmen. Dann gibt es eben
Fälle, dass Voranmeldungen verspätet abgegeben
worden sind. Das ist an und für sich nicht
schädlich und würde auch strafrechtlich nicht
relevant sein. Aber wenn man entdeckt, dass für
diese verspätete Voranmeldung ein Fehler
begangen worden ist, und man berichtigt den
Fehler, ist man schon im Bereich der strafrecht-
lichen Verfolgung. Denn die nicht fristgerechte
Meldung war, wenn sie fehlerhaft war, keine
vollständige Berichtigung. Mit Augenmaß, wie
Herr Prof. Jäger das gesagt hat, dürfte das kein
Problem sein. Die Vertreter der Finanzverwaltung
haben ja gesagt, dass man bei derartigen Fällen
mit Augenmaß vorgeht. Leider aber nicht in allen
Fällen. Mir liegen Berichte aus der Praxis vor, wo
eine solche einfache Fehlerberichtigung schon
dazu geführt hat, dass dann die Fälle an die Straf-
und Bußgeldsachenstelle abgegeben worden sind,
dass Fälle weitergeleitet worden sind an die
Staatsanwaltschaft, Ermittlungsverfahren
eingeleitet worden sind, der Vorstand eines
großen Unternehmens dann angeschrieben
worden ist, Personen benannt worden sind aus
der Steuerabteilung, die dann als Beschuldigte
gelten, eine Dame sich zum Beispiel das so zu
Herzen genommen hat, dass sie dann über viele
Wochen nicht mehr arbeitsfähig war. Die Ermitt-
lungen sind im Sande verlaufen, weil eben tat-
sächlich kein Vorsatz vorgelegen hat und auch
keine leichtfertige Steuerverkürzung.

Es wäre schon gut, wenn man die Erleichterungen
im Bereich der Voranmeldungen noch auf die von
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uns genannten Fälle ausdehnen würde. Dazu
gehört auch die Kapitalertragsteuer. Zum anderen
sollte man überlegen, ob man nicht doch eine
gesetzliche Verankerung braucht, die noch klarer
als bisher ist, dass man in den Fällen nicht straf-
rechtlich belangt wird, in denen eine Berichtigung
nach § 153 AO ordnungsgemäß und rechtzeitig
vorgenommen wird. Ansonsten passiert das eben
leider doch in der Praxis der Finanzverwaltung.
Vielleicht wäre es auch eine Möglichkeit, dass
bestehende Verwaltungsanweisungen noch weiter
konkretisiert werden, indem man mit Regel-
beispielen, arbeitet. So wäre klarer, welche Fälle
aufzugreifen sind und an die Straf- und Bußgeld-
stelle zu geben sind und welche Fälle eben nicht.
Vielleicht könnte der Ausschuss auch einen
Hinweis in seinen Bericht aufnehmen, dass es
wünschenswert wäre, hier auf Verwaltungsebene
eine entsprechende Klarstellung für die Praxis der
Finanzverwaltung zu schaffen. Vielen Dank.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Die nächste Fragestellerin für die Fraktion der
CDU/CSU ist Frau Kollegin Kudla.

Abg. Bettina Kudla (CDU/CSU): Meine Frage
richtet sich an Herrn Dr. Schwab von der Bundes-
steuerberaterkammer. Ich möchte das Thema
„Anlaufhemmung“ aufgreifen. Der Gesetzentwurf
sieht eine deutliche Verschärfung vor, dass bei
ausländischen Kapitalerträgen aus Staaten, die
nicht dem automatischen Informationsaustausch
unterliegen, die Anlaufhemmung der Verjährung
verschärft wird. Halten Sie diese Regelung im
Hinblick auf die Praxis sowohl für den Steuer-
pflichtigen als auch für die Finanzverwaltung
überhaupt für handhabbar? Welche Probleme
könnten sich ergeben?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Dr.
Schwab, bitte.

Sv Dr. Hartmut Schwab (Bundessteuerberater-
kammer): Vielen Dank Frau Kudla. Die Anlauf-
hemmung ist eine punktuelle Anlaufhemmung,
und sie betrifft eigentlich nur die Kapitalerträge,
die anderen Aspekte des Steuerfalls bleiben außen
vor. Im Zusammenwirken mit der verlängerten
Festsetzungsfrist für hinterzogene Steuern kann
hier eine Berichtigung, im Prinzip eine Nach-
forderung bis zu 20 Jahren rückwärts erfolgen. Es
ist im Gesetzentwurf vorgesehen, dass Nach-

forderungen, die mehr als zehn Jahre zurück-
gehen, also die Jahre zehn bis zwanzig, nicht in
diesem Verbund drin sind und auch keine Aus-
wirkungen auf den Strafzuschlag haben. Der
Anwendungsbereich ist relativ klein, denn die
EU-Staaten und die EFTA-Staaten, mit denen wir
im Informationsaustausch sind, sind nicht
betroffen. Es bleiben eigentlich nur die bekannten
Steueroasen und vielleicht noch irgendwelche
Länder, die als Ausweichländer von den
Steuerhinterziehern gewählt werden.

In Bezug auf die Unterlagen sehe ich in der Praxis
zwei Probleme: Sie werden teilweise nicht mehr
vorhanden sein. In solchen Ländern wird es
wahrscheinlich kaum Aufbewahrungsfristen
geben. Das ist vielleicht für die Finanzverwaltung
nicht ganz so schlimm. Die Mitwirkungspflichten
nach § 90 Absatz 2 AO sind bei Auslandssach-
verhalten sehr weit gefasst. Das Finanzamt kann
hier schätzen. Aber das Problem ist, es wird
nichts vorliegen, und wir müssen als Steuer-
berater bei einer Selbstanzeige Schätzungen
vornehmen und die Finanzverwaltung muss auch
schätzen. Allein die Tatsache, dass Geld irgendwo
im Ausland ist, sagt noch lange nichts über die
Höhe der Zinsen aus. Wenn man keine Unterlagen
hat, ist es sehr schwierig zu schätzen, ob man
dafür die Umlaufrendite, festverzinsliche Wert-
papiere, Aktiengewinne oder was auch immer
herannehmen soll. Die neue Regelung ist aufgrund
der langen Vergangenheitszeiträume schwierig
anzuwenden.

Hinzu kommt noch, dass der Begriff „Kapitaler-
träge“, wie er jetzt in dem § 170 Absatz 6 EStG
steht, auslegungsbedürftig ist. Er ist nicht iden-
tisch mit dem Begriff der „Einkünfte aus Kapital-
vermögen“, den wir kennen. Es besteht die Frage:
Was ist mit Kapitalerträgen, die im Betriebs-
vermögen anfallen? Das sind auch Kapitalerträge
aus Ausleihungen von Unternehmen an Aus-
länder. Sind sie mit erfasst? Da wird die Recht-
sprechung noch Auslegungsbedarf haben.

Die geplante Vorschrift muss man wohl machen,
um diese Steueroasen einfach auszutrocknen und
keine falschen Anreize zu geben, Sie wird aber in
der Praxis wahrscheinlich sehr schwer handhab-
bar sein. Aber ich gehe davon aus, da der Beginn
dieser Vorschrift ohne Rückwirkung der 1. Januar
2015 ist, dass wir erst im Prinzip in 15 Jahren
wissen, ob das handhabbar ist oder nicht. Vielen
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Dank.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Ein paar
Wochen vorher als in 15 Jahren wüsste ich es
schon gerne. Der nächste Fragesteller für die SPD-
Fraktion ist Herr Schwarz.

Abg. Andreas Schwarz (SPD): Recht herzlichen
Dank. Ich habe zwei Fragen. Einmal an Herrn
Prof. Dr. Jäger, und zwar: Die Wirtschaftsverbände
fordern eine Klarstellung, dass der Geldbetrag
nach § 398a AO nur einmalig zu entrichten ist,
um eine Strafverfolgung der Beteiligten abzu-
wenden. Meine Frage an Herrn Prof. Dr. Jäger ist:
Wie beurteilen Sie diese Forderung? Ist sie mit
dem Inhalt der Regelung vereinbar? Meine zweite
Frage: Der Regierungsentwurf sieht umfangreiche
Änderungen der Sperrgründe nach § 371 Absatz 2
AO vor. Hier würde ich gerne die Bundessteuer-
beraterkammer fragen: Wie beurteilen Sie die
vorgeschlagen Regelungen?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Prof. Dr.
Jäger, bitte.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Prof. Dr.
Jäger, bitte.

Sv Prof. Dr. Markus Jäger (Richter am Bundes-
gerichtshof): Frau Vorsitzende, meine Damen und
Herren Abgeordnete, ich bedanke mich sehr
herzlich für diese Frage. Sie zeigt nämlich auf,
dass in der Praxis noch große Unsicherheiten in
der Beurteilung bestehen, was § 398a AO eigent-
lich für eine Vorschrift ist, und worum es sich bei
dem Geldbetrag, der dort zu bezahlen ist, eigent-
lich handelt. Wenn ich an das Gesetzgebungs-
verfahren im Jahr 2011 zurückdenke, dann war
zunächst im Gespräch, dass man eine steuerliche
Nebenleistung, einen Steuerzuschlag schafft.
Wenn man eine Steuer hat, dann fällt sie einmal
an und ist einmal zu bezahlen. Ich glaube aber
nicht, dass das dann Gesetz geworden ist. Gesetz
ist etwas geworden, was ich als strafprozessuale
Vorschrift bezeichnen würde. Die strafprozessuale
Vorschrift verfolgt einen anderen Gedanken,
nämlich den des Schuldausgleichs. Ich verstehe
die Vorschrift so, dass der Gesetzgeber Folgendes
sagen wollte: Wir haben eine Selbstanzeige und
die Selbstanzeige soll zu einer Strafbefreiung
führen. Jetzt gibt es aber Fälle, die so gewichtet
sind, dass man mit einer bloßen Nachzahlung der
Steuer das Unrecht nicht beseitigt. Das Strafver-
folgungsinteresse des Staates bleibt weiter

bestehen. Deswegen muss man einen weiteren
Ausgleichsbetrag schaffen, damit das Strafver-
folgungsinteresse zurückstehen kann und man
nicht mehr verfolgt. Deswegen entnehme ich
dieser Vorschrift, dass sie ein Verfolgungshinder-
nis enthält, wenn die darin enthaltenen
Leistungen – die Steuernachzahlung und der
Zuschlag – erbracht sind. Wir haben etwas
Ähnliches bereits im § 153a Strafprozessordnung
(StPO) mit der Einstellung des Verfahrens gegen
Geldauflage, verbunden mit einem Strafklage-
verbrauch. Der Unterschied beider Vorschriften
ist, dass beim § 153a StPO die Schuld des Täters
im Einzelfall genau bemessen wird und dann
anhand dieser konkreten Schuld eine im
Einzelfall angemessene Geldbuße bestimmt wird,
die dann zu bezahlen ist. Hier haben wir etwas
anderes: Wir haben Beträge, die alleine am
Hinterziehungsvolumen anknüpfen. Es stellt sich
die Frage: Darf man das? Ich meine, man darf es.
Der Gesetzgeber darf in einem gewissen Umfang
typisieren. Das macht er auch bei der Selbstan-
zeige. Es wird nicht danach gefragt, ob jemand
vorbestraft ist oder nicht, sondern man wird
straffrei, wenn man den Betrag nachbezahlt. Also
meine ich, dass man auch bei Hinterziehungs-
beträgen, die einen größeren Schuldumfang
haben, gegen die Bezahlung eines Geldbetrages
auf die Verfolgung verzichten kann. Dabei muss
aber beachtet werden: Nachdem hier etwas nicht
vorgenommen wird, was sonst im Strafrecht
immer vorgenommen wird, nämlich eine konkrete
Schuldbetrachtung, kann man diese Vorschrift
eigentlich nur als Angebot an einen Steuerhinter-
zieher verstehen, das er entweder annehmen oder
ablehnen kann. Wenn er ablehnt, dann bleibt aber
immer noch die Möglichkeit des § 153a StPO, wo
dann eine nach den konkreten Verhältnissen des
Einzelfalls entsprechende Beurteilung des Schuld-
und Unrechtsgehalts gegeben ist. Das bedeutet im
Ergebnis für die Frage: Ich meine, da es ein
Schuldausgleich ist, ist der Schuldausgleich von
jedem Teilnehmer zu erbringen und nicht nur
insgesamt einmal. Daneben kann man darüber
nachdenken, ob man zwischen Tätern und
Gehilfen differenziert. Sonst ist es auch im
Strafrecht üblich, dass ein Gehilfe eine
Strafrahmenverschiebung nach § 27 Straf-
gesetzbuch (StGB) erhält. Zwingend ist das
meines Erachtens aber nicht, weil auch der
Gehilfe dazu beigetragen hat, dass genau dieses
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Hinterziehungsvolumen im konkreten Fall
entstanden ist. Man könnte also differenzieren,
muss es aber nicht.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Herr Dr. Schwab, bitte.

Sv Dr. Hartmut Schwab
(Bundessteuerberaterkammer): Vielen Dank für
die Frage. In § 371 Absatz 2 AO der neuen
Fassung werden die Sperrgründe erweitert. Ich
werde diese kurz im Einzelnen durchgehen:
Zuerst gibt es eine Ausdehnung auch auf die an
der Tat Beteiligten. Das sind die bereits ange-
sprochenen Anstifter und Gehilfen. Aus Sicht der
Praxis wird sich hier folgendes Problem ergeben:
Wenn etwa ein Unternehmen als Mandant zu uns
kommt und von uns eine Selbstanzeige angefertigt
haben möchte, dann muss ich prüfen, wer an dem
Ganzen beteiligt war und wen ich in der Selbstan-
zeige berücksichtigen muss. Ich muss also bereits
im Vorfeld prüfen, wer Anstifter und wer Gehilfe
ist. Wo fängt die Tätigkeit des Gehilfen an und wo
hört sie auf? Was ist mit der Sekretärin, die dort
mitgemacht hat, weil sie einen Brief geschrieben
hat? Ist sie schon Gehilfin oder nicht? Hat sie
überhaupt durchschaut, was sie dort tut? Es wird
auf jeden Fall für uns komplizierter. Es ist aber
der Wille des Gesetzgebers, dass die Selbstanzeige
verschärft und schwieriger werden soll. Diesen
Willen akzeptieren wir natürlich auch.

Den nächsten Sperrgrund, dass einem an der Tat
Beteiligten die Einleitung eines Straf- oder
Bußgeldverfahrens bekanntgegeben worden ist,
halten wir für sehr problematisch. Denn die
Mitteilung der Verfahrenseinleitung ist eine
täterbezogene Maßnahme. Jetzt wird sie aber eine
tatbezogene Maßnahme. Wenn z. B. ein ehe-
maliger Arbeitnehmer eines Unternehmers zu mir
kommt und sagt, dass er dort etwas gemacht hat
und wir eine Selbstanzeige anfertigen sollen, hat
man natürlich ein sehr großes Risiko. Woher soll
er wissen, ob bei dem Unternehmen eine Außen-
prüfung stattfindet, schon eingeleitet wurde oder
angekündigt wurde oder ob gegen irgendeinen
anderen eine Verfahrenseinleitung bekannt-
gegeben worden ist? Das Risiko einer Selbst-
anzeige, die auch tatsächlich wirkt und die das
erreicht, was der Mandant haben möchte, wird
letztendlich größer.

Dann wurden als Sperrgründe die Umsatzsteuer-
nachschau und die Lohnsteuernachschau herein-
genommen. Das finde ich in Ordnung. Fraglich ist
aber, was hier eigentlich gesperrt ist. Bei der
Umsatzsteuernachschau dürfte eigentlich nur der
Bereich der Umsatzsteuer gesperrt sein. Wenn
man die Sperrgründe des § 371a Absatz 2 Nr. 1 a,
b, c und d AO der neuen Fassung durchsieht,
könnte man auch auf den Gedanken kommen,
dass aufgrund der numerischen Aufzählung auch
die anderen Sachen gesperrt sind. Es wäre
vielleicht gut, wenn man hier in der Gesetzes-
begründung noch eine Klarstellung hinzufügt.

In dem Absatz 2 wurde im Gesetzentwurf durch-
gehend „der Täter“ im derzeit noch geltenden §
371 AO durch „den an der Tat Beteiligten“ ersetzt.
In § 371 Absatz 2 Nummer 2 AO des Gesetzent-
wurfes ist es aber so, dass nur der Täter genannt
wird, jedoch nicht der Tatbeteiligte. Ist das ein
redaktionelles Versehen? Ich meine, dass es hier
auch „an der Tat Beteiligte“ heißen müsste.

Die Milderung der Sperrwirkung, nämlich dass sie
nicht für den Bereich gelten soll, für den eine
Außenprüfung noch nicht angekündigt worden ist
– etwa wenn ich für drei Jahre geprüft werde und
ich vorher entdecke, dass in den zurückliegenden
Jahren etwas passiert war, was man vielleicht
korrigieren sollte – , führt dazu, dass dieser
Bereich der Selbstanzeige noch zugänglich ist. Ich
glaube, dass das der Praxis und auch der
Finanzverwaltung hilft, da es hier einfach die
Notwendigkeit einer Ermittlung nicht gibt, und
der Steuerpflichtige Fehler korrigieren kann, die
länger als der Prüfungszeitraum zurückreichen.
Ich halte es für richtig, wenn das hier so geregelt
wird. Vielen Dank.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Nächster Fragesteller für die Fraktion der
CSU/CSU ist Herr Güntzler.

Abg. Fritz Güntzler (CDU/CSU): Vielen Dank,
Frau Vorsitzende. Ich habe zwei Fragen an Herrn
Welling vom Bundesverband der Deutschen
Industrie e. V. Wie Sie wissen, debattieren und
diskutieren wir derzeit auch über das sogenannte
Zollkodex-Anpassungsgesetz. Hierzu liegen
diverse Anträge des Bundesrates vor, sodass es
durchaus sein könnte, dass sich das Gesetz bis zur
Verabschiedung zeitlich etwas verzögert. In den
Vorschlägen des Bundesrates sind auch Themen
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genannt, die zeitkritisch sein könnten. Ich wollte
konkret zu zwei Themenkomplexen fragen, ob Sie
dort die Überlegung teilen könnten, dies vielleicht
schon im Rahmen dieses Gesetzes zu regeln. Zum
einen geht es um die Zerlegung der Lohnsteuern.
Aufgrund von Verzögerungen bei der Programmie-
rung können den elektronischen Lohnsteuerbe-
scheinigungen für die Jahre ab 2012 derzeit nicht
die Anschriften aus der Datenbank nach § 139b
AO maschinell zugeordnet werden. Dadurch
können den Statistischen Landesämtern der
Wohnsitzländer nicht die für die Zerlegung
maßgebenden Daten zugeleitet werden. Die
Lohnsteuerzerlegung nach § 7 des Zerlegungs-
gesetzes ist damit mindestens im Jahr 2015 nicht
termingerecht möglich. Der Bundesrat schlägt
deshalb hier ab 01.01.2015 eine Übergangs-
regelung vor. Der zweite Themenkomplex betrifft
die Umkehr der Umsatzsteuerschuld bei Metallen.
Sie wissen, dass wir im Rahmen des Kroatien-
gesetzes dort die Umkehr der Steuerschuldner-
schaft eingeführt haben. Dies hat in der Praxis zu
Rechtsunsicherheiten und zu Abgrenzungsfragen
geführt. Der Bundesrat schlägt hier vor – wie in
Österreich –, eine Bagatellgrenze von 5.000 Euro
einzuführen. Was halten Sie davon?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Welling,
bitte.

Sv Berthold Welling (Bundesverband der
Deutschen Industrie e. V.): Frau Vorsitzende, sehr
geehrter Herr Abgeordneter, vielen Dank für die
Frage. Das ist jetzt natürlich ein etwas anderer
Themenkomplex. Wenn es aber notwendig ist,
dann würde ich ganz gerne darauf antworten. Das
Zerlegungsgesetz betrifft die Verteilung der
Lohnsteuer im Rahmen der Finanzverwaltung
beziehungsweise die Verteilung auf der Gläubiger-
seite. Ich glaube, dass eine Übergangsregelung
zwingend erforderlich ist, wenn es dort keine
unmittelbare Programmierung gegeben hat. Es
geht um die Lohnsteuerkarten, auf denen
bestimmte Adressen nicht vermerkt werden
können. Es ist keine Frage, dass es dann dort einer
Übergangsfrist bedarf. Sie sehen allerdings daran,
wie schwierig es ist, solche unmittelbaren
Programmierungen auch zeitgerecht
vorzunehmen.

Da bin ich schon beim nächsten Thema, nämlich
beim Reverse-Charge-Verfahren. Wenn man sich
Folgendes vorstellt: Bei einer Umkehrung der

Steuerschuldnerschaft hat man bei den meisten
Unternehmen zunächst ein IT-Problem. Das heißt,
man führt jetzt die Umsatzsteuer für den je-
weiligen Dienstleister ab, der einem eine
Rechnung gestellt hat. Damit hat man einen
komplett anderen Prozess. Das ist zum 01.10.2014
angekündigt worden, wenn ich es richtig in
Erinnerung habe. Jetzt ist das verschoben worden.
Mit anderen Worten: Viele Unternehmen haben
ihre IT-Systeme schon zeitgerecht darauf einge-
stellt. Jetzt stellen Sie sich einmal vor, was
passieren würde, wenn Sie jetzt noch eine
Bagatellgrenze in Höhe von 5.000 Euro einführen.
Dann müsste man alles wieder rückgängig
machen. Für diesen Bereich findet dann keine
Umkehrung der Steuerschuldnerschaft statt.
Wenn man so etwas einführen würde, dann
würde ich zwingend folgende Empfehlung geben:
Versuchen Sie es zumindest optional, so dass man
darauf reagieren kann – auch im Rahmen der
Programmierung und im Rahmen des Handlings.

Um den unmittelbaren Konnex hier zum Steuer-
strafrecht herzustellen: Wir reden hier über klare
Fehler beziehungsweise auch klare Regelungen,
die strafbewährt sind. Herr Prof. Dr. Jäger,
vielleicht sehen Sie an dieser Norm, dass eine
kurzfristige Umsetzung der Umkehrung der
Steuerschuldnerschaft auch handhabbar sein
muss. Es geht jetzt darum, dass man natürlich
darüber nachdenken kann, ob dieser Fehler mit
Vorsatz, bedingtem Vorsatz oder grob fahrlässig
entstanden ist. Dass er begangen wurde und damit
der objektive Tatbestand verwirklicht wurde, ist
relativ klar. Wir reden jetzt nur noch über den
subjektiven Tatbestand. Das ist meines Erachtens
eine Frage, in der man durchaus gewisse
Wertungen vornimmt. Ich glaube, beim Wort-
beitrag der Deutschen Steuerjuristischen
Gesellschaft ist ganz deutlich geworden, welche
Unterschiede es zum bedingten Vorsatz in der
Rechtsprechung des BGH gibt. Das Spektrum ist
dort auch sehr deutlich geworden.

Vielleicht noch der Appell an Sie, meine Damen
und Herren Abgeordnete: Man hört in der einen
oder anderen Situation, dass es durchaus An-
weisungen im Rahmen der Finanzverwaltung gibt,
dass alle Fälle über 50.000 Euro an die StraBu
(Strafsachen- und Bußgeldstelle) abgegeben
werden sollen. Solche Verwaltungsanweisungen
scheint es wohl zu geben. Ich weiß nicht, ob das
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stimmt. Die Frage ist: Wenn das der Fall sein
sollte, warum gibt es dann keine Transparenz im
Rahmen dieser verwaltungsinternen Anweisung?
Dann könnten beide Seiten damit umgehen, so-
dass man gegebenenfalls auch dieses Instrument
der Strafverfolgung beziehungsweise der strafbe-
freienden Selbstanzeige zum Rechtsfrieden bzw.
zur Beruhigung des Klimas im Rahmen des
Steuerverfahrens weiterentwickeln kann.
Herzlichen Dank.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Der nächste Fragesteller für die Fraktion DIE
LINKE. ist Herr Abg. Pitterle.

Abg. Richard Pitterle (DIE LINKE.): Danke, Frau
Vorsitzende. Die erste Frage geht an Herrn Prof.
Dr. Hechtner. In Ihrer Stellungnahme haben Sie
bedauert, dass eine wissenschaftliche Evaluierung
des Instituts der Selbstanzeige nicht stattgefunden
hat. Warum wäre nach Ihrer Ansicht eine wissen-
schaftliche Evaluierung wichtig gewesen?

Die zweite Frage möchte ich Herrn Prof. Dr. Jäger
stellen: Sie haben vorhin bei den Anmeldesteuern
für mich als Rechtsanwalt nachvollziehbar dar-
gestellt, dass die Fälle der Korrektur von Voran-
meldesteuererklärungen eigentlich überhaupt
nicht das Rechtsinstitut der Selbstanzeige
betreffen, weil es schon bereits an einer Straftat
fehlt, von der man eine Befreiung durch eine
Selbstanzeige erreichen kann. In der Verwaltung
wird das entsprechend moderat gehandhabt.
Solange die Fiktion einer Selbstanzeige vor-
handen ist, muss man nicht prüfen, ob eine
Straftat überhaupt vorliegt, sondern man deckt es
mit dieser Fiktion der Selbstanzeige ab. Wenn
dies nicht der Fall wäre, wäre es dann richtig,
dass den Finanzbehörden weiterhin die Ent-
scheidung obliegt, ob eine Straftat gegeben ist?
Müsste die Entscheidung nicht vielmehr auf die
Ebene der Staatsanwaltschaft, die das Monopol
der Klageerhebung und der Geltendmachung des
Strafanspruchs des Staats hat, geschoben werden?
Sie entscheidet dann zwangsläufig, ob in diesem
Fall überhaupt eine Straftat vorliegt, von der man
dann durch die Selbstanzeige zurücktritt. Welche
Auswirkungen hätte das auf die Arbeit der
Staatsanwaltschaft?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Prof. Dr.
Hechtner.

Sv Prof. Dr. Frank Hechtner (Freie Universität
Berlin): Herr Abgeordneter, vielen Dank für die
Frage. Vielen Dank für das Wort, Frau Vor-
sitzende. Es mag den Praktiker vielleicht nicht
besonders interessieren, aber ich denke, wenn
man zur strafbefreienden Selbstanzeige Stellung
nimmt und auch den Gesetzgeber beraten soll, ist
es gut, dass man dieses Instrument letztendlich
auch offen evaluiert. Wir haben von Tax Justice
Network gehört, dass es in anderen Ländern
andere Regelungen gibt. Man dürfte durchaus
einmal hinterfragen, welche Wirkungen diese
Selbstanzeige auslöst, ob sie zu scharf ist, ob sie
schärfer gemacht werden sollte, welche öko-
nomischen Anreize hier gegeben werden, in die
Steuerehrlichkeit zu gehen, ob es überhaupt
keinen Anreiz gibt oder ob es nur fiskalischen
Interessen sind, die hier beraten werden. Wir
denken, dort ist Raum, noch mehr zu tun. Man
muss nicht nur die haushaltsnahen Dienst-
leistungen nach § 35a EStG evaluieren und dafür
250 Seiten schreiben mit dem Ergebnis, es ist
offen, was rausgekommen ist. Man darf auch die
strafbefreiende Selbstanzeige evaluieren. Wenn
man in den Gesetzentwurf reinschaut, muss man
feststellen, dass dort, wo Zahlenangaben gemacht
worden sind, die Begründungen sehr dürftig sind.
Das Mehraufkommen von 15 Millionen Euro
wurde wenig bis gar nicht begründet. Ich habe
keine Ahnung, mit welchem Hintergrundwissen
man auf diese Zahl gekommen ist. Der Nationale
Normenkontrollrat hat seine Stellungnahme noch
auf den Referentenentwurf bezogen und hat also
selbst noch eine alte Fassung evaluiert. Ich denke,
das ist auch verbesserungsbedürftig. Wenn man z.
B. zum § 398a AO Stellung nimmt, muss man
feststellen, dass nach Mitteilung der Bundes-
regierung diese Regelung beispielsweise im Jahr
2012 nur 89 Mal angewandt wurde. In 2013 liegen
wir bei 200 bis 300 Mal. Insofern darf man
durchaus kritisch hinterfragen, welche öko-
nomischen Anreizwirkungen dort entstehen.
Wenn man einmal privat mit Leuten der
Finanzverwaltung redet – mit dem Herrn
Herrmann –, dann teilt er auch immer gerne mit,
dass Daten vorhanden sind, die man auswerten
könnte. Insofern denke ich, dass es dort Potential
gibt. Man sollte dieses Potential letztendlich
nutzen, um eine wissenschaftliche Aussage dazu
zu treffen, inwieweit man diese Selbstanzeige
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braucht und welche ökonomischen Anreize davon
ausgehen. Vielen Dank.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Herr Prof. Dr. Jäger, bitte.

Sv Prof. Dr. Markus Jäger (Richter am Bundes-
gerichtshof): Ich bedanke mich auch für die Frage.
Es geht im Wesentlichen um die Voranmeldun-
gen. Da möchte ich noch kurz auf Herrn Welling
zum Thema „Umsetzungsprobleme“ antworten.
Ich sehe keinen Vorsatz, wenn ein Unternehmen
es zeitlich nicht schafft, etwas technisch umzu-
setzen. Wenn man etwas nicht kann, kann man
dazu auch nicht verpflichtet sein. Dann muss man
eben anzeigen, dass man das nicht kann, man
Umsetzungsprobleme hat und es anders macht,
bis es umgestellt ist. Ich sehe hier keinen Vorsatz.
Man kommt an dieser Stelle aus dem Vorsatz
heraus.

Jetzt zu der Frage, wer eigentlich den Vorsatz
prüft: Im Steuerstrafrecht ist es anders als im
sonstigen Strafrecht. Wir haben nicht das
Prüfungsmonopol der Staatsanwaltschaft, sondern
die Abgabenordnung sieht vor, dass es bei den
Finanzämtern Bußgeld- und Strafsachenstellen
gibt. In manchen Bundesländern heißt das anders:
Strafsachen- und Bußgeldsachenstellen. Diese
haben die volle staatsanwaltschaftliche Kom-
petenz für die Prüfung. Sie dürfen das Verfahren
aber nicht in eine Anklage und in den Prozess
begleiten. Das heißt: Wenn wir ein Verfahren
haben, wo klar ist, dass es in einen Prozess rein-
gehen muss, muss frühzeitig abgegeben werden.
Das hat der BGH auch schon mehrfach in Ent-
scheidungen ausgeführt. Allerdings würde ich die
Frage, ob ein Anfangsverdacht gegeben ist, jetzt
nicht zwingend zur Staatsanwaltschaft schieben
wollen. Wenn aber ein klarer Fall vorhanden ist,
dass zwar objektiv ein großer Schaden entstanden
ist, aber kein Vorsatz gegeben ist, muss das auch
eine Bußgeld- und Strafsachenstelle leisten
können.

Zur zweiten Frage, die Sie an mich gestellt haben:
Was würde eigentlich passieren, wenn man das
alles von den Staatsanwaltschaften entscheiden
ließe? Dann hätte man dort einen größeren Per-
sonalaufwand. Mehr würde dort nicht passieren.
Die Handhabung ist in den Bundesländern auch
vollkommen unterschiedlich. Es gibt Bundes-
länder, in denen die Staatsanwaltschaft selten

beteiligt wird. Es gibt auch Bundesländer, in
denen man ab einer gewissen, definitiv niedrigen
Grenze die Fälle zunächst alle zur Staatsanwalt-
schaft schickt. Diese schaut sich dann die Fälle an
und schickt sie gegebenenfalls wieder zurück. Das
ist eine Frage der Handhabung. Ich persönlich
habe nichts dagegen, dass man die Finanzämter,
die vom Gesetz her die Kompetenz haben, einen
Anfangsverdacht zu prüfen, dies auch tun lässt.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Nächste Fragestellerin für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN ist Frau Paus.

Abg. Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich
möchte noch einmal Herrn Wehrheim und Herrn
Mallach fragen, wie Sie das Entdeckungsrisiko
einschätzen und inwieweit sich das im Vergleich
zu 2006 oder 2008 verändert hat. Herr Herrmann
hatte schon darauf hingewiesen, dass es – auch
wenn jetzt der automatische Informationsaus-
tausch mit dem Foreign Account Tax Compliance
Act (FATCA) usw. kommt – noch Schlupflöcher
geben wird. Mich würde Ihre Einschätzung auch
vor dem Hintergrund interessieren, dass der
automatische Informationsaustausch sehr wahr-
scheinlich erst frühestens im Jahr 2017 kommt.
Wir reden auch über Rückwirkungen. Steuer-
hinterziehung ist kein Thema, das nur in einem
Jahr passiert. Eine Steuerhinterziehung, die im
Jahr 2014 stattgefunden hat, wird nicht ganz so
einfach bis 2017 aus den Büchern verschwunden
sein. Zu der Entwicklung des Entdeckungsrisikos
würde mich Ihre Einschätzung interessieren. Wie
lange brauchen wir das Instrument der strafbe-
freienden Selbstanzeige noch, um den Dingen im
Sinne einer Kronzeugenregelung habhaft zu
werden? Wie würden Sie das einschätzen?
Könnten Sie in dem Kontext auch noch etwas
zum Thema „Anlaufhemmung“ sagen? Herr
Schwab hatte seine Einschätzung dazu gegeben.
Ist das so richtig oder sollte man das Instrument
der Anlaufhemmung noch erweitern? Was ist Ihre
Meinung zur Regelung der Anlaufhemmung im
Gesetz?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr
Wehrheim, bitte.

Sv Frank Wehrheim: Danke für die Frage. Meine
Einschätzung zum Entdeckungsrisiko ist folgende:
Zunächst ist die Selbstanzeige grundsätzlich eine
politische Entscheidung. Wenn man sich für die
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Selbstanzeige entscheidet, die es nach meinem
Wissen seit 100 Jahren gibt, dann wird sie wohl
auch in der Folge bleiben. Die Selbstanzeige ist
auch nicht in erster Linie für Kapitaleinkünfte da.
Man darf auch nicht vergessen, dass die Selbst-
anzeige den gesamten anderen strafrechtlichen
Bereich umfasst. Es ist in der Tat so, dass im
Moment ein Entdeckungsrisiko besteht. Das kann
ich als Steuerberater bestätigen. Wenn ich meinen
Zulauf an Fällen sehe und das auf die Kollegen
hochrechne, dann scheint das Entdeckungsrisiko
im Moment darin zu liegen, dass die Länder, die
sich jetzt ab 2017 dem automatischen Informati-
onsaustausch angeschlossen haben, Druck
machen. Spannend wird auch sein, ob noch
weitere Länder dem folgen werden. Dann kann
das Entdeckungsrisiko weiter ein Thema sein.

Ein Entdeckungsrisiko sehe ich auch bei dem, was
im Moment in Luxemburg mit Luxemburg-Leaks
stattfindet. Daneben stellen die Steuer-CDs oder
das Durchstechen von Informationen an Jour-
nalisten ein Entdeckungsrisiko dar. Wir hatten
Offshore-Leaks, jetzt haben wir Luxemburg-Leaks.
Daraus entsteht tatsächlich – unabhängig vom
Ankauf von Steuer-CDs – ein Entdeckungsrisiko.
Dort wird auch weiter die Selbstanzeige eine Rolle
spielen.

Was die Anlaufhemmung betrifft: Es ist auch eine
politische Entscheidung zu sagen, dass bei den
Länder, die sich nicht beteiligen, eine andere
Verjährung eine Rolle spielen soll. Das verstehe
ich. Aber man muss abwarten, wie sich das in der
Praxis entwickelt.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Herr Mallach, bitte.

Sv Heinz-Joachim Mallach (Finanzamt für
Steuerstrafsachen und Steuerfahndung Hagen):
Vielen Dank für die Frage. Das Entdeckungsrisiko
hat nichts mit der Selbstanzeige zu tun. Für den
Bereich der Kapitaleinkünfte ist es so, dass
– jedenfalls in der Öffentlichkeitswahrnehmung –
das Risiko der Entdeckung gestiegen ist. Des-
wegen versuchen viele, für sich Rechtssicherheit
zu schaffen. Ich hoffe, dass weiterhin ein sehr
hohes Entdeckungsrisiko gemutmaßt wird und
viele Leute steuerehrlich werden wollen, unab-
hängig ob es Kapitaleinkünfte betrifft oder nicht.
Natürlich existieren jetzt auch schon Vermei-
dungsstrukturen und es wird in Drittländer

ausgewichen. Insofern begrüße ich die Regelung
über die Anlaufhemmung, weil sich niemand
sicher sein kann, dass sich nicht in der Zukunft
doch noch einmal irgendjemand Daten besorgt,
mit denen er persönlich Geld verdienen will. Das
ist zwar nicht schön, führt aber letztendlich dazu,
dass Leute reglementiert werden, die vorsätzlich
den deutschen Fiskus betrügen. Es gibt auch die
Selbstanzeige im Nicht-Kapitaleinkünftebereich.
Es gibt ein Entdeckungsrisiko, was auch für
Unternehmen sehr gefährlich ist. Das ist dieser
Trend der Whistleblower, dass Leute auf einmal
unzufrieden sind und sagen, dass sie etwas haben
und sich moralisch nicht in der Verfassung
fühlen, Dinge mitzutragen. Auch das ist ein
Risiko, das bedingt durch den Zeitgeist dazu
führt, dass auf einmal Leute, die unter Druck
stehen, zum Instrument der Selbstanzeige greifen.
Insofern hat das nicht nur eine Bedeutung für
Kapitaleinkünfte, sondern für jegliche Einkunfts-
art. Danke.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Nächster Fragesteller für die Fraktion der
CSU/CSU ist Herr Abg. Feiler.

Sv Uwe Feiler (CDU/CSU): Vielen Dank. Meine
Frage richtet sich zum einen an die Stiftung
Familienunternehmen und zum anderen an Herrn
Dr. Holst. Ich möchte noch einmal auf die Sperr-
wirkung für eine strafbefreiende Selbstanzeige
nach § 371 Absatz 2 Nr. 1 AO eingehen. Der
Gesetzentwurf sieht vor, dass die bisher um-
fassende Sperrwirkung auf den sachlichen und
zeitlichen Umfang der angekündigten Außen-
prüfung beschränkt wird und dadurch für
Zeiträume, die außerhalb der angekündigten
Außenprüfung liegen, eine Selbstanzeige
grundsätzlich möglich bleibt. Jetzt ist meine
Frage, ob aus Ihrer Sicht diese Einschränkung der
Sperrwirkung ausreichend ist, um gerade
anschlussgeprüften Unternehmen – insbesondere
Großkonzerne – die Möglichkeit der Selbstanzeige
zu geben, die bisher ja deutlich eingeschränkt
beziehungsweise gar nicht möglich war.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Lefarth,
bitte.

Sv Matthias Lefarth (Stiftung Familienunter-
nehmen): Frau Vorsitzende, Herr Abg. Feiler,
vielen Dank für die Frage. Die Stiftung Familien-
unternehmen steht natürlich für die Einhaltung
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des Rechts und ich möchte vorneweg sagen, dass
die Unternehmen in Deutschland zu 91 Prozent
familienkontrolliert sind. Die Top 500 der
Familienunternehmen, für die ich hier stehe,
beschäftigen alleine 4,6 Millionen Menschen in
diesem Land. Das sind alles anschlussgeprüfte,
also dauergeprüfte Unternehmen.

Zunächst möchte ich vor der Klammer noch ein-
mal ausdrücklich feststellen, dass es richtig ist,
dass sich die Politik dafür entscheidet, an der
strafbefreienden Selbstanzeige festzuhalten. Die
Frage aus Sicht der großen Familienunternehmen
ist, ob sie auch faktisch bestehen bleibt. Das hängt
mit Ihrer Frage zusammen, Herr Abg. Feiler. Es ist
ausdrücklich zu begrüßen, dass es jetzt im Regie-
rungsentwurf – im Vergleich zum Referenten-
entwurf – eine Änderung dahingehend gegeben
hat, dass die Sperrwirkung der Selbstanzeige sich
jetzt auf den sachlichen und auf den zeitlichen
Umfang der Außenprüfung beschränken soll. Das
ist zweifelsohne ein Fortschritt. Es ist offensicht-
lich gesehen worden, dass hier ein Problem
besteht. Das Problem ist aber natürlich, dass es
sich bei den großen Familienunternehmen immer
um dauergeprüfte Unternehmen handelt. Die
Prüfungsanordnung hat eine Infektionswirkung
für den gesamten Prüfungszeitraum. Die Sperr-
wirkung wirkt also dergestalt, dass sie für den
gesamten Prüfungszeitraum der Prüfungs-
anordnung keine strafbefreiende Selbstanzeige
mehr abgeben können. De facto bedeutet das
eigentlich für die großen Familienunternehmen
die Abschaffung des Instituts der strafbefreienden
Selbstanzeige. Ich glaube, das kann politisch so
nicht gewollt sein. Ich will Ihnen kurz sagen,
warum das eigentlich nicht gewollt sein kann.
Denken Sie an den Bereich der Umsatzsteuer. Da
haben wir eine Herabsenkung des Schwellen-
wertes auf 25.000 Euro. Das war vorhin schon
einmal Thema. Die Problematik ist, dass beispiels-
weise bei einem großen Unternehmen mit
500 Millionen Euro Umsatz die 25.000 Euro-
Grenze gerade einmal 0,04 Prozent ausmacht. Das
heißt, sie liegen im Promillebereich. Darüber
hinaus greift hier das Kompensationsverbot.
Denken Sie an den Bereich der Verrechnungs-
preise. Da haben Sie regelmäßig Abweichungen
zwischen Betriebsprüfer und den Steuerab-
teilungen in den großen Familienunternehmen.
Hier greift in der Praxis immer der Eventual-
vorsatz. Das heißt, Sie haben hier de facto ein

ernsthaftes Problem, wenn Sie nicht das Institut
der strafbefreienden Selbstanzeige für die dauer-
geprüften Unternehmen erhalten. Das wird nur
funktionieren, wenn bei den Unternehmen, bei
denen eine Prüfungsanordnung vorliegt und die
Entdeckung der objektiven Unrichtigkeit noch
nicht durch den Betriebsprüfer erfolgt ist, eine
strafbefreiende Selbstanzeige für die dauer-
geprüften Unternehmen möglich bleibt. Die
Prüfungsanordnungen umfassen häufig 5 oder 10
Jahre. Dann hätten Sie nie einen Zeitraum, der
von einer Prüfungsanordnung zeitlich nicht
umfasst ist. Ich glaube, dass das nicht gewollt sein
kann. Das würde in vielen Fällen, bei denen es
überhaupt nicht um kriminelle Energie geht,
Steuergestaltungen zu betreiben, zu erheblichen
Problemen führen. Insofern plädieren wir
abschließend dafür, dass § 371 Absatz 1 AO für
die dauergeprüften Unternehmen derart ergänzt
wird, dass für sie die strafbefreiende Selbstanzeige
erhalten bleibt, wenn die Aufdeckung der
objektiven Unrichtigkeit durch den Betriebsprüfer
noch nicht erfolgt ist. Vielen Dank.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Herr Dr. Holst, bitte.

Sv Dr. Berend Holst (Leiter Steuern und Zölle,
Volkswagen AG): Vielen Dank für die Frage. Ich
kann mich meinem Vorredner im Wesentlichen
nur anschließen. Wir haben zurzeit Parallel-
prüfungen für 10 Jahre – 2001 bis 2010 – und sind
damit faktisch von der Selbstanzeige ausge-
schlossen. Ob das nun gut oder schlecht ist, lassen
wir mal dahingestellt, weil ich eigentlich der
Meinung bin, dass wir gar keine Fälle haben, die
eine Selbstanzeige erforderlich machen. Wir
haben letztendlich mehr das Problem der
Abgrenzung zwischen § 153 AO und § 371 AO.
Ich habe die Worte von Herrn Prof. Dr. Jäger
gehört. Ich kann Ihnen nur versichern, dass das in
der Praxis nicht so eindeutig ist, wie Sie das hier
darstellen. Meines Erachtens gibt es ein erheb-
liches Informationsdefizit, eine erhebliche
Unsicherheit im Rahmen der Finanzverwaltung,
welchen Weg man geht. Objektiv sind ja beide
Tatbestände gleich. Ich habe einen Fehler
gemacht, habe zu wenig Steuern gezahlt und
möchte das korrigieren. Der Unterschied ist allein
im subjektiven Tatbestandsbereich. Leider neigt
die Finanzverwaltung zur Zeit aufgrund von
Verunsicherung oder sonstigen Dingen dazu,
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Sachen zur StraBu zu geben, die dann nachher
nicht zur Verurteilung führen, aber bei Mit-
arbeitern und Verantwortlichen in der Steuer-
abteilung zu erheblichen Unsicherheiten führen.
Danke schön.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Nächster Fragesteller für die Fraktion der SPD ist
Herr Abg. Binding.

Abg. Lothar Binding (Heidelberg) (SPD): Ich habe
eine Frage an Herrn Mallach und eine zweite
Frage an Herrn Eigenthaler von der Deutschen
Steuer-Gewerkschaft. Wenn ich das richtig
gelesen habe, schlägt der Volkswagen-Konzern
vor, mit einer Organisations- und Systemprüfung
durch die Finanzverwaltung den Vorwurf des
Organisationsverschuldens auszuschließen. Frage
an Herrn Mallach: Wie beurteilen Sie diesen
Vorschlag? Welche Konsequenzen hätte es, wenn
wir dem folgen?

Eine Frage an Herrn Eigenthaler: Die Wirtschafts-
verbände fordern, bedingt vorsätzlich begangene
Steuerhinterziehungen entweder von den
Verschärfungen des Schwarzgeldbekämpfungs-
gesetzes auszunehmen oder zur Ordnungswidrig-
keit abzustufen. Wie schätzen Sie die Folgen eines
solchen Vorschlages nach eventuell erfolgten
Rechtsänderungen ein, wenn wir für bedingt
vorsätzlich begangene Steuerhinterziehungen das
einrichten? Oder halten Sie es für zielführender,
eine bundesweit einheitliche Anwendung des §
153 AO umzusetzen?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Mallach,
bitte.

Sv Heinz-Joachim Mallach (Finanzamt für
Steuerstrafsachen und Steuerfahndung Hagen):
Vielen Dank für das Wort. Sie fragen nach der
Auswirkung einer Organisations- und System-
prüfung und ob dann ein Schuldvorwurf ausge-
schlossen werden kann. Der Vorschlag hat mich
etwas überrascht. Ich denke viele – insbesondere
auch VW – haben eine sehr gute Compliance-
Strategie. Sie haben klare Regeln, wie sie letzt-
endlich Vorgänge zu buchen haben. Sie haben ein
Regelungssystem aufgestellt, wer wofür verant-
wortlich ist. Sie haben eine Aufsicht mit ange-
messenem Personal, die auch darauf achtet, dass
danach gelebt wird. Ich greife das auf, was Herr
Prof. Dr. Jäger gesagt hat. Man muss vorsätzlich
Steuern hinterziehen, bevor man bestraft wird.

Wer sich als professioneller Laie für bestimmte
steuerliche Fragen durch Sachkundige be-
scheinigen lässt, dass er sauber arbeitet, dem
sollte seitens der Finanzverwaltung oder Staats-
anwaltschaft niemals ein strafrechtlich relevanter
Vorwurf gemacht werden können. Mich ver-
wundert, dass die Finanzverwaltung jetzt ein
Regelsystem mit gutem Glauben versehen soll.
Man sollte eher auf der anderen Seite sicher-
stellen, dass der Gutglaube nicht ausgenutzt wird.
Es gibt Fälle, in denen der gute Glaube des Gesetz-
gebers ausgenutzt wurde. Das sehen wir beim
Umsatzsteuerkarussell sehr gut. Es gibt z. B. den
Gutglaubensschutz bei Kapitalanlagen und dort
sieht man die Cum-Ex-Geschäfte. Dort werden
gegen den Willen des Gesetzgebers Manipula-
tionen vorgenommen. Die Staatsanwaltschaft und
die Gerichtsbarkeit sind hier immer in der Verant-
wortung zu sagen, dass das zu viel war. Das setzt
dann aber voraus, dass ich einen individuellen
Schuldvorwurf führen kann, der sicherlich nicht
auf ein Unternehmen und schon gar nicht auf eine
Vorstandsebene, die davon nichts wusste,
zurückzuführen ist. Danke.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Herr Eigenthaler, bitte.

Sv Thomas Eigenthaler (Deutsche Steuer-Gewerk-
schaft e. V.): Frau Vorsitzende, sehr geehrte
Damen und Herren, die Frage war, wie das mit
dem bedingten Vorsatz im Steuerstrafrecht ist. Ich
meine, Herr Prof. Dr. Jäger hat dazu vorhin schon
einmal Ausführungen gemacht. Es wäre ein
völliger dogmatischer Einbruch in strafrechtliche
Kategorien, wenn man den direkten Vorsatz vom
Dolus Eventualis – also vom bedingten Vorsatz –
abtrennen würde. Ich glaube nicht, dass das ein
richtiger Ansatz wäre. Wir können in der Praxis ja
nicht in die Köpfe der Leute hineinschauen. Herr
Welling vom BDI hat vorhin den Fall des direkten
Vorsatzes angesprochen, den man vielleicht bei
den Auslandsanlagen wirklich fixieren kann. Wer
ins Ausland geht und hohe Beträge dort schwarz
anlegt, geht in der Regel konspirativ vor. Da haben
wir den klaren Fall des direkten Vorsatzes. Alle
anderen Fälle sind irgendwo in einem Grenz-
bereich vom bloßen Vergessen, leichter Fahr-
lässigkeit, grober Fahrlässigkeit, billigender
Inkaufnahme bis hin zum direkten Vorsatz. Das
können wir in der Praxis nicht auseinander-
klamüsern. Deshalb müssen wir schauen, dass wir
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den bedingten Vorsatz gut nachweisen können.
Das müssen die Justiz und auch unsere Straf- und
Bußgeldsachenstellen tun. Das gelingt in aller
Regel auch. Für die Fälle der Fahrlässigkeit haben
wir eine eigene Norm, bei der wir im Ordnungs-
widrigkeitenrecht landen. Ich glaube nicht, dass
dieser Weg irgendwie weiterführen oder ein
Problem lösen würde.

Herr Abg. Binding, Sie haben § 153 AO ange-
sprochen. Der Betroffene und sein Berater müssen
zunächst selbst einschätzen, ob sie einen relativ
gefahrlosen Weg einer Nachdeklaration im
Rahmen ihrer Mitwirkungspflicht einschlagen
oder ob sie das Gefühl haben, dass bereits ein
strafrechtlicher Vorwurf vorliegen könnte. Dann
ist man bei der Selbstanzeige, die ihre Voraus-
setzungen wie etwa das Vollständigkeitsgebot hat.
Damit wird es auch teurer und komplizierter. Das
muss der Betroffene abschätzen. Wenn er krimi-
nell gehandelt hat, muss er die Folgen nach
§ 371 AO und § 398a AO tragen und ist dann
nicht mehr bei § 153 AO dabei. Vielen Dank.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Nächste Fragestellerin ist für die Fraktion der
CSU/CSU Frau Abg. Kudla.

Abg. Bettina Kudla (CDU/CSU): Meine Frage
richtet sich an die Stiftung Familienunternehmen,
Herrn Lefarth, und an den Bundesverband
deutscher Banken, Herrn Schaap. Nach dem
Gesetzentwurf werden künftig mit Abgabe der
Selbstanzeige die Zinsen sofort zu entrichten sein.
Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die nachzu-
zahlende Steuer, die Zinsen und die Zuschläge
innerhalb einer angemessenen Frist zu zahlen
sind. Ist der Gesetzentwurf hier präzise genug? Ist
das für den Steuerpflichtigen eindeutig? Gerade
wenn er sich eventuell in einer wirtschaftlichen
Schieflage befindet bzw. auch im Hinblick darauf,
dass über 90 Prozent der Fälle Steuerhinter-
ziehungsbeträge von unter 50.000 Euro sind. Denn
die Intention des Gesetzes ist es, einen größeren
Anreiz auch für die Rückkehr in die Steuerehr-
lichkeit zu bieten. Die Zinsen können nur gezahlt
werden, wenn die Steuer eindeutig für die ver-
gangenen zehn Jahre, die nacherklärt werden
müssen, berechnet werden kann. Ist das im
Hinblick auf die Beschaffung von Bankbelegen
realistisch, die gegebenenfalls zehn Jahre
zurückreichen müssen?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Schaap,
bitte.

Sv Heinz-Udo Schaap (Bundesverband deutscher
Banken e. V.): Frau Vorsitzende, Frau Abg. Kudla,
Sie haben im Kern gefragt, ob die Banken dem
Steuerpflichtigen helfen können, damit er einmal
einen Überblick bekommt, was auf ihn zukommt.
Daran knüpfen ja auch die Zinsen und Zuschläge
an. Inwieweit der Steuerpflichtige dann in der
Lage ist, die Zuschläge zu zahlen, können die
Banken natürlich nicht sagen. Anknüpfungspunkt
Ihrer Frage ist ja, dass es im Gesetzentwurf zwei
Verschärfungen gibt: Einmal, dass über einen
Zeitraum von zehn Jahren die Angaben über die
Steuerstraftaten vollständig gemacht werden
müssen, unabhängig davon, ob der Strafvorwurf
nach fünf Jahren verjährt ist. Das andere ist, dass
in bestimmten Auslandsfällen außerhalb der EU
und der sogenannten Freihandelsassoziation die
Festsetzungsverjährung über eine Zeit von über
zehn Jahren ausgedehnt werden kann.

Was die Angaben anbetrifft, die der Steuer-
pflichtige braucht: Ich kann mich hier nur auf
Kapitalerträge beschränken. In der Tat ist der
Steuerpflichtige auf die Hilfe der Kreditinstitute
angewiesen und natürlich auch darauf, inwieweit
sie die nötigen Angaben möglichst lückenlos
machen können. Lassen Sie mich vielleicht
zwischen Ausland und Inland differenzieren. In
Deutschland ist es so, dass die Banken aufgrund
der Aufbewahrungsfristen verpflichtet sind,
Belege der Kunden vorzuhalten. Belege sind
Erträgnisaufstellungen aus den Jahren vor
Einführung der Abgeltungsteuer im Jahr 2009.
Nach 2009 gibt es im Inland keine Steuer-
hinterziehung von Kapitalerträgen bei Banken
mehr, weil die Steuer direkt von den Banken
abgezogen wird. Was die Zeiträume davor
anbetrifft, sind die Banken in Deutschland in der
Lage, den Kunden die Erträgnisaufstellungen zur
Verfügung zu stellen. Ich glaube das dürfte
möglich sein.

Ich erlaube mir trotzdem folgenden Hinweis: Es
hat ja einmal eine Initiative von Seiten des
Bundes gegeben, was die Aufbewahrungsfristen
anbetraf. Die Aufbewahrung ist mit Aufwand für
die Banken und für andere Unternehmen
verbunden. Man hatte gesagt, dass man diese
Kosten unter dem Stichwort „Bürokratiekosten-
abbau“ beschränken will. Es gab einmal eine
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Initiative, die Fristen auf sieben und fünf Jahre
schrittweise zurückzuführen. Das dies nicht mehr
möglich sein wird, ist durch den heute vor-
liegenden Gesetzentwurf nun zementiert. Das
muss man eindeutig sehen.

Zur Situation in anderen Länder: Da gibt es sehr
unterschiedliche Aufbewahrungsfristen. Die sind
nicht – wie bei uns – regelmäßig zehn Jahre,
sondern sind teilweise auf sieben oder sogar drei
Jahre beschränkt. So kann man nicht sicher sein,
dass der Kunde in jedem Fall die notwendigen
Unterlagen bekommt. Sicherlich sind die Unter-
lagen aus dem Ausland auch nicht so differen-
ziert, wie die deutschen Banken das zur Ver-
fügung stellen. Die Schweiz kann die zehn Jahre
gewährleisten, und in Österreich ist die Situation
ähnlich. Für andere Länder gibt es in der Tat
gewisse Schwierigkeiten beim Nachweis. Das ist
meines Erachtens kein K.o. für die strafbefreiende
Selbstanzeige, denn es hat ja auch früher schon
die Notwendigkeit gegeben, gewisse Sachverhalte
und Zeiten nachzuvollziehen. Dann muss man
das eben im Wege der Schätzung tun. Aber noch
einmal: Es wird sicherlich je nach Land in oder
außerhalb von Europa gewisse Schwierigkeiten
geben können. .Vielen Dank.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Lefarth,
bitte.

Sv Matthias Lefarth (Stiftung Familienunter-
nehmen): Das ist auch relativ kurz beantwortet:
Wir haben mit der Verschärfung der Voraus-
setzungen der strafbefreienden Selbstanzeige ein
weiteres Kriterium – nämlich die Zahlung der
Hinterziehungszinsen. Ihre Frage war ja, ob die
Gesetzesformulierung hier hinreichend klar ist.
Unseres Erachtens ist sie nicht hinreichend klar.
Es gibt zwei Formen von Hinterziehungszinsen.
Einmal für den Zeitraum der berichtigten Steuer-
straftaten und zum anderen für den Zeitraum, der
strafrechtlich nicht verjährten Steuerstraftaten. Da
ist es wirklich erforderlich, dass das Gesetz ein-
deutig formuliert. Wir plädieren dafür, dass dies
auch in der Gesetzesbegründung ausdrücklich
noch einmal klargestellt wird, dass es um die
nicht verjährten Steuerstraftaten geht. Danke.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Für die Fraktion der CSU/CSU kommt jetzt noch
einmal Frau Abg. Kudla dran.

Abg. Bettina Kudla (CDU/CSU): Meine Frage
richtet sich an die Deutsche Steuer-Gewerkschaft
und an Herrn Prof. Dr. Mellinghoff. Mit der
Nacherklärungsfrist, die auf zehn Jahre ausge-
dehnt wird – und auch im Hinblick auf die
Anlaufhemmung ausländischer Kapitalerträge –
müssen die Finanzbehörden immer länger die
Steuerunterlagen des Steuerpflichtigen aufbe-
wahren. Wie bewerten Sie dies im Hinblick auf
die Wahrung des Steuergeheimnisses?

Die Frage an Herrn Prof. Dr. Mellinghoff: Die
Teilselbstanzeige ist im Bereich der Umsatzsteuer
und der Lohnsteuer weiterhin möglich. Jetzt ist
aber doch die entscheidende Frage, wie mit den
offenen Fällen umzugehen ist? Müsste hier eine
Übergangsregelung in das Gesetz aufgenommen
werden?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Herr Eigenthaler, bitte.

Sv Thomas Eigenthaler (Deutsche Steuer-Gewerk-
schaft e. V.): Vielen Dank. Wir müssen bei
Aufbewahrungsfristen zwischen den Fristen
unterscheiden. Es gibt Fristen, die sich die
Verwaltung selbst auferlegt, dass wir auch Jahre
zurückgehen können. Das sind bei uns in-
zwischen elektronische Daten. Da muss man
einfach darauf achten, dass der Bund zusammen
mit den Ländern die Vorschriften, die internen
Verwaltungsvorschriften und möglicherweise
auch gesetzliche Vorschriften, so anpasst, dass
man auch dem Auftrag, der in § 371 AO nieder-
gelegt wird, folgen kann. Davon abzugrenzen sind
die Aufbewahrungsfristen, die für Unternehmen
und für die Wirtschaft gelten. Es ist natürlich klar,
dass das nicht miteinander konkurrieren kann.
Man kann nicht auf der einen Seite Fristen ab-
kürzen und hinterher sagen, dass man für zehn
Jahre vollständige Unterlagen vorlegen muss. Mit
dem Steuergeheimnis haben beide Fristen – mei-
nes Erachtens – nichts zu tun, auch nicht die
behördliche Aufbewahrungsfrist. Steuergeheimnis
heißt ja, dass wir keine Daten an Unbefugte geben
dürfen. Das ist der Fall, egal ob Fristen fünf oder
zehn Jahre betragen. Vielen Dank.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Herr Prof. Dr. Mellinghoff, bitte.

Sv Prof. Dr. Rudolf Mellinghoff (Präsident des
Bundesfinanzhofs): Vielen Dank, Frau Abg. Kudla,
für die Frage. Die Frage der Übergangsregelung ist
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in den verschiedenen Stellungnahmen deutlich
angesprochen worden, wie auch überhaupt bei
vielen Regelungen ein Präzisierungsbedarf durch
den Gesetzgeber aus meiner Sicht noch erforder-
lich ist. Das beginnt mit § 170 Absatz 6 AO. Darin
sind die Kapitalerträge beschrieben, ohne dass
man genau weiß, was damit gemeint ist. In § 371
Absatz 2 Nummer 1b AO geht es um die Selbst-
anzeige von einem Beteiligten, wobei nicht ganz
sicher ist, ob er das wissen muss oder nicht. Bei §
371 Absatz 2a AO stellt sich die Frage, ob das alle
Angemeldeten betrifft, und bei § 398a AO, wie
das berechnet wird. Das ist alles ausführlich in
den Stellungnahmen, die Ihnen vorgelegt worden
sind, niedergelegt. Ich denke, dass wird der
Finanzausschuss des Deutschen Bundestages
ordentlich bewältigen. Daran habe ich keine
Zweifel.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank für
Ihr Vertrauen. Nächster Fragesteller für die
Fraktion DIE LINKE. ist Herr Abg. Pitterle.

Abg. Richard Pitterle (DIE LINKE.): Ich habe eine
Frage an Herrn Herrmann und Herrn Prof. Dr.
Hechtner. Sowohl Straffreiheit, als auch Absehen
von der Strafverfolgung, sollen künftig nur noch
möglich sein, sofern nicht nur – wie bisher – die
hinterzogenen Steuern, sondern auch die darauf
entfallenden Hinterziehungszinsen und Nach-
forderungszinsen nachgezahlt wurden. Inwiefern
stellt die Maßnahme aus Ihrer Sicht eine sinnvolle
Gesetzesverschärfung dar?

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr
Herrmann, bitte.

Sv Klaus Herrmann (Landesamt für Steuern
(Rheinland-Pfalz): Ich glaube, das habe ich auch
schon geschrieben. Ich halte es für nicht sinnvoll,
denn weder mir noch befragten Kollegen, noch
befragten Steuerstrafverteidigern ist nur ein Fall
bekannt geworden, in dem bei einer Selbstanzeige
die Hinterziehungszinsen nicht gezahlt werden
konnten. Wer eine Selbstanzeige einlegt, braucht
Geld. Wenn ich kein Geld habe, kann ich keine
Selbstanzeige machen, weil ich die Hauptschuld
und die Hinterziehungszinsen nicht begleichen
kann. Ich sehe dadurch einen Nachteil, weil der
Verwaltungsaufwand viel umfangreicher wird.
Man muss nicht nur überwachen, ob die Haupt-
schuld gezahlt wurde, sondern muss auch über-
wachen, ob die Zinsen gezahlt wurden. Ich kann

die Zinsen erst festsetzen, wenn die Hauptschuld
gezahlt ist, weil erst dann der Zinslauf endet. Bei
gleicher Sachlage wird diese Regelung dazu
führen, dass die Selbstanzeigen deutlich länger im
Verfahren schweben bleiben. Man wird auch
Personal brauchen, um das zu überwachen. Ich
gehe davon aus, dass die Selbstanzeige zwischen
ein viertel und ein halbes Jahr länger dauern wird
– und das ohne einen ersichtlichen Mehrwert.
Deswegen wäre ich sehr dafür, diese Regeln fallen
zu lassen. Danke.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Herr Prof. Dr. Hechtner, bitte.

Sv Prof. Dr. Frank Hechtner (Freie Universität
Berlin): Vielen Dank für die Frage. Herr Herrmann
hat die praktische Seite angesprochen. Ich denke,
er ist dort Experte, und das wird dann wohl auch
so eintreffen. Letztendlich ist das für mich vor
allem eine politische Entscheidung. Möchte ich
eine Verschärfung haben? Dann kann ich die
Zinsen durchaus mit einbeziehen. Wir sehen aber,
dass im Gesetzentwurf nicht in allen Fällen die
Zinsen zu zahlen sind. Bei den Voranmeldungen
sind sie nicht zu zahlen, bei der leichtfertigen
Steuerverkürzung sind sie auch nicht zu zahlen.
Wenn sie der praktischen Umsetzung mehr
Gewicht schenken, dann sollten Sie wahr-
scheinlich auf den Herrn Herrmann hören. Wenn
Sie hier der Abschreckung und der besondere
Härte in der Liquiditätswirkung stärker Rechnung
tragen wollen, dann sollten Sie Zinsen mit
aufnehmen. Vielen Dank.

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank.
Letzte Fragestellerin für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN ist Frau Abg. Paus.

Abg. Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich
frage noch einmal Herrn Herrmann zu zwei
Punkten. Das eine ist der Strafzuschlag über
§ 153a StPO. Den hatten wir gerade schon. Mir
geht es noch einmal darum, ob Sie auch Probleme
in Bezug auf die Anrechnung des Strafzuschlags
auf die Geldstrafe sehen. Das war ja bei anderen
auch schon einmal Thema. Dazu hätte ich gerne
noch Ihre Meinung. Dann möchte ich noch einmal
auf das Thema „Umsatzsteuervoranmeldung“
zurückkommen. Es haben hier einige gefordert,
das auszuweiten. Dazu würde mich Ihre Ein-
schätzung auch interessieren. Sehen Sie
tatsächlich ein strukturell vergleichbares





 
Öffentliche Anhörung zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung der Abgabenordnung und des Einführungsgesetzes zur Abgaben-
ordnung – Bundesrat-Drucksache 431/14 – Strafbefreiende Selbstanzeige  

 
Sehr geehrte Frau Arndt-Brauer,  
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit, an der Anhörung zu dem oben bezeichneten Gesetz-
entwurf teilnehmen zu dürfen. Vorab übersenden wir unsere schriftliche Stellungnahme. 
 
Der Gesetzentwurf sieht eine Verschärfung der Voraussetzungen für eine strafbefreiende 
Selbstanzeige vor. Klar ist, dass Steuerhinterziehung eine Straftat ist, die Schaden anrichtet 
und dem Allgemeinwohl zuwiderläuft. Die Bundessteuerberaterkammer setzt sich als Körper-
schaft des öffentlichen Rechts für die Berufsangehörigen als Organ der Rechtspflege für die 
korrekte Anwendung des geltenden Steuerrechts ein. 
 
Das Rechtsinstitut der Selbstanzeige, welches sich im deutschen Steuersystem bewährt hat, 
soll grundsätzlich erhalten bleiben, dies wird von der Bundessteuerberaterkammer begrüßt. 
Allerdings sollte bei den geplanten Verschärfungen kritisch hinterfragt werden, ob diese nicht 
zu einer faktischen Abschaffung der Selbstanzeige führen können. Insbesondere die Verlän-
gerung des notwendigen Erklärungszeitraums auf zehn Kalenderjahre für alle Fälle der Steu-
erhinterziehung kann in vielen Fällen zur Unmöglichkeit einer wirksamen Selbstanzeige füh-
ren, da die erforderlichen Unterlagen, z. B. auch aufgrund der Aufbewahrungsfristen ausländi-
scher Kreditinstitute, nicht immer beizubringen sind.  
 
Die politische Debatte um die Selbstanzeige ist nach wie vor durch die Fälle der Steuerhin-
terziehung bei den Kapitaleinkünften geprägt. Eine Versachlichung der Diskussion ist drin-
gend geboten. Die Vielgestaltigkeit der Selbstanzeigen, die auch bedingt ist durch Komplexi-
tät des Steuerrechts und die Menge der zu verarbeitenden Daten, wird verkannt. 
 
Die Bundessteuerberaterkammer hatte bereits im Gesetzgebungsverfahren des Schwarz-
geldbekämpfungsgesetzes auf die Problematik bei den Anmeldesteuern hingewiesen. Hier 
lassen sich Korrekturerklärungen oft nicht vermeiden. Die jetzt geplante gesetzliche Klarstel-
lung ist daher zu begrüßen.  

Abt. Steuerrecht und  
Rechnungslegung 

Unser Zeichen: Ka/Ze 
Tel.: +49 30 240087-49 
Fax: +49 30 240087-99 
E-Mail: steuerrecht@bstbk.de 

7. November 2014 

Frau 
Ingrid Arndt-Brauer MdB 
Vorsitzende des Finanzausschusses 
des Deutscher Bundestags 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
 
 
E-Mail: Ingrid.Arndt-Brauer@bundestag.de 
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Die durch Verwaltungsanweisung mit der AStBV erfolgte Änderung, hat zwar kurzfristig für 
eine Entschärfung gesorgt. Aufgrund der fehlenden gesetzlichen Regelung konnte damit 
jedoch nicht die notwendige Rechtssicherheit erreicht werden.  
 
Unsere Anmerkungen zu einzelnen Regelungen des Gesetzentwurfs entnehmen Sie bitte 
der Anlage. Wir behalten uns weitere Anmerkungen vor. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
i. V. 
 
Jörg Schwenker 
Geschäftsführer 
 
 
Anlage 
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Vorbemerkung 
 
 
Die Regelung des § 371 AO schafft einen gesetzlichen Anreiz zur Selbstanzeige und erleich-
tert dem Steuerpflichtigen die Rückkehr zur Steuerehrlichkeit. Dieser Weg durch Straffreiheit 
zur Steuerehrlichkeit hat – wie vom Gesetzgeber beabsichtigt – zusätzliche Einnahmen ge-
neriert, ohne großen Aufwand für die Verwaltung. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass das 
Institut der Selbstanzeige den Gesetzeszweck erfüllt. Die Rechtsfolge der Straffreiheit erklärt 
sich als Bindeglied zwischen der Mitwirkungsverpflichtung im Besteuerungsverfahren und 
dem verfassungsrechtlich gebotenen nemo-tenetur-Grundsatz, nach dem niemand gezwun-
gen werden kann, sich selbst zu belasten. 
 
Bereits die durch das Schwarzgeldbekämpfungsgesetz erfolgten gesetzlichen Änderungen 
am Rechtsinstitut der Selbstanzeige haben die Vielgestaltigkeit des Unternehmensalltags 
verkannt und die Komplexität des Steuerrechts unberücksichtigt gelassen. Die Selbstanzei-
ge, die dem Staat unbekannte Steuerquellen erschließt und dem Steuerpflichtigen die Rück-
kehr in die Steuerehrlichkeit ermöglicht, ist zu einem schwer kalkulierbaren Risiko geworden. 
Die verschärften Voraussetzungen für eine wirksame Selbstanzeige haben in vielen Fällen 
zu Rechtsunsicherheit geführt, die gesetzliche Regelung ist im Unternehmensalltag schwer 
handhabbar. 
 
Es sollte berücksichtigt werden, dass jede weitere Verschärfung der Selbstanzeige dazu füh-
ren kann, dass das Instrument der Selbstanzeige weniger genutzt wird und die Finanzverwal-
tung die entsprechenden Fälle entweder nicht erfährt oder mit großem Aufwand ermitteln 
muss. Dazu gehört auch die vorgesehene Anlaufhemmung bei der Festsetzungsfrist in den 
Fällen der ausländischen Kapitaleinkünfte, hier ist unklar, welche Kapitalerträge erfasst sind 
und wie genau der Zeitraum zu berechnen ist. Ebenso wird sich die geplante Erfassung des 
„an der Tat Beteiligten“, die zahlreiche praktische Probleme aufwirft, auf die Anwendbarkeit 
der Selbstanzeige auswirken (Sperrwirkung, Zuschlag).  
 
Die Bundessteuerberaterkammer setzt sich daher aus der Beratersicht dafür ein, dass die 
Selbstanzeige in einer für die Praxis handhabbaren Ausgestaltung erhalten bleibt. Im Hinblick 
auf die in dem Gesetzentwurf geplanten Verschärfungen wird es in Zukunft fraglich sein, ob 
der Mandant dem Rat des Steuerberaters folgen kann. 
 
Zu bedenken ist weiterhin: Steuerschuldverhältnisse sind Dauerschuldverhältnisse. Finanz-
verwaltung und Steuerbürger müssen auch in Zukunft kooperativ zusammenarbeiten. Insoweit 
ist eine Steuerhinterziehung beispielsweise nicht mit einem Betrug vergleichbar. Es muss da-
her ein Weg gefunden werden, auch nach einer Verfehlung wieder vertrauensvoll zusammen-
zuarbeiten. Diesen Weg bietet die Selbstanzeige. Eine Verschärfung der Selbstanzeige, die 
zu einer faktischen Abschaffung führte, wäre daher kontraproduktiv. 
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Zu Artikel 1: Änderung der Abgabenordnung 
 
 
Zu Nr. 3 Buchst. a) – § 371 Abs. 1 AO  
 
Bislang sind im Rahmen einer Selbstanzeige Angaben zu allen strafrechtlich unverjährten 
Steuerstraftaten einer Steuerart zu machen. Bei einer einfachen Steuerhinterziehung sind 
das fünf Jahre, im besonders schweren Fall zehn Jahre (§ 376 AO). Von der noch im Refe-
rentenentwurf vorgesehenen Neuregelung der Strafverfolgungsverjährungsfrist – Erhöhung 
auf zehn Jahre in allen Fällen der Steuerhinterziehung – sieht der Regierungsentwurf ab. 
Systematische Verwerfungen im Hinblick auf die Verjährungsregelungen für Straftaten, die 
mit der Steuerhinterziehung vergleichbar sind, z. B. Betrug, werden damit vermieden. 
 
Geplant ist nun eine Ausweitung des Erklärungszeitraums in allen Fällen der Steuerhinter-
ziehung auf mindestens zehn Jahre. 
 
Im Gesetzentwurf wird dies damit begründet, dass der Steuerpflichtige bislang nur verpflich-
tet war, hinsichtlich der strafrechtlich noch nicht verjährten Taten unrichtige Angaben zu be-
richtigen, unvollständige Angaben zu ergänzen oder unterlassene Angaben nachzuholen. In 
den Fällen der einfachen Steuerhinterziehung musste das Finanzamt für die steuerlich noch 
offenen Fälle schätzen. Die Neuregelung soll somit dazu dienen, den Ermittlungsaufwand 
der Finanzverwaltung im Besteuerungsverfahren zu verringern.  
 
In der Praxis ist allerdings zu beobachten, dass gerade in den Fällen der Selbstanzeige bei 
Kapitalanlegern in der Regel versucht wird, eine Nacherklärung über zehn Jahre abzugeben, 
um der drohenden eventuell auch ungünstigen Schätzung zu entgehen. Der Steuerpflichtige, 
der sich zur Selbstanzeige entschließt will den Weg in die Steuerehrlichkeit gehen und das 
Verfahren soweit er es beeinflussen kann, schnell beenden.  
 
Probleme ergeben sich in der Praxis immer dann, wenn die erforderlichen Unterlagen, die 
zum Teil auch von Dritten eingeholt werden müssen, nicht zur Verfügung stehen. Oft sind 
diese schon für fünf Jahre schwierig zu ermitteln und die Vollständigkeit kann nicht immer 
nachvollzogen werden. Liegen für Altjahre keine entsprechenden Unterlagen vor, wird die 
Neuregelung in diesen Fällen nicht weiterhelfen. Zudem sollte berücksichtigt werden, dass 
im nichtunternehmerischen Bereich für den Steuerpflichtigen keine Aufbewahrungspflichten 
für einen solchen Zeitraum bestehen, damit wird praktisch Unmögliches verlangt. 
 
Wir gehen davon, dass eine sachgerechte Schätzung die Anforderungen an eine wirksame 
Selbstanzeige erfüllt. Hier wäre eine Klarstellung in der Gesetzesbegründung hilfreich. 
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Zu Nr. 3 Buchst. a) – § 371 Abs. 2a AO – neu –  
 
Die Bundessteuerberaterkammer begrüßt die gesetzliche Klarstellung bei den Anmeldesteu-
ern. Bereits im Gesetzgebungsverfahren des Schwarzgeldbekämpfungsgesetzes hatten wir 
darauf hingewiesen, dass aufgrund der Komplexität des Unternehmensalltags die Notwen-
digkeit von Korrekturen gerade im Massenverfahren der Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Lohnsteueranmeldungen vermehrt auftreten kann. Die Abgrenzung zwischen einer Berichti-
gung nach § 153 AO und einer Selbstanzeige ist oft schwierig. Die Neuregelung der Selbst-
anzeige hat hier zu erheblicher Rechtsunsicherheit geführt. 
 
Nach der jetzt vorgesehenen Neuregelung gilt die korrigierte oder verspätete Umsatzsteuer-
voranmeldung bzw. Lohnsteueranmeldung wieder als wirksame Teilselbstanzeige. Zu be-
grüßen ist auch die notwendige Ausnahme vom Vollständigkeitsgebot, dass die Umsatz-
steuerjahreserklärung für das Vorjahr nicht auch die Berichtigung für die Voranmeldung des 
laufenden Jahres umfassen muss. Es ist nicht nachvollziehbar, wieso eine unvollständige 
Voranmeldung nicht durch eine vollständige Jahreserklärung geheilt werden kann. 
 
Aus systematischer Sicht könnten unter dieser Regelung auch die Anmeldungen zur Kapital-
ertragsteuer, zur Versicherungssteuer sowie zur Feuerschutzsteuer erfasst werden, um nicht 
zwei Klassen von Anmeldesteuern zu schaffen.  
 
 
Zu Nr. 3 Buchst. b) – § 371 Abs. 3 AO 
 
Bislang muss zur Wirksamkeit einer Selbstanzeige die hinterzogene Steuer nachgezahlt 
bzw. bei einer Verfahrenseinstellung nach § 398a AO auch der Zuschlag gezahlt werden. 
Mit der Änderung des § 371 Abs. 3 AO wird die Zahlung der Zinsen auf die Steuernachforde-
rung Voraussetzung, um im Rahmen der Selbstanzeige Straffreiheit zu erlangen. Zukünftig 
sind sowohl die Hinterziehungszinsen als auch ggf. die Nachzahlungszinsen mit der hinter-
zogenen Steuer fristgerecht zu zahlen.  
 
Grundsätzlich ist es nachvollziehbar, dass die Voraussetzungen für eine wirksame Selbstan-
zeige „verteuert“ werden, allerdings entsteht auch hier der Eindruck, dass die Steuerhinter-
ziehung bei den Kapitaleinkünften die Motivation für die Regelung war. Wir haben Bedenken 
in den Fällen der Selbstanzeige, die nicht die Kapitaleinkünfte betreffen. Hier wird möglicher-
weise der Weg, über die Selbstanzeige in die Steuerehrlichkeit zu gelangen, versperrt, wenn 
nicht ausreichend Liquidität vorhanden ist, auch die Zinsen fristgerecht zu zahlen.  
 
Denkbar ist dies in Schenkungsfällen. Wird zum Beispiel eine vor über dreißig Jahren erfolg-
te Schenkung vom Schenker und Beschenkten nacherklärt, so können die Zinsen die 
Schenkungsteuer weit übersteigen. Festsetzungsverjährung ist in diesem Fall noch nicht 
eingetreten, da die Festsetzungsfrist nicht vor Ablauf des Kalenderjahres beginnt, in dem der 
Schenker verstorben ist (§ 170 Abs. 5 Nr. 2 AO). Es sollte eine Klarstellung erfolgen, dass 
nur die Hinterziehungszinsen für die strafrechtlich noch nicht verjährten Steuerstraftaten für 
die Wirksamkeit der Selbstanzeige zu zahlen sind.  
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Zu Nr. 3 Buchst. a) – § 371 Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 4 AO – neu –  
Zu Nr. 6 – § 398a Abs. 1 und 2 AO 
 
In § 371 Abs. 2 Nr. 3 AO wird die Grenze bis zu der eine strafbefreiende Selbstanzeige mög-
lich ist, von 50.000,00 € auf 25.000,00 € je Tat herabgesetzt. Schon bei der Einführung 
(Schwarzgeldbekämpfungsgesetz) der betragsmäßigen Grenze bis zu der Straffreiheit erlangt 
werden kann, war umstritten, wie der Hinterziehungsbetrag bestimmt wird. Insbesondere die 
Anwendung des Kompensationsverbots ist umstritten. Zu beachten ist hier auch, dass nach 
dem Gesetz die Steuerhinterziehung auf Zeit einer solchen auf Dauer gleichsteht. 
 
In § 398a Abs. 2 – neu – wird nun klargestellt, dass sich die Bemessung des Hinterziehungs-
betrages nach den Grundsätzen in § 370 Abs. 4 AO richtet. Damit ist das Kompensationsver-
bot anwendbar. Bei einer zu niedrig erklärten Umsatzsteuer würde eine zu niedrig erklärte 
Vorsteuer dies nicht ausgleichen. Der Hinterziehungsbetrag bemisst sich nach der zu niedrig 
erklärten Umsatzsteuer. Entscheidend ist demnach der Nennbetrag der nicht festgesetzten 
Steuer. 
 
Bei Überschreiten der Betragsgrenze muss der an der Tat Beteiligte die zu seinen Gunsten 
hinterzogene Steuer nebst Zinsen und einen der Höhe nach gestaffelten Zuschlag entrichten. 
Um bei der Bemessung des Zuschlags Unsicherheiten zu vermeiden, sollte klargestellt wer-
den, dass Bemessungsgrundlage in § 398a Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 AO immer die hinterzogene 
Steuer ist. Abzustellen ist also auf den Steuerschaden und nicht auf den Nominalbetrag der 
verkürzten Steuer. Bei § 398a Abs. 1 Nr. 1 AO ergibt sich dies aus dem Vergleich mit § 371 
Abs. 3 AO, hier steht der Gedanke des Schadensausgleichs im Vordergrund. Dann kann aber 
bei § 398a Abs. 1 Nr. 2 AO, der ebenfalls von der „hinterzogenen Steuer“ spricht, nichts ande-
res gemeint sein. Für die Praxis wäre eine Klarstellung hilfreich.   
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Frau
Ingrid Arndt-Brauer, MdB
Vorsitzende des Finanzausschusses
des Deutschen Bundestages
Platz der Republik 1
11011 Berlin

Vorab per E-Mail:
finanzausschuss@bundestag.de

Berlin, den 5. November 2014

Öffentliche Anhörung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung  der Abgabenordnung  und des Einführungsgesetzes  zur Abgabenordnung"  - BR-Drs. 431/14

Sehr geehrte  Frau  Arndt-Brauer,

gerne nehmen wir zu dem uns übersandten Gesetzentwurf der Bundesregierung Stellung.

Die deutsche Wirtschaft unterstützt ausdrücklich die Zielsetzung einer stärkeren Bekämpfung der
Steuerhinterziehung. Die Hinterziehung von Steuern ist gemeinschaftsschädlich und geht zu Las-
ten aller Steuerehrlichen  - sowohl Bürger  als auch Unternehmen.  Die allermeisten Unternehmen  in
Deutschland,  die der  Betriebsprüfung  und  teilweise  der  lückenlosen  Betriebsprüfung  unterliegen,
kommen ihren steuerlichen Pflichten gewissenhaft nach und leisten ihre Steuern nach bestem
Wissen. Die Unternehmen wollen die Vielzahl der steuerrechtlichen Vorschriften zutreffend erfüllen
und sind bestrebt, dies durch aufwendige Maßnahmen der steuerlichen Compliance sicherzustel-
len.

Wegen der hohen Komplexität des Steuerrechts einschließlich in der Praxis ständig wachsender
verfahrensmäßiger Anforderungen  für die Unternehmen lassen  sich  nachträgliche Korrekturen  von
Steuererklärungen und Steueranmeldungen im Unternehmensbereich selbst bei größter Sorgfalt
nicht völlig vermeiden. Dies  gilt vor allem bei Massenverfahren wie bei der Umsatzsteuer und der
Lohnsteuer, aber  auch  bei der  Kapitalertragsteuer,  der  Versicherungsteuer  und der  Feuerschutz-
steuer, der Bauabzugsteuer sowie beim Steuerabzug bei beschränkt Steuerpflichtigen gem. § 50a
EStG. Daher müssen Korrekturen von Fehlern im Unternehmensbereich sanktionsfrei möglich
sein. Sie dürfen nicht fälschlicherweise in die Nähe krimineller Steuerhinterziehung und erst recht
nicht in die Nähe von „Hinterziehungsstrategien" gerückt werden.
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Schon im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens zum  Schwarzgeldbekämpfungsgesetz (2010/2011),
mit dem bereits erhebliche Verschärfungen der strafbefreienden Selbstanzeige eingeführt wurden,
haben wir auf damit verbundene überschießende Tendenzen im Unternehmensbereich hingewie-
sen. Inzwischen hat die Praxis deutlich bestätigt, dass die vorgenannten Änderungen unverhält-
nismäßige Auswirkungen haben, die automatisch zu einer Kriminalisierung von steuerehrlichen
Unternehmen und deren Mitarbeitern führen. Vom Gesetzgeber waren diese Auswirkungen aber
offensichtlich nicht beabsichtigt. Das nunmehr vorgesehene Gesetzgebungsverfahren zur weiteren
Verschärfung der strafbefreienden Selbstanzeige sollte daher zugleich dazu genutzt werden, die
geschilderten negativen Auswirkungen in der Unternehmenspraxis sachgerecht zu korrigieren.

Wir begrüßen es daher außerordentlich, dass der Gesetzentwurf die praktischen Schwierigkeiten
der Selbstanzeige im Bereich der Anmeldesteuern aufgreift. Die dazu vorgeschlagenen Korrek-
turmöglichkeiten im Bereich der  Anmeldesteuern halten  wir für  eine  zutreffende  und  zielführende
Lösung. Durch  sie wird  - entsprechend  der Begründung  des Gesetzentwurfs  - die im Interesse  der
Finanzverwaltung und Unternehmen notwendige Rechtssicherheit für die Praxis hergestellt. Der
Vorschlag des Gesetzentwurfs beschränkt sich allerdings auf den Bereich der Umsatzsteuer-
voranmeldungen und der Lohnsteueranmeldungen. Die Notwendigkeit von Korrekturen besteht
jedoch in gleicher Weise für die Massenverfahren der Anmeldung der Kapitalertragsteuer, der Ver-
sicherungsteuer, der Feuerschutzsteuer, der Bauabzugsteuer sowie beim Steuerabzug bei be-
schränkt Steuerpflichtigen gem. § 50a EStG. Wir bitten Sie daher, auch diese Anmeldesteuern in
die vorgeschlagene Korrekturmöglichkeit einzubeziehen. . . •

Über den Bereich der Voranmeldungen hinaus bedarf es ferner auch entsprechender Korrektur-
möglichkeiten bei Jahressteueirerklärungen. Denn im steuerrechtlichen Unternehmensalltag kön-
nen Unternehmen nicht mit hundertprozentiger Sicherheit ausschließen, dass auch Jahressteuer-
erklärungen weitere berichtigungsbedürftige Steuersachverhalte und Würdigungen aus den straf-
rechtlich unverjährten Zeiträumen unzutreffend erfasst wurden. Die Unternehmen sind aufgrund
verfahrensrechtlicher  Umstände auch  im  Bereich  der  Jahressteuererklärungen  gezwungen,  berich-
tigte Steuererklärungen abzugeben, die als Selbstanzeige gewertet werden können. Darüber hin-
aus werden Unternehmen zunehmend mit der Einleitung bzw. Androhung von Straf- oder Buß-
geldverfahren konfrontiert. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn in  einer Betriebsprüfung Fehler
aufgedeckt werden und dabei sogleich ein vorsätzliches und strafbares Verhalten unterstellt wird.
Leider häufen sich in letzter Zeit derartige Fälle. Daher besteht auch hier die Notwendigkeit,
Rechtssicherheit für die Unternehmen herzustellen. Wir halten es daher für dringend erforderlich,
anknüpfend an die vorgeschlagenen Korrekturmöglichkeiten für Voranmeldungen zusätzlich ent-
sprechende Regelungen für Jahressteuererklärungen vorzusehen. Einen entsprechenden Textvor-
schlag dazu haben wir nachfolgend beigefügt.

Unsere Einzelanmerkungen zum Gesetzentwurf der Bundesregierung haben wir in der Anlage
zusammengestellt. Dabei haben wird uns auf wesentliche und für die Unternehmen sowie deren
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter relevante Problemstellungen beschränkt.
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Wir bitten Sie, unsere Hinweise in den weiteren Beratungen zu berücksichtigen und erlauben uns,
unsere Ausführungen in der  Anhörung näher zu erläutern.

Mit freundlichen Grüßen

DEUTSCHER  INDUSTRIE-  UND
HANDELSKAMMERTAG  E. V.

ZENTRALVERBAND  DES  DEUTSCHEN
HANDWERKS  E. V.

BUNDESVERBAND  DEUTSCHER
BANKEN  E. V.

HANDELSVERBAND  DEUTSCHLAND
\DE E. V.
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BUNDESVERBAND
DER  DEUTSCHEN  INDUSTRIE  E. V.

BUNDESVEREINIGUNG  DER  DEUTSCHEN
ARBEITGEBERVERBÄNDE  E. V.

GESAMTVERBAND  DER  DEUTSCHEN
VERSICHERUNGSWIRTSCHAFT  E. V.

BUNDESVERBAND  GROSSHANDEL,
AUSSENHANDEL,  DIENSTLEISTUNGEN  E. V.
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Stellungnahme vom 5.11.2014 zum Regierungsentwurf eines Geset-
zes zur Änderung der Abgabenordnung und des  

Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 
 

 
Die nachfolgenden Anmerkungen beschränken sich auf grundlegende, für den Unterneh-

mensbereich einschließlich deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern relevante Problemstel-

lungen des Gesetzentwurfs. 

 

Zu Artikel 1 – Änderung der Abgabenordnung 

 

1. Zu Ziff. 3 a) - § 371 Abs. 2a AO-E  

 

Selbstanzeige und Anmeldesteuern 

 

a) Mit dem Schwarzgeldbekämpfungsgesetz wurden die Regelungen zur nachträglich 

sanktionsfreien Korrektur von Steuererklärungen und Steueranmeldungen im Massenver-

fahren aus unserer Sicht unverhältnismäßig erschwert. Betroffen sind davon v.a. die Be-

reiche der Umsatzsteuer und Lohnsteuer, aber auch der Kapitalertragsteuer, der Versi-

cherungsteuer, der Feuerschutzsteuer, der Bauabzugsteuer und des Steuerabzugs bei 

beschränkt Steuerpflichtigen gem. § 50a EStG. Die Steuerpflichtigen sehen sich insbe-

sondere im unternehmerischen Bereich hohen Anforderungen durch die Vielzahl von 

steuerlich relevanten Vorgängen, die Komplexität der steuerlichen Regelungen, die stän-

digen sowie kurzfristigen Rechtsänderungen und hohem Zeitdruck ausgesetzt, so dass 

sich nachträgliche Korrekturen von Steuererklärungen im unternehmerischen Bereich 

nicht vermeiden lassen. Diese Korrekturen sind aber keine Folge eines kriminellen Han-

delns oder das Ergebnis einer „Hinterziehungsstrategie“. Aus Sicht der Unternehmen ist 

es deshalb von zentraler Bedeutung, Korrekturen bei den Steueranmeldungen und Steu-

ererklärungen zu ermöglichen, ohne dass für die Unternehmen die Gefahr strafrechtlicher 

Verfolgungsmaßnahmen entsteht.  

 

Wir begrüßen daher außerordentlich, dass der Gesetzentwurf die praktischen Schwierig-

keiten der Selbstanzeige im Bereich der Anmeldesteuern aufgreift und hierfür eine Lö-

sung vorstellt. Die dazu vorgeschlagenen Korrekturmöglichkeiten im Bereich der Anmel-

desteuern halten wir grundsätzlich für eine zutreffende und zielführende Lösung. Durch 

sie wird – entsprechend der Begründung des Gesetzentwurfs – die im Interesse von Fi-

nanzverwaltung und Unternehmen notwendige Rechtssicherheit für die Praxis herge-

stellt. 
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Der Vorschlag des Gesetzentwurfs beschränkt sich allerdings auf den Bereich der Um-

satzsteuervoranmeldungen und der Lohnsteueranmeldungen. Die Notwendigkeit von 

Korrekturen besteht jedoch in gleicher Weise für die Massenverfahren der Anmeldungen 

zur Kapitalertragsteuer sowie zur Versicherungsteuer, zur Feuerschutzsteuer, zur Bau-

abzugsteuer und zum Steuerabzug bei beschränkt Steuerpflichtigen gem. § 50a EStG.  

 

So sind etwa bei der Besteuerung von Kapitalerträgen oftmals schwierige Sach- und 

Rechtsfragen zu beurteilen, die zum Teil eine Berichtigung bereits abgegebener Steuer-

anmeldungen erforderlich machen können. In diesem Zusammenhang sind beispielswei-

se von den Kreditinstituten laufend in einer großen Masse von Kapitalmaßnahmen im In- 

und Ausland steuerlich zutreffende Einordnungen derartiger Vorgänge vorzunehmen. 

Angesichts der Fülle derartiger Vorgänge, bei denen etwa im Ausland unter anderem 

auch teilweise komplexe zivil- und handelsrechtliche Vorfragen ausländischen Rechts zu 

beurteilen sind, sind in der Praxis nachträglich Korrekturen nicht vollständig vermeidbar.  

 

Beispiel 1: 

Das Kreditinstitut qualifiziert eine Kapitalmaßnahme im Ausland ursprünglich als 

steuerneutralen Aktientausch i.S.d. § 20 Abs. 4a Satz 1 EStG. Im Folgemonat stellt 

sich heraus, dass die Maßnahme richtigerweise als steuerpflichtiger Umtausch zu 

behandeln gewesen wäre (z. B. weil sich herausstellt, dass die erlangten Wertpapiere 

keine Aktien sind). Es erfolgt daher eine Korrektur der Kapitalertragsteuermeldung für 

den Monat, in dem die Kapitalmaßnahme abgewickelt wurde. 

 

Beispiel 2: 

Das Kreditinstitut behandelt die Ausschüttung einer Kapitalgesellschaft als Ausschüt-

tung aus dem steuerlichen Einlagekonto. In einem Folgemonat stellt sich heraus, 

dass die Voraussetzungen des § 27 KStG für eine solche steuerneutrale Ausschüt-

tung nicht vorlagen. Die Ausschüttung muss nachträglich als steuerpflichtige Dividen-

de behandelt werden. 

 

Die soeben dargestellten Unsicherheiten hinsichtlich der steuerlichen Beurteilung beste-

hen auch bei der Versicherung- und Feuerschutzsteuer, die zwar nur von wenigen Un-

ternehmen abgeführt werden, deren Anmeldungen sich aber aus einer Vielzahl, teilweise 

die Millionengrenze übersteigenden Zahl von Einzelfällen ergeben. Zudem kommt ver-

schärfend hinzu, dass die bei der Umsatzsteuervoranmeldung übliche Dauerfristverlän-
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gerung von einem Monat hier nicht möglich ist. Beispielhaft möchten wir folgenden Fall 

anführen: 

 

Beispiel 3:  

Anfang des Jahres 05 teilt die Finanzverwaltung nach einer Betriebsprüfung für die 

Jahre bis 03 einem Versicherungsunternehmen mit, dass ein neu auf den Markt ge-

brachtes Versicherungsprodukt mit einem anderen Versicherungsteuersatz als bisher 

angenommen zu versteuern ist. Das Unternehmen beabsichtigt, die Anmeldungen 

des Jahres 04 zu korrigieren, sieht sich daran jedoch aufgrund der gegenwärtigen 

Rechtslage gehindert. Hintergrund ist, dass das Versicherungsunternehmen Anmel-

dungen der Versicherungsteuer geringfügig verspätet abgegeben hat und dadurch 

das Rechtsinstitut der strafbefreienden Selbstanzeige für weitere Korrekturen nicht 

mehr zur Verfügung steht.  

 

In gleicher Weise besteht Handlungsbedarf im Bereich der Bauabzugsteuer und beim 

Steuerabzug bei beschränkt Steuerpflichtigen gem. § 50a EStG. 

 

Beispiel 4:  

Nach § 50a EStG muss das inländische Unternehmen für bestimmte „Leistungen“ ei-

nes Steuerausländers (beschränkte Steuerpflicht) einen Steuerabzug (Quellensteuer) 

vornehmen. Das inländische Unternehmen wird insoweit verpflichtet die Steuern zu 

erheben und abzuführen. Die Regelung des § 50a EStG ist jedoch so komplex aus-

gestaltet, dass in der Praxis zahlreiche Korrekturen des Steuerabzugs erforderlich 

sind. Der Abzug von den Einkünften muss vorgenommen werden für im Inland aus-

geübte künstlerische, sportliche, artistische, unterhaltende oder ähnliche Darbietun-

gen sowie für Lizenzen, Markenrechte, gewerbliche, technische, wissenschaftliche 

und ähnliche Erfahrungen, Kenntnissen und Fertigkeiten. Die tatbestandlichen Auf-

zählungen werden jeweils mit einem generellen Auffangtatbestand flankiert. Damit 

werden Prozessstrukturen in den Unternehmen erschwert, die darauf abzielen, die 

Risiken beim Steuerabzug zu minimieren. Aber selbst bei konkreten Tatbeständen, 

wie beispielsweise Lizenzen, zeigt sich, dass eine rechtssichere Abgrenzung in der 

Praxis kaum möglich ist. So unterstreicht das Beispiel Softwarelizenzen, dass detail-

lierte steuerrechtliche Kenntnisse vorausgesetzt werden: Standardsoftware unterfällt 

nicht der Quellensteuer, hingegen ist die an die individuellen Verhältnisse des Kun-

den angepasste Software quellensteuerpflichtig. Inwieweit geringfügige Anpassun-

gen, Korrekturen, Individualisierungen der sog. „Standardsoftware“ mit Blick auf die 

im Unternehmen bestehenden Programme, Schnittstellen und sonstigen Datensys-
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teme für sich oder in kumulativer Wirkung für die steuerlich relevante Einordnung ei-

ner Standardsoftware beachtenswert sind, kann für das zum Steuerabzug verpflichte-

te Unternehmen weitreichende steuerstrafrechtliche Bedeutung haben.  

 

Viele Unternehmen versuchen diese Prozesse aus steuerlicher Sicht zu zentralisie-

ren. Sie stoßen jedoch nicht nur bei vielen Auslegungsfragen, sondern insbesondere 

auch bei vielen notwendigen dezentralen wirtschaftlichen Aktivitäten in den Unter-

nehmensstrukturen an ihre Grenzen. 

 

Aus den der Praxis entnommenen Sachverhalten ergibt sich zusammenfassend, dass 

auch bei diesen Steuerarten Probleme bestehen, die denen vergleichbar sind, die sich 

bei der (Vor-)Anmeldung der Umsatz- und Lohnsteuer ergeben.  

 

Petitum: 

Um auch für den Bereich der Anmeldung zur Kapitalertragsteuer sowie zur Versiche-

rungsteuer, zur Feuerschutzsteuer, zur Bauabzugsteuer sowie beim Steuerabzug bei be-

schränkt Steuerpflichtigen nach § 50a EStG dem ebenso bestehenden Bedarf nach 

Rechtssicherheit für Unternehmen und deren Mitarbeiter wie bei der Anmeldung der Um-

satz- und Lohnsteuer Rechnung zu tragen, ist in dem neu vorgesehenen Absatz 2a von 

§ 371 AO-E folgender neuer Satz 5 anzufügen: 

 

„Die Sätze 1 bis 4 gelten für Anmeldungen zur Kapitalertragsteuer, zur Versicherung-

steuer, zur Feuerschutzsteuer, zur Bauabzugsteuer und beim Steuerabzug bei be-

schränkt Steuerpflichtigen entsprechend.“ 

 

b) Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass anschlussgeprüfte Unternehmen durch die 

Sperrwirkung einer Prüfungsanordnung in den Möglichkeiten zur Korrektur von Anmelde-

steuern stark eingeschränkt sind. Anschlussgeprüfte Unternehmen haben aber ebenso 

Korrekturbedarf wie andere Unternehmen. Um diesem gerecht zu werden, bedarf es ei-

ner gesetzlichen Ergänzung des Entwurfs für anschlussgeprüfte Unternehmen. 

 

Petitum: 

Um der besonderen Situation von anschlussgeprüften Unternehmen in der Praxis gerecht 

zu werden, sollte der neu vorgesehene Absatz 2a von § 371 AO-E in Satz 1 wie folgt er-

gänzt werden: 
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„ … tritt Straffreiheit abweichend von den Absätzen 1 und 2 Nummer 1 Buchstabe a 

und c bei nach § 4 Abs. 2 Satz 1 BpO 2000 anschlussgeprüften Unternehmen 

und Nummer 3 bei … “ 

 

2. Zu Ziff. 3 a) - § 371 Abs. 1 Satz 2 AO-E 

 

Ausdehnung des Berichtigungszeitraums 

 

Durch die Ausdehnung der Berichtigungspflicht auf zehn Jahre (§ 371 Abs. 1 Satz 2 AO-E) 

wird die Einhaltung des Vollständigkeitsgebots und damit die Abgabe von korrigierten Erklä-

rungen erheblich erschwert, da die erforderlichen Unterlagen zum Teil nicht mehr vorhanden 

sind oder Wissensträger dem Unternehmen nicht mehr zur Verfügung stehen.  

 

Wir halten die jetzige Regelung des § 371 Abs. 1 Satz 2 AO-E für zu unbestimmt. Aus-

gangspunkt für die Berechnung der fiktiven Frist von zehn Jahren ist ausweislich der Geset-

zesbegründung die Abgabe der Selbstanzeige. Danach besteht die Berichtigungspflicht für 

alle Steuerstraftaten einer Steuerart für die zurückliegenden zehn Kalenderjahre. Unklar 

bleibt, was durch den Berichtigungszeitraum umfasst wird. 

 

Beispiel 5:  

Die Abgabe der Selbstanzeige soll am 12.11.2014 erfolgen. Ausgehend vom 

12.11.2014 stellt sich die Frage, ob auf die ab dem 12.11.2004 begangenen oder 

vollendeten Steuerstraftaten abzustellen ist oder auf die im Kalenderjahr 2004 be-

gangenen oder vollendeten Steuerstraftaten. 

 

Petitum:  

In § 371 Abs. 1 AO sollte sowohl eine Klarstellung des Anknüpfungspunktes für den Berichti-

gungszeitraum als auch hinsichtlich der Berechnung der fiktiven Frist erfolgen. Hierfür schla-

gen wir folgende Formulierung vor:  

 

„Ausgangspunkt für die Berechnung des Berichtigungszeitraums ist die Abgabe der 

Selbstanzeige. Die Berichtigungspflicht erstreckt sich auf alle Steuerstraftaten einer 

Steuerart, die innerhalb eines Zeitraums von zehn Jahren begangen wurden“.  
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3. Ziff. 3 b) und 6 - § 371 Abs. 3, § 398a Abs. 1 Nr. 1 AO-E 

 

Zahlung von Hinterziehungszinsen 

 

Der Gesetzentwurf sieht als weitere Verschärfung für die Erlangung der Straffreiheit bzw. 

das Absehen von Strafe (§ 371 Abs. 3 und § 398a Abs. 1 Nr. 1 AO-E) die Zahlung von Hin-

terziehungszinsen innerhalb einer von den Finanzbehörden bestimmten angemessen Frist 

vor. Die Regelungen sind unseres Erachtens nicht ausreichend bestimmt. Es stellt sich die 

Frage, auf welchen Zeitraum die hinterzogenen Steuern zu zahlen sind. Sind es die Hinter-

ziehungszinsen, soweit sie bei den strafrechtlich nicht verjährten Steuerstraftaten festzuset-

zen sind, oder sind dies die Hinterziehungszinsen, die aufgrund der zu berichtigenden Steu-

erstraftaten festgesetzt werden? 

 

Aufgrund dessen, dass die Selbstanzeige das Gegenstück zu den strafrechtlich nicht verjähr-

ten Steuerstraftaten darstellt, müsste lediglich die Zahlung der Hinterziehungszinsen erfor-

derlich sein, die aufgrund der strafrechtlich nicht verjährten Steuerstraftaten festzusetzen 

sind. Dass dieser Ansatz auch vom Gesetzgeber gewollt ist, könnte sich aus der Formulie-

rung in der Gesetzesbegründung zu § 398 Abs. 1 Nr. 2 AO-E ergeben (Die vorgesehene 

Änderung sieht eine deutliche Anhebung des Geldbetrags vor, der zugunsten der Staatskas-

se zusätzlich zu entrichten ist, um von strafrechtlicher Verfolgung frei zu werden. Der Geld-

betrag bezieht sich auf die jeweilige noch nicht verjährte Straftat (Steuerart und Besteue-

rungszeitraum). 

 

Petitum:  

Es sollte in der Gesetzesbegründung eine Klarstellung erfolgen, dass für die Wirksamkeit der 

strafbefreienden Selbstanzeige und die Erfüllung der Voraussetzungen des § 398a AO-E nur 

die Zahlung der Hinterziehungszinsen für die strafrechtlich nicht verjährten Steuerstraftaten 

ist. 

 

4. §§ 370, 371 AO – Neu 

 

Selbstanzeige und Jahressteuererklärungen  

 

Mit dem Gesetzentwurf werden leider nicht alle Probleme, mit denen Unternehmen aufgrund 

des Schwarzgeldbekämpfungsgesetzes konfrontiert werden, vollständig behoben. Dies gilt 

neben den oben unter Ziff. 1 angesprochenen Ergänzungen der vorgeschlagenen Korrek-
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turmöglichkeit bei den Anmeldesteuern vor allem auch für die Berichtigung von Jahressteu-

ererklärungen. Hierzu sieht der Gesetzentwurf keinerlei Regelung vor. 

 

Angesichts der Komplexität des Steuerrechts und der mitunter weiten Interpretationsspiel-

räume der Gesetzestexte lassen sich in der unternehmerischen Praxis Fehler bei der steuer-

lichen Behandlung von Geschäftsvorfällen nicht immer vermeiden. Dieses gilt umso mehr, 

als in weiten Bereichen Richtlinien, Erlasse und Anweisungen der Finanzverwaltung den 

Gesetzeswortlaut zusätzlich zu interpretieren und zu konkretisieren versuchen und diese 

Vorgaben vielfach erst lange Zeit nach dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes geschaffen 

werden. Unternehmen betreiben große Anstrengungen, um diesen immer weiter ansteigen-

den Anforderungen gerecht zu werden. Trotz Einhaltung der gebotenen Sorgfalt  kann es 

jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass unbeabsichtigte Fehler unterlaufen.  

 

Das Gesetz knüpft die Strafbarkeit an ein vorsätzliches Handeln, so dass - in der Theorie - 

irrtümliche Fehler nicht strafrechtlich relevant sind. Der Gesetzeswille läuft jedoch ins Leere, 

wenn in diesen Fällen ohne nähere Prüfung ein vorsätzliches Handeln (insbesondere in der 

Gestalt des Eventualvorsatzes) unterstellt wird. In der Praxis häufen sich leider die Fälle, in 

denen entweder in der BP-Abschlussbesprechung der Außenprüfer die Einleitung eines 

Straf- oder Bußgeldverfahrens in den Raum stellt oder das Finanzamt ohne weitere Prüfung 

das Strafverfahren einleitet. Zwar wird in der überwiegenden Zahl der beanstandeten Fälle 

das Strafverfahren nicht mit einer Verurteilung abgeschlossen, da sich der Vorwurf der vor-

sätzlichen Tatbegehung nicht bestätigt. Dennoch führt das bloße Inaussichtstellen oder die 

Durchführung eines Strafverfahrens (ohne Verurteilung) zu einer erheblichen Belastung des 

Unternehmens. Unternehmen erleiden einen erheblichen Reputationsverlust in der Öffent-

lichkeit, der sich aber auch materiell durch z. B. unterbleibende Kreditlinien oder Auftragsver-

luste auswirken kann. Zudem müssen z. B. auf Grund von internen Compliance-Vorschriften 

die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von ihren Aufgaben entbunden werden, was 

die Handlungsfähigkeit des Unternehmens erheblich einschränkt und zu Belastungen für die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Unternehmens führt. Die verdachtsweise Unterstellung 

von vorsätzlichem Verhalten durch die Finanzbehörden führt daher zu einer Kriminalisierung 

steuerehrlicher Unternehmen, die nicht mehr hinnehmbar ist.  

 

Neben der Fehleraufdeckung innerhalb einer Außenprüfung stellt die schlichte Berichtigung 

von Jahressteuererklärungen für Unternehmen ein hohes steuerstrafrechtliches Risiko dar. 

 

Die Kriminalisierung im Bereich der schlichten Berichtigung erschwert nicht nur die Aufga-

benerfüllung in den Unternehmenssteuerabteilungen, sondern belastet auch das Verhältnis 

Seite 49 von 114



DIHK BDI ZDH BDA BdB GDV HDE BGA 

Stellungnahme vom 5.11.2014 zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Änderung der Abgabeord-

nung und des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 

  8/15 

zur Finanzverwaltung. Nachträgliche Korrekturen von Steuererklärungen, die erforderlich 

sind, weil in komplexen Unternehmensstrukturen zu den Fälligkeitsterminen noch nicht alle 

notwendigen Informationen verfügbar sind, sind nicht mehr möglich, ohne ein erhebliches 

strafrechtliches Verfolgungsrisiko einzugehen.  

 

Dabei kommt es gerade bei Unternehmen mit einer großen Zahl von Tochtergesellschaften 

und daraus resultierenden komplexen Reportingstrukturen immer wieder zu unvermeidbaren 

Berichtigungen, die allein auf die Komplexität des materiellen Steuerrechts sowie auf die 

Vielzahl steuerlich zu beurteilender Sachverhalte zurückzuführen sind.  

 

Beispiel 6: 

Am 3. Januar 2010 geht beim Unternehmen U die Zahlung auf eine Vorausrechnung 

mit Datum 28. Dezember 2009 ein (Anzahlung).  Die Rechnung wurde irrtümlich bei 

U dem Kalenderjahr 2009 zugeordnet. Umsatzsteuerlich ist dies unzutreffend, weil 

die Umsatzsteuerentstehung bei Anzahlungen nicht vom Rechnungsdatum, sondern 

vom Datum des Geldeingangs abhängt. Die Umsatzsteuer entsteht somit im Januar 

2010. Der Fehler führt dazu, dass in 2009 zu viel und in 2010 zu wenig Umsatzsteuer 

abgeführt wurde. Derartige Fehler sind in der Unternehmenspraxis nicht hundertpro-

zentig auszuschließen. Die unzutreffende Periodenzuordnung führt in diesem Beispiel 

zu keinem fiskalischen Schaden, sondern zu einem Vorteil für den Fiskus. Gleichwohl 

stellt sich für die Umsatzsteuerjahreserklärung 2010 die Frage, ob eine strafbare 

Handlung vorliegt, wenn nach Erkennen des Fehlers im Jahre 2014 eine vorgenom-

mene Korrektur nicht als Selbstanzeige gewertet werden kann. 

 

In einem ertragsteuerlichen Organkreis eines Konzerns mit ein- oder gar zweistelligem Milli-

ardenumsatz existieren zwei- oder dreistellige Millionen-Buchungsvorgänge, die in zum Teil 

bis zu 500 HGB-Einzelabschlüsse und eine entsprechende Zahl von Steuerbilanzen einflie-

ßen. Die Ergebnisse dieser Gesellschaften fließen wiederum konsolidiert in eine einzige 

Steuererklärung des Organträgers ein. In Fällen wie diesen können Unternehmen – auch 

wenn sie sich noch so sehr bemühen – nicht ausschließen, dass sie eine mit Fehlern behaf-

tete oder unvollständige Steuererklärung abgeben. Es dürfte selbst bei aufwändigsten Prüf-

verfahren nicht möglich sein, bei Feststellung eines einzigen Fehlers, der – allein weil ihn 

das Unternehmen nicht ausschließen konnte – als vorsätzlich falsche Angabe gewertet wird, 

sicherzustellen, dass alle Steuererklärungen derselben Steuerart in einem Zeitraum von 

zehn Jahren objektiv zutreffend korrigiert werden, damit sich aus der einfachen Berichtigung 

keine steuerstrafrechtlichen Sanktionen ergeben.  
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Dabei gelten für anschlussgeprüfte Unternehmen, die allein aufgrund dessen für die Finanz-

verwaltung völlig transparent sind, trotz der dargelegten Fehleranfälligkeit erhöhte Anforde-

rungen. Für diese Unternehmen läuft durch die Sperrwirkung der Prüfungsanordnung – mit-

hin für einen erheblichen, sich kontinuierlich wiederholenden Zeitraum – die strafbefreiende 

Selbstanzeige in vielen Fällen leer.  

 

Der Gesetzentwurf lässt die Belange der Unternehmen auch dahingehend unbeachtet, dass 

insbesondere anschlussgeprüfte Unternehmen die Betragsgrenze von 50.000 Euro und erst 

recht von künftig 25.000 Euro (§ 371 Abs. 2 Nr. 3 AO-E) naturgemäß überschreiten. Der Um-

fang liegt in der Natur der Sache und ist nicht auf die Stärke des Schuldvorwurfes zurückzu-

führen. Bei einer Betragsgrenze von 25.000 Euro bewegt sich für ein mittelständisches Un-

ternehmen mit einem Umsatzvolumen von einer Milliarde Euro die Abweichung auf die Um-

satzsteuer bezogen im Promillebereich (rd. 0,008%). Die Regelungen ziehen bei der Festle-

gung der Grenze keine Relation zum erklärten Steuervolumen oder zu den zu bearbeitenden 

Sachverhalten (vgl. dazu auch unter unten Ziff. 5).  

 

Es bedarf daher einer Regelung, die einerseits im typischen Fall bisheriger Nichterklärung 

von ausländischen Steuerquellen natürlicher Personen Straffreiheit gewährt, weil von diesen 

zu erwarten ist, dass sie ihre eigenen Verhältnisse zumindest dem Grunde nach kennen und 

andererseits gerade für Großorganisationen, die stets um aktive Selbstaufklärung und ent-

sprechende Behebung von Unrichtigkeiten bemüht sind, die Möglichkeit eröffnet, erkannte 

Fehler straflos zu berichtigen.  

 

Es sollte gewährleistet sein, dass Unternehmen Sachverhalte, die sich erst aufgrund späte-

rer ergänzender Angaben durch Dritte aufklären bzw. vervollständigen, teilweise auch mehr-

fach (aus jeweils unterschiedlichen Gründen) berichtigen können, ohne dass die Handelnden 

in unbilliger Weise kriminalisiert werden. Insbesondere kann es nicht richtig sein, dass im 

Unternehmensbereich bei Berichtigungen eine mögliche Straffreiheit nur für den konkret Be-

richtigenden gelten soll, während andere Beteiligte (z. B. sonstige Verantwortliche) weiterhin 

Sanktionen und Zuschlägen etc. unterliegen sollen. Daher ist eine Klarstellung notwendig, 

dass bei Unternehmens- bzw. Haftungs-Steuern eine sanktionslose Berichtigung bzw. bei 

Nichtvorliegen der Voraussetzungen die einmalige Zahlung eines Zuschlages – gleichgültig 

ob durch das Unternehmen oder einen „Täter“ – für alle Beteiligten die Strafbefreiung aus-

reicht.  
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Andernfalls würden durch die Erweiterung mehrfach Strafzuschläge für einen Tatvorwurf 

erhoben werden. In einem Unternehmen könnten mehrere Mitglieder der Steuerabteilung 

herangezogen werden, was nicht gewollt sein kann. 

 

Petitum:  

Es sollte eine Klarstellung erfolgen, dass für die Wirksamkeit der strafbefreienden Selbstan-

zeige und die Erfüllung der Voraussetzungen des § 398a AO-E die einmalige Zahlung der 

Hinterziehungszinsen für alle Beteiligte Wirkung entfaltet. Mögliche Formulierung: „… wenn 

einer der an der Tat Beteiligten …“). 

 

Das Institut der Selbstanzeige ist – wie schon oben erwähnt - für „anschlussgeprüfte“ Unter-

nehmen und die für diese handelnden Personen spätestens seit dem Schwarzgeldbekämp-

fungsgesetz, als die strafbefreiende Wirkung der Selbstanzeige schon ab Bekanntgabe der 

Prüfungsanordnung entfallen ist, faktisch wertlos geworden. 

 

Beispiel 7:  

Ein Unternehmen schreibt in seiner Handelsbilanz linear ab und in seiner Steuerbi-

lanz wendet er die degressive AfA an. Nach einer Vorschriftsänderung ist in der 

Steuerbilanz die degressive AfA nicht mehr zulässig, so dass die Neuzugänge aus-

schließlich linear abzuschreiben sind, während für den Altbestand die degressive AfA 

weiterhin anwendbar bleibt. Nachdem das Unternehmen versehentlich die Umstel-

lung für das Jahr 2011 nicht durchgeführt hat, erkennt es im Jahr 2012 seinen Fehler. 

Die Entdeckung ist auf eine Kontrolle des Unternehmens zurückzuführen, bei der auf-

fiel, dass die Abweichung der Abschreibung der Steuerbilanz von der Handelsbilanz 

gestiegen war, anstatt aufgrund der Umstellung auf dieselbe Abschreibungsmethode 

zu sinken. Das Unternehmen berichtigte im aktuellen Jahr den Fehler. Für das Jahr 

2011, für das es ebenfalls eine Korrektur vornehmen wollte, lag jedoch bereits eine 

Prüfungsanordnung vor. Die Berichtigung ohne strafrechtliche Konsequenz war damit 

dem Unternehmen verwehrt. Da es sich um ein anschlussgeprüftes Unternehmen 

handelt, sieht es sich ununterbrochen diesem Sperrgrund ausgesetzt.  

 

Ausdrücklich begrüßen wir sehr die im Rahmen des Gesetzesentwurfes erfolgten Änderun-

gen des § 371 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a) und c) AO-E, nach denen sich das Vollständigkeitsge-

bot nicht auf den von der Bekanntgabe der Prüfungsanordnung und des Erscheinens des 

Prüfers betroffenen Bereich beziehen soll. Wie an dem dargelegten Beispiel Nr. 7 zu erken-

nen ist, stellt diese Entschärfung für die oftmals sehr verschachtelten unternehmerischen 

Vorgänge jedoch keine vollständige Lösung dar. 
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Es bedarf daher für diese Fälle einer Lösung. Die vom Gesetzgeber intendierte Sperre für 

die Fälle, bei denen der Steuerpflichtige erst vor dem Hintergrund einer anstehenden Au-

ßenprüfung berichtigt,  geht bei anschlussgeprüften Unternehmen zu weit.  

 

Der Steuerpflichtige ist auch bei einer vorausgegangenen bedingt vorsätzlichen Steuerhin-

terziehung zur Korrektur nach § 153 AO verpflichtet (BGH, Urt. v. 17.3.2009, Az. 1 StR 

479/08, NJW 2009, S. 1984). Da er sich wegen vorsätzlicher Steuerhinterziehung strafbar 

macht, auch wenn er seiner Korrekturpflicht nach § 153 AO nachkommt, kann der gegenwär-

tig bestehende Widerspruch zum „nemo tenetur“-Grundsatz nur dadurch aufgelöst werden, 

dass die Angaben, die der Steuerpflichtige in Erfüllung des § 153 AO macht, einem Beweis-

verwertungsverbot unterliegen. Dieses entfaltet möglicherweise sogar eine Fernwirkung, da 

es andernfalls vollständig entwertet würde. Wenn sich der Fiskus und die Strafverfolgungs-

behörden nicht eines Tages dieser Auseinandersetzung stellen wollen, müsste auch aus 

Sicht des Fiskus ein hohes Interesse an der Behebung dieses Widerspruches bestehen. 

 

Für die reine Berichtigung von Fehlern in Jahressteuererklärungen muss eine für die Praxis 

handhabbare Lösung gefunden werden, die den dargelegten Besonderheiten des Unter-

nehmensalltags gerecht wird und die Kriminalisierung der Berichtigung von Fehlern unter-

bindet. Denn wenn Unternehmen unter Heranziehung unternehmensinterner Prozesse, die 

sie eingerichtet haben, um Unrichtigkeiten zu entdecken, eine Unrichtigkeit entdecken und 

berichtigen, sollte daraufhin keine strafrechtliche Sanktionierung folgen. 

 

Hierzu sind grundsätzlich zwei Lösungsansätze möglich, die jeweils über die schon vom Ge-

setzentwurf aufgegriffenen Fälle von Anmeldesteuern hinaus eine Problemlösung auch für 

Jahreserklärungen ermöglichen: 

 

1. Lösungsvorschlag: 

 

Petitum:  

In § 371 AO wird nach Absatz 3 folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) 1Erstattet der Steuerpflichtige rechtzeitig und ordnungsgemäß eine Anzeige 

nach § 153, weil er die Unrichtigkeit der abgegebenen Steuererklärung nachträglich 

erkennt, tritt Straffreiheit abweichend von den Absätzen 1 und 2 Nummer 3 in dem 

Umfang ein, in dem der Steuerpflichtige die Richtigstellung vornimmt. 2Dies gilt für die 

in § 153 Absatz 1 Satz 2 genannten Personen sowie sonstige Beteiligte entspre-

chend.“ 
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Begründung: 

Nach § 153 AO sind Steuerpflichtige verpflichtet, abgegebene Steuererklärungen zu berich-

tigen, wenn sie nachträglich (und vor Ablauf der Festsetzungsfrist) erkennen, dass die Erklä-

rung unrichtig oder unvollständig ist und dass es dadurch zu einer Verkürzung von Steuern 

kommen kann oder bereits gekommen ist. Kommt ein Steuerpflichtiger dieser Verpflichtung 

nach, wurde dies bis zu der Gesetzesänderung durch das Schwarzgeldbekämpfungsgesetz 

im Jahr 2011 als Selbstanzeige gewertet und strafrechtlich nicht verfolgt. Mit der Gesetzes-

änderung von 2011 ist jedoch die Pflicht zur vollständigen Korrektur eingeführt worden, so 

dass jetzt eine nochmalige Fehlerberichtigung dazu führt, dass keine straflose Selbstanzeige 

vorliegen kann und eine strafrechtliche Untersuchung eingeleitet wird. 

 

Das bereits in § 153 AO normierte Tatbestandsmerkmal des nachträglichen Erkennens eines 

Fehlers schließt aus, dass der Steuerpflichtige bewusst und mit Absicht oder einfachem Vor-

satz eine unrichtige Erklärung abgegeben hat. Nach der Rechtsprechung des Bundesge-

richtshofes (BGH, Urt. v. 17.3.2009, Az. 1 StR 479/08, NJW 2009, S. 1984) kann jedoch eine 

Steuerhinterziehung im Sinne des § 370 Abs. 1 AO auch dann vorliegen, wenn die unrichtige 

Erklärung mit bedingtem Vorsatz geschah und die tatsächliche Unrichtigkeit erst später er-

kannt wurde. 

 

In der Praxis der Finanzverwaltung führt die Rechtslage derzeit dazu, dass in vielen Fällen 

Berichtigungen nach § 153 AO von der Straf- und Bußgeldsachenstelle der Finanzämter 

überprüft und an die Staatsanwaltschaft abgegeben werden. 

 

Mit dem vorliegenden Vorschlag einer gesetzlichen Regelung soll eindeutig geregelt werden, 

dass die vorgeschriebene Berichtigung eines nachträglich erkannten Fehlers keine straf-

rechtlichen Folgen auslöst. Im Ergebnis würden – wie vor dem Schwarzgeldbekämpfungsge-

setz – Korrekturen eines Fehlers ermöglicht, ohne dass die Anforderungen des Vollständig-

keitsgebots (Absatz 1) und der künftigen 25.000 Euro-Grenze, nach der Selbstanzeigen nur 

bei Unterschreitung dieser Grenze noch straflos sind, eingehalten werden müssen.“ 
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2. Lösungsvorschlag: 

 

Petitum:  

§ 370 Abs. 1 AO wird wie folgt geändert: 

„(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. den Finanzbehörden oder anderen Behörden über steuerlich erhebliche 

Tatsachenunrichtige oder unvollständige Angaben macht, 

2. die Finanzbehörden pflichtwidrig über steuerlich erhebliche Tatsachen in 

Unkenntnis lässt oder 

3. pflichtwidrig die Verwendung von Steuerzeichen oder Steuerstemplern un-

terlässt mit der Absicht, Steuern zu verkürzen oder für sich oder einen ande-

ren nicht gerechtfertigte Steuervorteile zu erlangen.“ 

 

§ 378 Abs. 1 AO wird wie folgt geändert: 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Steuerpflichtiger oder bei Wahrnehmung der 

Angelegenheiten eines Steuerpflichtigen eine der in § 370 Abs. 1 bezeichneten Taten 

leichtfertig oder bedingt vorsätzlich begeht. § 370 Abs. 4 bis 7 gilt entsprechend. 

 

Begründung:  

Mit diesem Lösungsvorschlag werden die „klassischen“ Fälle der Steuerhinterziehung nach 

wie vor erfasst. Im Fokus steht vielmehr eine Trennung der Fälle in denen nicht „mit der Ab-

sicht Steuern zu hinterziehen“ (dolus directus), gehandelt wurde, also klassische Fehlerkor-

rekturen. Damit wären die Fälle ausgenommen, die in der unternehmerischen Praxis zu gro-

ßen Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen leichtfertigem oder bedingt vorsätzlichem Tat-

vorwurf, d.h. zum Tatvorwurf überhaupt bzw. zwischen einer Ordnungswidrigkeit oder Straf-

tat führen. Gerade dies sind aber die Fälle, die in der Praxis im Massenverfahren eine Rolle 

spielen und für die die Wirtschaft dringend eine Lösung braucht, um eine Kriminalisierung 

von Fehlern zu vermeiden. 

 

Zusammenfassendes Petitum: 

Wir bitten, auf der Basis der vorstehenden zwei Vorschläge eine geeignete Lösung für 

die Sicherstellung von Korrekturen für Jahreserklärungen zu schaffen. 
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5. Zu Ziff. 6 und 3 a) - §§ 398a, 371 Abs. 2 Nr. 3 und 4 AO-E 

 

 Absenkung der 50.000-Euro-Grenze auf 25.000 Euro 

 

Wir begrüßen, dass § 398a AO-E für die Umsatzsteuer- und Lohnsteuervoranmeldungen 

nicht zur Anwendung kommt. Dies sollte auch für Anmeldungen zur Kapitalertragsteuer, 

Versicherungsteuer, Feuerschutzsteuer, Bauabzugsteuer und den Steuerabzug für be-

schränkt Steuerpflichtige nach § 50a EStG gelten. Insofern verweisen wir auf unsere 

Ausführungen oben unter Ziff. 1. 

 

Durch die Absenkung der Grenze von 50.000 Euro auf nunmehr 25.000 Euro wird das 

Institut der strafbefreienden Selbstanzeige auch für kleine und mittlere Unternehmen 

stark eingeengt. Für größere Unternehmen wird das Institut faktisch abgeschafft. Dies 

liegt insbesondere auch darin begründet, dass bei der Berechnung der 25.000 Euro-

Grenze auf den Taterfolg abgestellt wird und es daher in den Fällen des Eingreifens des 

Kompensationsverbots, der Steuerverkürzung auf Zeit sowie des Steuervorteils zu 

schwer nachvollziehbaren Ergebnissen kommt. 

 

Beispiel 8: 

Der Unternehmer U hat in seiner Umsatzsteuerjahreserklärung Ausgangsumsätze 

nicht erfasst, die zu einer um 100.001 Euro höheren Umsatzsteuer geführt hätten. 

Gleichzeitig hat er aber auch Vorsteuerbeträge aus Eingangsumsätzen in Höhe von 

90.000 Euro nicht erklärt. Der entstandene Steuerschaden beträgt 10.001 Euro. U er-

kennt nachträglich die Unrichtigkeit seiner Angaben und korrigiert diese. Das Finanz-

amt unterstellt dem U, dass dieser mit Eventualvorsatz gehandelt hat und geht bei 

der korrigierten Erklärung von einer Selbstanzeige aus. 

 

Kann sich U nicht gegen den Vorwurf des Vorliegens eines bedingt vorsätzlichen 

Handelns erfolgreich zur Wehr setzen, dann müsste dieser u.a., damit von der Ver-

folgung der Straftat abgesehen wird, wegen des Eingreifens des Kompensationsver-

bots einen Zuschlag in Höhe 15 Prozent auf 100.001 Euro (= 15.000 Euro) zahlen, 

obwohl tatsächlich nur ein Steuerschaden in Höhe von 10.001 Euro entstanden ist. 
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Beispiel 9:  

Der Unternehmer U gibt die Umsatzsteuerjahreserklärung drei Tage zu spät ab. In 

der Umsatzsteuerjahreserklärung werden Umsätze in Höhe von 500.000 Euro und 

Vorsteuerbeträge in Höhe von 480.000 Euro erklärt, so dass eine Zahllast von 20.000 

Euro ausgewiesen wird. Der entstandene Verspätungsschaden beträgt unter Zugrun-

delegung auch des völlig überhöhten Zinssatzes nach § 238 AO von 6 Prozent nur 

100 Euro (d. h. der tatsächliche Zinsnachteil des Fiskus wäre deutlich niedriger).  

Obwohl U vollumfänglich korrekte Angaben gemacht hat, muss er den sogenannten 

Strafzuschlag nach § 398a AO zahlen, denn bei der Berechnung der Betragsgrenze 

ist gem. §§ 398a Abs. 2 i.V.m. 370 Abs. 4 AO auf die 500.000 Euro erklärte Umsatz-

steuer abzustellen. Im Ergebnis muss U daher einen Zuschlag von 15 Prozent auf die 

vollen 500.000 Euro Umsatzsteuer (= 75.000 Euro) zahlen, obwohl dem Fiskus fak-

tisch lediglich ein Schaden von 100 Euro entstanden ist. 

 

Erkennbar werden durch die Regelungen des §§ 398a, 371 Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 4 AO nicht 

nur die Fälle mit einer erhöhten kriminellen Energie und größerem Erfolgsunrecht von der 

strafbefreienden Wirkung der Selbstanzeige ausgeschlossen. Hinzu tritt das Problem der 

Niedrigschwelligkeit des Vorsatzes, aufgrund dessen es für die Unternehmen aktuell schwie-

rig ist, sich gegen den Vorwurf eines strafbaren Handelns erfolgreich zu wehren.  

 

Petitum: 

Wir regen an, bei der Berechnung der 25.000 Euro-Betragsgrenze auf den tatsächlichen 

„Steuerschaden“ abzustellen und auch eine Staffelung bei den Grenzen vorzusehen. 
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Stellungnahme
der Deutschen Steuer-Gewerkschaft

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Gesetzes
zur Änderung der Abgabenordnung und des Einführungsgesetzes

zur Abgabenormung (BR-Drucksache 431/14)

Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft nimmt nicht zu jeder der geplanten Änderungen
Stellung, sondern lediglich zu den Punkten des Entwurfs, die für sie als Fachgewerkschaft
der Finanzverwaltung von besonderer Relevanz sind.

Im Einzelnen:

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 170 Abs. 6 AO -neu-)

Die neu gefasste Anlaufhemmung ist wegen der erschwerten Ermittlungsmöglichkeiten der
definierten Besteuerungssachverhalte sinnvoll und stellt die Durchsetzung des staatlichen
Steueranspruches für einen längeren Zeitraum sicher.

Es sollte aber auch sicher gestellt werden, dass die Aufbewahrungsvorschriften für die
Finanzämter entsprechend ausgestaltet sind, damit die rechtliche Möglichkeit zur
Korrektur nicht wegen des Fehlens von Steuerakten/Steuerdaten faktisch scheitert.

Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchst. a (§ 371 Abs. 1 -neu-)

Während der Referentenentwurf noch eine generelle Anordnung der
Verfolgungsverjährung von 10 Jahren auch in Fällen einfacher Steuerhinterziehung
vorsah, enthält der Gesetzesentwurf keine Verschärfung der Verfolgungsverjährung mehr.
Vielmehr wird die Wirksamkeitsbedingung einer Selbstanzeige dahin gehend verschärft,
dass die Angaben bis zu 10 Jahre Kalenderjahren vollständig erfolgen müssen. Daraus
folgt, dass nicht die Strafbarkeit ausgedehnt wird, sondern die Anforderungen an eine
wirksame Selbstanzeige deutlich verschärft werden.

Anlage 4 
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Man kann dies so machen, sollte aber erkennen, dass durch die geplante Neufassung das
Risiko einer unwirksamen Selbstanzeige deutlich erhöht wird. Ob es gelingt, Angaben und
Unterlagen für 10 Jahre vollständig vorzulegen, muss die Praxis erst zeigen. Der
Prüfungsaufwand für die Finanzbehörden steigt jedenfalls an, wenn man davon ausgeht,
dass eine Selbstanzeige nicht einfach „durchgewunken“ werden kann. Auch der
Beratungsbedarf steigt dadurch beträchtlich an und auch das Haftungsrisiko des Beraters,
etwas falsch gemacht zu machen.

Aus Sicht der Verwaltungspraxis hätte es der Verschärfung dieser Wirksamkeitsbedingung
nicht zwingend bedurft. Viele der Selbstanzeigen haben freiwillig den
Offenbarungszeitraum erhöht, wissend, dass die steuerliche Festsetzungsverjährung
bereits 10 Jahre in Hinterziehungsfällen beträgt. Oftmals hat man auch 10 Jahre freiwillig
nach erklärt, um im Gefolge der Selbstanzeige „guten Willen“ zu demonstrieren und um
die Reue als glaubwürdig darzustellen. Dies wurde auch deshalb oft gemacht, weil der
Selbstanzeiger und sein Berater wussten, dass das Finanzamt im Steuerverfahren tiefere
Ermittlungen und vor allem Schätzungen vornehmen konnte. Schätzungen können aber
durchaus zum Nachteil des Steuerpflichtigen ausschlagen. Das Schätzungsrisiko liegt in
solchen Fällen beim Steuerzahler und kann bei voraus gegangener fehlender Mitwirkung
finanziell sehr beträchtlich sein.

Die Praxis muss zeigen, ob die Regelung handhabbar ist oder möglicherweise das Risiko,
sich mit einer verunglückten Selbstanzeige ans Messer zu liefern, spürbar erhöht wird. Es
ist jedenfalls mit Sicherheit zu bilanzieren, dass die Selbstanzeige erheblich komplizierter
wird. Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft hätte einen einfacheren Weg vorgezogen, der da
lautet: keine Veränderung bei einfacher Steuerhinterziehung, aber künftige Abschaffung
der Selbstanzeige bei schwerer Steuerhinterziehung durch völligen Wegfall des § 398 a
AO.

Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchst. a (§ 371 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. e -neu-)

Es erscheint zutreffend, die „Normalfälle“ der Außenprüfung durch die „Nachschau“ zu
ergänzen.

Problematisch erscheint es jedoch, die Sperrwirkung der Nachschau an das „sich
ausweisen“ des Amtsträgers zu knüpfen. Im Regelfall wird sich der Amtsträger immer
ausweisen, wenn er auf den Steuerpflichtigen trifft, so dass es an sich nicht um ein
ungewöhnliches Erfordernis handelt. Allerdings wird die Schwierigkeit darin gesehen, dass
der Steuerpflichtige im Nachhinein vortragen könnte, der Amtsträger habe sich nicht
ausgewiesen, so dass Streit über die Sperrwirkung entsteht. Es wäre konsequenter, dem
Betroffenen zu bestätigen, dass eine Nachschau zu einem konkreten Termin
stattgefunden hat, um denkbare Zweifel an einer Sperrwirkung auszuräumen.
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Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchst. a (§ 371 Abs. 2 Nr. 3 -neu-)

Die durch das Schwarzgeldbekämpfungsgesetz eingeführte 50.000 Euro-Grenze wird
halbiert auf 25.000 Euro.

Wegen § 398 a AO findet die strafbefreiende Selbstanzeige nur vordergründig ihr Ende bei
50.000 Euro (bisher) bzw. 25.000 Euro (neu). Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft hätte es
richtiger gefunden, den Betrag von 50.000 Euro zu belassen und darüber hinaus den §
398 a AO ab einem bestimmten Zeitpunkt in der Zukunft abzuschaffen (siehe unten).
Vermutlich gibt es dafür jedoch keine mehrheitliche politische Unterstützung. Unter dieser
Einschränkung ist eine Absenkung des Betrages auf 25.000 Euro vertretbar, weil dadurch
automatisch der „Reuegeld-Bereich“ des § 398 a AO ausgeweitet wird. Die Selbstanzeige
im oberen Bereich wird dadurch teurer, was dem allgemeinen Gerechtigkeitsempfinden
entspricht. Durch die Halbierung des bisherigen Betrages und die Verteuerung über § 398
a AO der Gesetzgeber dokumentiert der Gesetzgeber auch ein höheres Maß an Ächtung
der Steuerhinterziehung. Diese - wenn auch nur indirekte - Ächtung ist zu begrüßen.

Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchst. a (§ 371 Abs. 2 Nr. 4 -neu-)

Die Ausdehnung der Sperrwirkung auf die besonders schweren Fälle der
Steuerhinterziehung nach § 370 Abs. 3 Satz 2 Nrn. 2 bis 5 wird ausdrücklich begrüßt.

Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchst. b (§ 371 Abs. 2 a -neu-)

Der derzeitige Rechtszustand vor allem im Bereich der Umsatzsteuervoranmeldungen
erscheint auch aus Sicht der Verwaltungspraxis als unbefriedigend und löst zu viele
Ermittlungsvorgänge aus, die letztlich versanden. Diese Ermittlungen erzeugen
Unsicherheit im Verhältnis der Beteiligten des Besteuerungsverfahrens und verursachen
oftmals unnötige Kosten in der Steuerverwaltung aber auch zusätzliche Beratungskosten
im Unternehmen. Die Durchbrechung sowohl des Vollständigkeitsgebotes wie auch der
Sperrwirkung nach Tatentdeckung erscheint in den Fällen der monatlichen und
vierteljährlichen Steueranmeldungen ausnahmsweise gerechtfertigt. Die Vorschrift ist
umfangreich formuliert, trifft aber den Kern der Sache und wird vermutlich von der Praxis
nach einer gewissen Einübung verstanden.

Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 398 a -neu-)

Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft hat in der zurück liegenden Zeit keine völlige
Abschaffung der Selbstanzeige gefordert. Sie anerkennt, dass der Steuerzahler in der
Regel mit einem schwierigen Recht konfrontiert ist und sich oftmals in einer permanenten
„Pflichtenanspannung“ befindet. Steuerrecht ist „gefahrgeneigt“. Vorsatz in Form des
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billigenden Inkaufnehmens, grobe Fahrlässigkeit und bloßes Vergessen lassen sich in der
Praxis oft nicht mit Sicherheit auseinanderhalten.

Daher halten wir eine Selbstanzeige als „Brücke zur Ehrlichkeit“ im Bereich einfacher
Steuerhinterziehung für vertretbar. Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft tritt jedoch dafür
ein, bei schwerer Steuerhinterziehung eine Selbstanzeige in Zukunft nicht mehr
zuzulassen. Im Bereich schwerer Steuerhinterziehung, insbesondere bei
Schwarzgeldanlagen und mit Auslandsbezug, geht es in aller Regel um direkten Vorsatz.
Vergessen und Fahrlässigkeit scheiden hier aufgrund konspirativen Vorgehens aus. Hier
ist der Steuerstraftäter aus unserer Sicht nach einer gewissen Übergangszeit der
derzeitigen Regelung nicht mehr schutzwürdig. Auch würde eine künftige Abschaffung die
Motivation einer Selbstanzeige zu heutigen Bedingungen nochmals erhöhen.
Rechtstechnisch ist dies einfach durch Streichung des § 398 a AO zu bewerkstelligen, da
der Gesetzgeber die hier skizzierte Richtungsentscheidung bereits mit der Sperrwirkung
des § 371 Abs. 2 Nr. 3 AO (alt) so getroffen hat.

Wir nehmen zur Kenntnis, dass diese Ansicht derzeit vermutlich nicht mehrheitsfähig ist.
Unter dieser Einschränkung wird die durch die Neufassung des § 398 a AO intendierte
Verteuerung bejaht. Es widerspricht dem Gerechtigkeitsempfinden, wenn bei einer
Selbstanzeige lediglich die Steuer nachbezahlt werden muss, wobei die Zahlung von
Zinsen angesichts der Vorenthaltung der Steuern gegenüber dem Fiskus nicht als Strafe
sondern als Selbstverständlichkeit angesehen werden muss. Das zusätzliche pauschale
„Reuegeld“ des § 398 a AO ist aus Sicht des ehrlichen Steuerzahlers ein Beitrag in
Richtung mehr Gerechtigkeit.

Da dieses „Reuegeld“ im oberen Bereich 15 bzw. 20 Prozent beträgt und daher ein
beträchtlichen finanziellen Eingriff bedeutet, wird angeregt, im Gesetzgebungsverfahren
klar zu stellen, dass der Bund hierfür eine Gesetzgebungskompetenz nach dem
Grundgesetz hat. Es handelt sich ja offenbar weder um eine Abgabe (Steuer, Beitrag,
Gebühr) noch um ein Geldstrafe bzw. ein Bußgeld.

Aus Sicht der Verwaltungspraxis dürfte es allerdings zu Unklarheiten darüber kommen,
wie der Hinterziehungsbetrag, der die Grundlage für die Zahlung nach § 398 a AO ist, in
Fällen mehrjähriger Steuerhinterziehung zu berechnen ist. Ist jedes Hinterziehungsjahr für
sich zu berechnen? Oder sind die Hinterziehungsbeträge aller Steuerjahre zu addieren?
Letztere Betrachtung kann zu höheren Zahlungen führen. Möglicherweise soll die
Verweisung in § 398 a Abs. 2 AO auf § 370 Abs. 4 auf eine Einzelberechnung mit
anschließender Addition hinweisen. Aus Sicht der Steuergewerkschaft ist einer Addition
der Hinterziehungsbeträge und nicht erst einer Addition einzelner Reuegelder der Vorzug
zu geben. Das Ausmass der Steuerhinterziehung und der damit verbundene
Unrechtsgehalt drückt sich nur in einer Addition der hinterzogenen Beträge aus. Im
parlamentarischen Verfahren sollte daher klar gestellt werden, dass nicht jedes Jahr für
sich zu berechnen ist sondern dass vielmehr von einem Gesamthinterziehungsbetrag
auszugehen ist, der dann die Grundlage für ein Gesamt-Reuegeld bildet.
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Einladung zur Anhörung am 12.11.2014 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete Arndt-Brauer, 

ich bedanke mich für die Einladung zur Anhörung am 12.11.2014 zu dem Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung der Abgabenordnung und des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung. Vorab darf ich 
Ihnen ausschließlich per Mail meine Stellungnahme senden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Prof. Dr. Frank Hechtner 

Freie Universität Berlin, Prof. Dr. Frank Hechtner,  
Juniorprofessur für Steuerwirkungslehre, Garystraße 21, 14195 Berlin Prof. Dr. Frank Hechtner 
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 E-Mail frank.hechtner@fu-berlin.de 
 Internet www.fu-berlin.de/steuern 
 
  Berlin, 11.11.2014 

Fachbereich Wirtschaftswissenschaft 
Juniorprofessur für Steuerwirkungslehre 

An die  

Vorsitzende des Finanzausschusses 

Frau MdB Ingrid Arndt-Brauer 

Deutscher Bundestag 

Platz der Republik 1 

 
11011 Berlin 
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Stellungnahme zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 

Abgabenordnung und des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung auf  

BT‐Drucks. 18/3018 

Prof. Dr. Frank Hechtner (Freie Universität Berlin) 

1. Zu dem Gesetzentwurf allgemein 

1.1. Zur Beibehaltung der Selbstanzeige 

Der  Gesetzentwurf  sieht  unterschiedliche  Änderungen  im  Bereich  des  Steuerstrafrechts  und  der 

Selbstanzeige vor. Konkret soll mit dem Gesetzentwurf das  Instrument der Selbstanzeige verschärft 

werden. Daneben werden mit dem Gesetzentwurf Änderungen bei den Ausschlusstatbeständen für 

die  Abgabe  einer  wirksamen  Selbstanzeige  vorgesehen.  Insofern  handelt  es  sich  beim  dem 

Gesetzentwurf  auch  um  ein  Korrekturgesetz  zum  Schwarzgeldbekämpfungsgesetz,  damit  das 

Instrument der  Selbstanzeige  auch  in der praktischen Anwendung weiterhin handhabbar bleibt. 

Insgesamt soll an dem  Instrument der Selbstanzeige festgehalten werden. Die wesentlichen  Inhalte 

des Gesetzentwurfes beruhen auf dem Eckpunktepapier der FMK vom 9. Mai 2014 zur Verschärfung 

der Wirksamkeitsvoraussetzungen der strafbefreienden Selbstanzeige. 

Es  ist  insgesamt  zu  begrüßen,  dass  die  FMK  im  Gemenge  unterschiedlicher  Positionen  zur 

Selbstanzeige  einen  einheitlichen  Beschluss  gefasst  hat,  die  Selbstanzeige  zu  verschärfen, 

andererseits  an dem  Instrument weiterhin  festzuhalten. Dieser politische Konsens wird  von dem 

Gesetzentwurf  aufgenommen  und  sollte  auch  im  Rahmen  der  weiteren  politischen  Beratungen 

beachtet werden. Vor diesem Hintergrund  ist die allgemeine Stoßrichtung des Gesetzes positiv zu 

bewerten. Dies muss nicht  zwangsweise bedeuten, dass  sich der Gesetzgeber  für oder  gegen das 

Instrument der Selbstanzeige „auf alle Ewigkeit“ entscheidet.  In der politischen Diskussion wurden 

hierzu sehr unterschiedliche Meinungen vertreten. Gleichwohl ist es m.E. sachgerecht, Änderungen 

(Verschärfungen)  bei  diesem  Instrument  behutsam  und  mit  Augenmaß  für  den  praktischen 

Umgang  umzusetzen,  ohne  dass  hierbei  das  Instrument  der  Selbstanzeige  „verwässert“  wird. 

Diesem Erfordernis wird der Gesetzentwurf abseits der Kritik im Detail gerecht.  

Erst  nach  einer  etwaigen  Verschärfung  des  Instruments  kann  überhaupt  sachgerecht  beurteilt 

werden,  inwieweit  ‐  auch  mit  langfristiger  Perspektive  im  Hinblick  auf  den  verbesserten 

Informationsaustausch  ‐  an  dem  Instrument  weiterhin  festzuhalten  ist.  Auch  muss  konstatiert 

werden, dass der automatische  Informationsaustausch noch nicht derart vorangeschritten  ist, dass 

bisher nicht deklarierte Steuerquellen lückenlos aufgeklärt werden können. Vor diesem Hintergrund 

bedarf es – jedenfalls in der aktuellen Situation – weiterhin eines Instrumentes, welches „Anreize“ 

setzt für den Steuerpflichtigen, in die Steuerehrlichkeit zurückzukehren. Auch sind in der aktuellen 

Situation die fiskalischen Interessen infolge der Selbstanzeige nicht außer Acht zu lassen. Im Übrigen 

nimmt  das  Gesetz  notwendige  Reparaturen  von  Problembereichen  vor,  die  seit  dem 

Schwarzgeldbekämpfungsgesetz entstanden sind. 
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1.2. Fehlende Evaluierung 

Der wesentliche Inhalt des Gesetzes orientiert sich an dem FMK Beschluss. Dieser wiederum beruht 

auf  internen  Überlegungen  der  Länderfinanzbehörden  zur  Selbstanzeige.  Mithin  wurde  also  die 

Selbstanzeige verwaltungsintern in Grenzen „evaluiert“. Gleichwohl kann dies eine wissenschaftliche 

Evaluation nicht ersetzen. Daher  ist es zu bedauern, dass  in dem Gesetzentwurf nicht vorgesehen 

wird, das Instrument der Selbstanzeige wissenschaftlich zu evaluieren. In Deutschland existieren bis 

dato  wenige  bis  keine  Studien  dazu,  wie  das  Instrument  der  Selbstanzeige  auf  die 

Entscheidungswirkung  Steuerhinterziehung wirkt. Auch bleibt offen, welche persönlichen  Faktoren 

die  Steuerhinterziehung  erklären  können.  Weiterhin  ist  unklar,  welche  Wirkungen  durch  eine 

Verschärfung  der  Selbstanzeige  eintreten.  Die  mangelnde  wissenschaftliche  Bearbeitung  dieses 

Themas liegt nicht zuletzt an der katastrophalen Situation der Datenlage. Weder werden Daten zur 

Abgabe der Selbstanzeige systematisch bundesweit einheitlich erfasst, noch stehen die verfügbaren 

Daten zur wissenschaftlichen Auswertung zur Verfügung. Überdies werden  länderspezifische Daten 

vom  Bund  nicht  veröffentlicht.  Vor  diesem  Hintergrund  wäre  eine  bessere  und  systematische 

Datenerfassung wünschenswert. 

 

1.3. Mängel in der Gesetzesbegründung 

Die  in dem Gesetzentwurf genannte Zahl zu den Mehreinnahmen der Länder wird weder erläutert 

und  noch  näher  spezifiziert.  Insgesamt  bleibt  damit  die  Aussage  zu  dem Mehraufkommen  eher 

nebulös, was sie angreifbar macht. So wären Angaben zur Fallzahl der Selbstanzeige gestaffelt nach 

den Größen gem. § 398a AO ‐neu‐ wünschenswert gewesen, um jedenfalls grob eine Größenordnung 

zu  plausibilisieren.1  Jedenfalls  in  der  kurzen  Sicht  dürften  sich  m.E.  aus  dem  Gesetzentwurf 

Verhaltensreaktionen der Steuerpflichtigen ergeben, die wohl  fiskalisch nicht unbedeutend  sind. 

Gleiches  gilt  für  kurzfristige  „Verhaltensanpassungen“  der  Steuerpflichtigen  mit  Blick  auf  die 

Entscheidungswirkung  zur  Selbstanzeige,  die  bereits  vor  Inkrafttreten  des  Gesetzes  eintreten 

könnten. 

Die Aussagen des Nationalen Normenkontrollrates (NKR) beziehen sich wohl noch auf die Fassung 

des  Referentenentwurfs  (alte  Fassung).  Jedenfalls  ist  nicht  ersichtlich,  dass  nun  in  Fällen  ohne 

Selbstanzeige für die zurückliegenden zehn Jahre statt bisher fünf Jahre zu ermitteln ist (so NKR auf 

Seite 20). Vor diesem Hintergrund wäre zu überprüfen, ob der NKR nun zu einer anderen Meinung 

hinsichtlich des Erfüllungsaufwands für die Verwaltung kommt.  

Die Verlängerung der Berichtigungspflicht war ein Anliegen aus der Verwaltung,  so dass diese nun 

über  einen  Zeitraum  von  10  Jahren  Angaben  des  Steuerpflichtigen  bei  Abgabe  der  Selbstanzeige 

bekommt.  Insofern dürfte ein erheblicher Teil des Ermittlungsaufwandes entfallen. Demgegenüber 

steht weiterhin das Erfordernis der vollumfänglichen Kontrolle dieser Angaben. Hiervon hängt es 

schließlich  ab,  ob  die  Selbstanzeige  vollumfänglich  anerkannt  wird.  Derartige  Kontrollen  und 

Überprüfungen fallen m.E. nicht einfacher aus, wenn „fremde“ Daten kontrolliert werden. Auch wird 

es nun bedeutender, ob  innerhalb der 10‐Jahresfrist nun Fehler vorliegen, die die Wirksamkeit der 

Selbstanzeige betreffen. M.E.  ist es daher kritisch zu hinterfragen, ob wirklich eine Reduktion der 

Bürokratiekosten bei der Verwaltung eintritt  (vgl. Gesetzentwurf, Seite 2, Gliederungspunkt E.2). 

                                                            
1   Vgl. Fn. 14 für eine erste Einschätzung der Größenordnung. 
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So  ist  auch  plausibel  zu  argumentieren,  dass  jedenfalls  in  der  kurzen  Sicht  eine  steigende 

Arbeitsbelastung  bei  der  Verwaltung  zu  konstatieren  ist,  was  Auswirkungen  auf  die  personelle 

Ausstattung der Finanzbehörden entfalten kann. 

 

2. Verlängerung der Berichtigungspflicht (§ 371 Abs. 1 AO) 

Der  Gesetzentwurf  sieht  vor,  die  Berichtigungspflicht  der  falschen  Angaben  auszudehnen.  Die 

strafrechtliche  Verjährungsfrist  differenziert  (derzeit)  nach  dem  Grad  der  Steuerhinterziehung. 

Während für den einfachen Fall die strafrechtliche Verjährungsfrist 5 Jahre beträgt, erhöht sich diese 

auf  10  Jahre  für  den  Fall  der  besonders  schweren  Steuerhinterziehung.  Diese  rechtsdogmatische 

Unterscheidung findet sich in der steuerlichen Festsetzungsfrist nicht, die bei 10 Jahren liegt. 

Nach  dem  bisherigen  Wortlaut  des  §  371  Abs.  1  Satz  1  AO  betraf  die  Berichtigungspflicht  alle 

unverjährten Steuerstraften. Bei der einfachen Steuerhinterziehung ist somit die Berichtigungspflicht 

auf  5  Jahre  beschränkt.  Soll  nun  tendenziell  ein  Gleichlauf mit  der  10‐jährigen  Festsetzungsfrist 

erreicht  werden,  damit  für  die  gesamte  Frist  Angaben  vom  Steuerpflichtigen  getätigt  werden 

müssen, bieten sich unterschiedliche Lösungswege an: 

 Zum  einen  könnte  die  strafrechtliche  Verjährungsfrist  in  der  AO  in  den  Fällen  der  einfachen 

Steuerhinterziehung auf 10  Jahre angehoben werden. Diese Variante hatte die FMK und auch 

der  bisherige  Referentenentwurf  vorgesehen.  Hierbei  ist  zu  bemerken,  dass  eine  derartige 

Anhebung dann  auch  Fälle betrifft,  in denen  keine  Selbstanzeige  erstattet wird. Auch  stünde 

dann  die  spezielle  strafrechtliche  Verjährungsvorschrift  der  AO  nicht  mehr  im 

rechtsdogmatischen Gleichklang mit ähnlich gelagerten Straftaten nach § 78 StGB (z.B. Betrug). 

Ob  ein  solcher  Gleichklang  allerdings  verfassungsrechtlich  geboten  ist,  ist  kritisch  zu 

hinterfragen. 

 Die  andere  Variante  setzt  an  dem  Erfordernis  zur  wirksamen  Selbstanzeige  an.  Hierzu  wird 

konkret bestimmt,  für welchen Zeitraum eine Korrektur vorzunehmen  ist. Diese Variante wird 

nun  im  Gesetzentwurf  favorisiert.  Hierzu  wird  in  §  371  Abs.  1  Satz  1  AO  die  zeitliche 

Beschreibung  der  Steuerstraftaten  entfernt  („unverjährt“).  Insofern  erstreckt  sich  die 

Berichtigungspflicht nach § 371 Abs. 1 Satz 1 AO (vorerst) auf alle Steuerstraftaten, unabhängig 

von der Frage der Verjährung. Der neue § 371 Abs. 1 Satz 2 AO schränkt nun den unbestimmten 

Zeitbegriff  in  Satz  1  ein,  indem  entweder  auf  die  unverjährten  Steuerstraftaten  oder  die 

Steuerstraftaten  der  letzten  10  Jahren  abgestellt  wird.  Bei  Letzteren  sind  wohl  dann  die 

verjährten  und  die  unverjährten  Steuerstraftaten  angesprochen.  Es  gilt  hierbei  jeweils  die 

längere Frist. Insofern wird eine neue (fiktive) Berichtigungsfrist eingeführt, die nicht variabel ist 

und sich an dem Kalenderjahr orientiert. Auch mit diesem Verfahren können Fälle vorkommen, 

in  denen  die  neue  Frist  nicht  deckungsgleich  mit  der  Festsetzungsfrist  ist,  die  u.U.  länger 

ausfällt.2  In einem  solchen Fall müssten die Finanzbeamten die Besteuerungsgrundlagen dann 

wieder  „selber“  ermitteln.  Gleichwohl  dürfte  die  neue  Frist  gegenüber  dem  bisherigen 

Verfahren deutlich „näher“ an der Festsetzungsfrist liegen. 

                                                            
2   Dies  insbesondere dann, wenn die Festsetzungsfrist  für ausländische Kapitalerträge nach § 170 Abs. 6 –

neu  AO deutlich ausgeweitet wird. 
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Dem Wortlaut kann nicht entnommen werden, wie die Frist  zu berechnen  ist. Ausgangspunkt 

nach der Gesetzesbegründung soll die Abgabe der Selbstanzeige sein. Hierbei ist allerdings wohl 

nicht auf einen Zeitraum von genau 10 Jahren abzustellen, sondern auf die letzten (ggf. auch nur 

angebrochenen) Kalenderjahre. Auch  ist unklar, ob die Frist ab Abgabe der Selbstanzeige oder 

mit  Abgabe  einer wirksamen  Selbstanzeige  zu  berechnen  ist.  Nur  erstes  kann  gemeint  sein, 

andernfalls würde sich die Frist in die Zukunft verschieben, was nicht gewollt sein kann. Es sollte 

insgesamt in das Gesetz aufgenommen werden, wie sich die Frist ermittelt, denn diese Frage 

ist erheblich für die Beurteilung, ob die Selbstanzeige wirksam ist. 

Insgesamt haben beide Varianten ihre Stärken und Schwächen. M.E. ist die Entscheidung zugunsten 

einer Variante vornehmlich eine politische Entscheidung. Die Bundesländer haben keine Einwände 

gegen die Änderung zum Referentenentwurf erhoben. Auch  ist anzumerken, dass es primär nicht 

die Frage  in der politischen Diskussion war, ob die Strafverfolgungsverjährung erhöht wird, sondern 

mit welchem  Instrument die Berichtigungspflicht ausgeweitet wird. Offenkundig führt auch die nun 

im Gesetzentwurf vorgeschlagene Methode  zu dem gewollten Ergebnis. Vor dem Hintergrund der 

dargestellten Abwägung und aus Gründen des politischen Verhandlungsprozesses sollte daher die 

im Gesetzentwurf gefundene Lösung so umgesetzt werden. 

Hierbei  ist allerdings anzumerken, dass es zukünftig deutlich komplexer wird, den Anforderungen 

für die wirksame Selbstanzeige zu genügen. Dies  ist offenkundig politisch so gewollt. Es  ist daher 

möglich, dass  in vielen Fällen  latent unwirksame Selbstanzeigen entstehen, da beide Seiten nicht  in 

der Lage sind, punktgenau den „wahren“ Wert der nicht deklarierten Einkünfte zu ermitteln.3 Unklar 

bleibt, wie  in diesen Fällen dann vorzugehen  ist und  inwieweit  in solchen Fällen eine Schätzung als 

„tatsächliche  Verständigung“  anzuerkennen  ist,  auch  wenn  zeitlich  nachgelagert  sich  neue 

Erkenntnisse ergeben. 

 

3. Veränderung der Sperrgründe nach § 371 Abs. 2 AO 

3.1. Sachlicher  und  zeitlicher  Umfang  der  Sperrwirkung  nach  §  371  Abs.  2  Nr.  1 

Buchstabe a, c AO 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass bei den Sperrgründen nach § 371 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a, c AO 

konkret  bestimmt  wird,  dass  sich  diese  nur  auf  den  sachlichen  und  zeitlichen  Umfang  der 

(angekündigten) Außenprüfung erstrecken. Durch den neuen § 371 Abs. 2 Satz 2 AO wird somit das 

Vollständigkeitsgebot  für die Korrektur nach § 371 Abs. 1 AO  für alle unverjährten  (bzw.  innerhalb 

der  letzten  10  Jahre  begangenen)  Steuerstraften  durchbrochen.  Die  Ausschlusstatbestände 

erstrecken sich daher sachlich und zeitlich nur noch auf die in dem Bescheid bzw. der Außenprüfung 

angesprochenen Zeiträume und Steuerarten. Inwieweit eine derartige Sichtweise sich bereits aus der 

Rechtslage  vor  Inkrafttreten  der  Neuerung  ergeben  hat,  wird  in  der  Literatur  nicht  einheitlich 

bewertet.  Die  Finanzverwaltung  hat  die  bisherige  Rechtslage  zur  Sperrwirkung  wohl  umfassend 

                                                            
3   Vgl. Hechtner, NWB 2014, S. 2994. 
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ausgelegt.  Sobald  nur  eine  Steuerstraftat  von  der  Außenprüfung  erfasst  war,  sollten  alle 

Steuerstraftaten derselben Steuerart „gesperrt“ sein.4 

Der Gesetzesbegründung ist zu entnehmen, dass die Änderung eine Beschränkung der umfassenden 

Sperrwirkung darstelle. Aus dem  reinen Wortlaut heraus kann dem gefolgt werden. Gleichwohl  ist 

anzumerken,  dass  im  Gesetzgebungsverfahren  zum  Schwarzgeldbekämpfungsgesetz  m.E.  nicht 

ersichtlich  war,  dass  der  Gesetzgeber  damals  eine  vollumfassende  Sperrwirkung,  die  über  den 

sachlichen und zeitlichen Umfang einer Außenprüfung hinaus geht, in dieser Form umsetzen wollte. 

Vor  diesem  Hintergrund  kann  die  Neuregelung  als  Einschränkung  der  Sperrgründe  verstanden 

werden, gleichwohl sorgt sie für Rechtsklarheit in der Praxis. Die Änderung ist somit zu begrüßen. Es 

sollte allerdings klargestellt werden, dass die Neuregelung erst ab 2015 gilt und bis Ende 2014 eine 

solche Rechtsfolge nicht aus dem Gesetz zu entnehmen war. 

 

3.2. Lohnsteuer‐ und Umsatzsteuer‐Nachschau als Sperrgrund 

Nach § 371 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe e AO wird die Lohnsteuer‐ und die Umsatzsteuer‐Nachschau als 

neuer  Sperrgrund  aufgenommen.  Bisher  war  unklar,  ob  diese  Sachverhalte  bereits  unter  die 

bisherigen  Sperrgründe  gefallen  sind  (Erscheinen  eines  Amtsträgers  zur  Prüfung).5  In  der  Praxis 

dürfte  die  Problematik  eher  untergeordnete  Bedeutung  haben,  da  ohnehin  „gleitend“  zur 

Außenprüfung übergegangen werden kann. Der Gesetzesbegründung ist zu entnehmen, dass es sich 

um  eine  Erweiterung  der  Sperrgründe  handeln  soll.  M.E.  kann  dies  im  Umkehrschluss  nur  so 

gedeutet  werden,  dass  nach  der  bisherigen  Rechtslage  die  Lohnsteuer‐  und  Umsatzsteuer‐

Nachschau keine Sperrwirkung ausgelöst haben.  

Es  ist  zu  bemängeln,  dass  die  Bundesregierung  hierzu wohl  keine  Klarheit  schaffen will,  diesen 

Aspekt selber nicht anspricht, sondern vielmehr Rechtsunsicherheit entstehen lässt und abwarten 

will, wie  in  dieser  Frage möglicherweise  in  Zukunft  die Gerichte  entscheiden werden.6  Es wäre 

                                                            
4   Vgl. Finanzministerium NRW vom 05.05.2011, S 0702 ‐ 8 ‐ V A 1, Punkt 2.1, „Unklar ist, in welchem Umfang 

die  Sperrwirkung  der  Prüfungsanordnung  greift.  Der  Gesetzgeber  hat  hierzu  keine  Angaben  gemacht. 
Bislang  war  herrschende  Meinung,  dass  der  Umfang  der  Sperrwirkung  durch  den  Inhalt  der 
Prüfungsanordnung bestimmt wird. Die neue Formulierung der Norm  lässt aber den Schluss zu, dass die 
Sperrwirkung nunmehr für alle zur Selbstanzeige gebrachten Steuerstraftaten greift, wenn auch nur eine 
der Taten Gegenstand der Prüfungsanordnung ist.“ 

5   In der Literatur wurde dies m.E. zutreffend eher kritisch gesehen, vgl. z.B. Geuenich, NWB 2014, S. 2764. 
Andere Ansicht die Finanzverwaltung, vgl. Finanzministerium NRW vom 05.05.2011, S 0702  ‐ 8  ‐ V A 1, 
Punkt 2.1, „Da der Begriff „steuerliche Prüfung“ nicht konkretisiert wurde, fallen grundsätzlich auch solche 
Prüfungen  im  Besteuerungsverfahren  darunter,  für  die  eine  Prüfungsanordnung  nach  §  196  AO  nicht 
erforderlich ist (z.B. die Umsatzsteuer‐Nachschau).“ 

6   Vgl.  die  Frage  des  Abgeordneten  Richard  Pitterle  auf  BT‐Drucks.  18/2832,  „Inwieweit  sieht  die 
Bundesregierung infolge der geplanten Änderungen durch das Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung 
und  des  Einführungsgesetzes  zur  Abgabenordnung  die  Notwendigkeit  von  zusätzlichen  personellen 
Ressourcen bei der Finanzverwaltung, und inwieweit erstrecken sich die geltenden Sperrwirkungen des § 
371 Absatz  2 Nummer  1 AO  (Ausschlusstatbestände  der  Straffreiheit)  bereits  auf  Steuer‐Nachschauen, 
auch vor dem Hintergrund, dass die diesbezüglich geplante Ausweitung der Sperrgründe auf die Steuer‐
Nachschauen  erst  ab  dem  Veranlagungszeitraum  2015  gelten  soll  und  nicht  als  Klarstellung  im 
Gesetzentwurf ausgewiesen wird (bitte begründen)?“ und hierzu die Antwort der Bundesregierung, „Dem 
BMF  liegen  über  die  in  der  allgemeinen Begründung  des  Regierungsentwurfs  enthaltenen Äußerungen 
keine weiteren Erkenntnisse vor. Nach § 371 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c AO tritt Straffreiheit u. a. 
nicht ein, wenn ein Amtsträger der Finanzbehörde zur steuerlichen Prüfung erschienen  ist. Zu der Frage, 
ob z. B. eine Umsatzsteuer‐oder Lohnsteuer‐Nachschau als steuerliche Prüfung  in diesem Sinne gilt,  liegt 
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daher zu begrüßen, wenn in das Gesetz aufgenommen wird, dass die Lohnsteuer‐ und Umsatzsteuer‐

Nachschau als Sperrgrund erst ab 2015 gelten. 

Auch die Gesetzesbegründung  lässt keinen anderen gesetzgeberischen Willen erkennen. Sollte der 

Gesetzgeber einen anderen Willen haben, so müsste dieser klarer zum Ausdruck kommen. 

 

3.3. Ausschluss der Selbstanzeige bei besonders schwerer Steuerhinterziehung und ab 

25.000€ 

Für Fälle der besonders schweren Steuerhinterziehung oder bei einer Hinterziehung ab 25.000€ wird 

die Rechtsfolge Straffreiheit durch eine Selbstanzeige zukünftig völlig ausgeschlossen. Bisher durfte 

dies  im  Falle der besonders  schweren  Steuerhinterziehung  infolge des Überschreitens der Grenze 

von 50.000€ (Steuerverkürzung  in großem Ausmaß) auch schon gewesen sein. Trotz Ausschluss der 

Selbstanzeige ist weiterhin das Absehen von der Strafverfolgung nach § 398a AO möglich.  

Insgesamt  ist  die  Änderung  zu  begrüßen.7  Die  geplante  Änderung  führt  zu  einer  deutlichen 

Verschärfung des Instruments der Selbstanzeige.8 Auch steigert der Ausschluss der Selbstanzeige in 

besonders  schweren  Fällen  der  Steuerhinterziehung  m.E.  die  Akzeptanz  des  Instruments  der 

Selbstanzeige und das damit verbundene Gerechtigkeitsgefühl. Es steht allerdings dem Gesetzgeber 

frei und  ist zu diskutieren, auch den Anwendungsbereich des § 398a AO auf einen Höchstbetrag zu 

begrenzen (so z.B. ab 1 Mio. €). 

Es ist allerdings anzumerken, dass die beabsichtigte Verschärfung nur dann m.E. gerechtfertigt ist, 

wenn  weiterhin  Berichtungen  nach  §  153  AO  auch  in  größeren  Umfang  anerkannt  werden. 

Jedenfalls  kann  nicht  aus  der  reinen  Höhe  einer  Berichtung  geschlossen  werden,  dass  in  einem 

solchen Fall  stets der Vorsatz zur Hinterziehung vorgelegen hat. Vielmehr  ist eine Absolutgröße zu 

relativieren.  Auch  ist  auf  den  §  378  AO mit  der Möglichkeit  einer  entsprechenden  Selbstanzeige 

hinzuweisen.  Die  Lohnsteuerkorrektur  z.B.  in  einem  Konzern  mit  1.000 Mitarbeitern,  bei  denen 

fälschlicherweise ein Sachbezug angenommen wurde und nicht der Lohnsteuer unterworfen wurde, 

kann auch bereits größere Summe annehmen, ohne dass hierdurch automatisch eine Hinterziehung 

(subjektiver Tatbestand) anzunehmen  ist.9 Vielmehr  ist hier der Bereich des § 153 AO (Berichtigung 

von Erklärungen) betroffen,  in denen ein  fehlerhaftes Verhalten  (Fahrlässigkeit)  zu einer Korrektur 

führt. Insofern kann eine Absolutgrenze nicht die praktische Frage per se klären, ob Absicht (direkter 

Vorsatz 1. Grades), direkter Vorsatz (2. Grades) oder bedingter Vorsatz vorliegt. Alle Formen können 

                                                                                                                                                                                          
noch  keine  höchstrichterliche  Entscheidung  vor.  In  der  Fachliteratur  werden  dazu  unterschiedliche 
Auffassungen vertreten. Durch die vorgesehene Erweiterung der Ausschlusstatbestände in § 371 Absatz 2 
Nummer 1 Buchstabe e AO wird nunmehr ausdrücklich geregelt, dass eine strafbefreiende Selbstanzeige 
in  der  Zeit  nicht möglich  ist,  in  der  ein  Amtsträger  der  Finanzbehörde  zur  Umsatzsteuer‐Nachschau, 
Lohnsteuer‐Nachschau  oder  einer  Nachschau  nach  anderen  steuerrechtlichen  Vorschriften  erschienen 
ist.“ 

7   Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass zukünftig die Flucht in das Strafverfahren – jedenfalls monetär – 
günstiger  sein  könnte. Dies  ist  aber  vornehmlich  eine  individuelle Wertung  des Betroffenen  und  sollte 
daher für die Frage der Verschärfung der Selbstanzeige nicht entscheidend sein. 

8   Ein Ausschluss  ab  25.000€  einer  Selbstanzeige wird  indes bei der  leichtfertigen  Steuerverkürzung nach 
§ 378 AO nicht vorgenommen. Zutreffend weist Herrmann darauf hin, dass zukünftig noch stärker um den 
Vorsatz dann gestritten werden könnte. Vgl. Herrmann, PStR 2014, S. 200. 

9   Vgl. Gehm, Kompendium Steuerstrafrecht, S. 69; Simon/Vogelberg, Steuerstrafrecht, 3. Auflage. Seite 188, 
230. 
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nach herrschender Literaturmeinung dem subjektiven Straftatbestand genügen.10 Das Überschreiten 

einer  relativen  und/oder  absoluten  Grenzen  kann  allerdings  eine  gewisse  Indizwirkung  entfalten. 

Weiterhin  ist darauf hinzuweisen, dass nach Ansicht des BGH,  Sinn  und  Zweck  der Vorschrift  des 

§ 153 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO gebieten, eine  steuerrechtliche Anzeige‐ und Berichtigungspflicht aus 

dieser Vorschrift auch dann anzunehmen, wenn der Steuerpflichtige die Unrichtigkeit seiner Angaben 

bei Abgabe der Steuererklärung nicht gekannt, aber billigend  in Kauf genommen hat, und er später 

zu der sicheren Erkenntnis gelangt  ist, dass die Angaben unrichtig sind.11 In der Literatur wird diese 

Ansicht allerdings sehr kritisch gesehen, so dass sich eine Anwendung von § 153 AO in den Fällen der 

bedingt  vorsätzlichen  Falscherklärung  nicht  ergeben  soll,  hingegen  aber  bei  Leichtfertigkeit  und 

Fahrlässigkeit.12 

 

3.4. Voranmeldesteuern 

Der  Gesetzentwurf  sieht  mit  dem  neuen  §  371  Abs.  2a  AO  eine  Durchbrechung  des 

Vollständigkeitsgebots  für  Anmeldesteuern  vor.  Insofern  kommt  es  zu  einer  Entschärfung  der 

bisherigen Regelung. Gleichwohl  ist die beabsichtigte Änderung  zu begrüßen. Sie  zeigt, dass der 

Gesetzgeber  mit  Augenmaß  die  Selbstanzeige  intern  evaluiert  hat.  Gerade  im  Bereich  der 

Voranmeldesteuern  in  größeren  Unternehmen  dürfte  es  an  der  Tagesordnung  sein,  dass  die 

Komplexität des Steuerrechts zu Fehlern  führt, die sich auf die Anmeldesteuern auswirken. Hierbei 

dürfte es auch schon fraglich sein, inwieweit die subjektiven Tatbestände einer Steuerhinterziehung 

vorliegen.  Insgesamt  wird  durch  die  beabsichtigte  Änderung  damit  m.E.  in  Teilen  das 

Schwarzgeldbekämpfungsgesetz „repariert“, so dass es der praktischen Anwendung genügt. 

Zu der geplanten Änderung  ist anzumerken, dass der Gesetzesbegründung nicht zu entnehmen  ist, 

wieso  die  Sonderregelung  nur  die  Umsatzsteuervor‐  oder  die  Lohnsteueranmeldung  betrifft. 

Daneben  existieren  weitere  Bereiche,  die  mit  einem  Anmeldeprozess  belegt  sind 

(Kapitalertragsteuer, Luftverkehrsteuer, Versicherungsteuer usw.). Auch bei diesen Steuern könnten 

sich ähnliche Probleme ergeben. Auch erfolgt keine Beschränkung auf den Anmeldungszeitraum. Die 

Anmeldung der  Lohnsteuer  im Quartal  ist also begünstigt, wohingegen die monatliche Anmeldung 

der  Kapitalertragsteuer  nicht  begünstigt  ist.  Der  Gesetzgeber  sollte  daher  überlegen,  ob  die 

Fallgruppen in § 371 Abs. 2a AO ausgeweitet werden. Sollte dies nicht politisch gewollt sein, sollte 

begründet werden, wieso nur Ausnahmen bei der Umsatzsteuer und der Lohnsteuer existieren. Die 

selektive  Auswahl  einzelner  Steuerarten  könnte  letztendlich  auch  Fragen  der  steuerlichen 

Gleichbehandlung betreffen. 

Die Sonderregelungen hinsichtlich der Korrekturmöglichkeiten gelten nach § 371 Abs. 2a Satz 3 AO 

nicht  für  Steueranmeldungen  (Steuererklärungen)  für  das  Kalenderjahr.  Zwar  ist  bei  diesen 

Sachverhalten  ein  geringer  Zeitdruck  zu  erwarten,  gleichwohl  können  sich  auch  hier  ähnliche 

Probleme wie bei den monatlichen Steuervoranmeldungen ergeben. Es wäre daher zu überlegen, 

ob der Ausschluss der Steueranmeldungen für das Kalenderjahr nicht komplett zu streichen ist. So 

ist  zu  vermuten,  dass  auch  bei  Jahreserklärungen  entsprechende  Korrekturen  aufgrund  der 

                                                            
10   Vgl. Wiese, in: Wannemacher, Steuerstrafrecht, 6. Auflage, § 370 Rz. 397. 
11   Vgl. BGH, Beschluss vom 17. März 2009 – 1 StR 479/08 –, BGHSt 53, 210‐221, Rz. 20; ferner Wessing, in: 

Flore/Tsambikakis, Steuerstrafrecht, § 371 AO, Rz. 214. 
12   Vgl. Kürzinger, in: Wannemacher, Steuerstrafrecht, 6. Auflage, § 370 Rz. 164. 
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Komplexität notwendig werden können, die sich außerhalb von § 153 AO bewegen. In Bezug auf die 

Jahresanmeldung wird lediglich die Notwendigkeit der Korrekturen für nachfolgende Zeiträume (z.B. 

monatliche Voranmeldungen)  nicht  vorgeschrieben.  Bei  einer Ausweitung  auf  Jahresanmeldungen 

könnte  zudem  als  restringierendes  Element  vorgesehen  werden,  dass  die  entsprechende 

Erleichterung  bei  der  Korrektur  nur  für  einen  bestimmten  Zeitraum  gilt  (z.B.  ein  Jahr).  Auch  ist 

hinsichtlich der  Systematik  zu berücksichtigen, dass die beabsichtigte Regelung die  vierteljährliche 

Lohnsteueranmeldung begünstigt, die Jährliche hingegen nicht. Bei beiden Formen dürfte allerdings 

ein möglicher  Zeitdruck  eher  untergeordnet  sein.  Sollte  dagegen  dem  Zeitdruck  bei monatlichen 

Anmeldungen  stärker  Rechnung  getragen  werden,  dann  wäre  zu  überlegen,  ob  die 

Sonderregelungen lediglich nur für monatliche Anmeldungen gelten sollten. 

 

4. Zinsen 

Nach § 371 Abs. 3 AO  sind  zukünftig neben den hinterzogenen  Steuern  auch die entsprechenden 

Zinsen  vorab  zu  entrichten.  Dies  stellt  eine weitere  Verschärfung  dar.  Aus  Gesprächen mit  der 

Praxis  ist m.E. nicht davon auszugehen, dass die  Entrichtung der  Zinsen  (nachträglich) bisher  zu 

Problemen geführt hat. Vielmehr  führt die Verschärfung nun dazu, dass auch die Höhe der Zinsen 

exakt im vorab zu berechnen ist und dann vermutlich mit einem Sicherheitsaufschlag zu versehen ist. 

Auch wird man Abweichungen bei der Vorabentrichtung der Steuern (bis zu 4%) ebenfalls in gleicher 

Höhe bei den Zinsen akzeptieren müssen, ohne dass die Selbstanzeige diesbezüglich gefährdet  ist. 

Sollte  an  dieser  Regelung  festgehalten  werden,  erscheint  es  sinnvoll,  in  den  Abschlussbericht 

mitaufzunehmen,  dass  geringfügige  Abweichungen  bei  der  Höhe  der  Zinsen  die  wirksame 

Selbstanzeige nicht gefährden.13 

Das  Erfordernis  zur  Entrichtung  der  Zinsen  gilt  nur  bei  der  Selbstanzeige,  nicht  hingegen  bei  der 

leichtfertigen  Steuerverkürzung  nach  §  378  AO  und  der  Korrektur  gem.  §  371  Abs.  2a  AO 

(Anmeldesteuern). Die Ausnahmen sind zu begrüßen. Gleichwohl stellt sich dann m.E. erst recht die 

Frage, wieso die Zinsen bei der wirksamen Selbstanzeige vorab zu entrichten sind. Auch ist hierbei 

zu berücksichtigen, dass die endgültige Zinsfestsetzung ohnehin erst nach endgültiger Zahlung der 

Steuern erfolgen kann. 

 

5. Absehen von der Verfolgung 

Die  Neufassung  des  §  398a  AO  sieht  nun  eine  Staffelung  des  Zuschlags  nach  der  hinterzogenen 

Steuer vor. Die Staffelung erfolgt als echter Stufentarif,  so dass mit Überschreiten einer Stufe der 

volle  Betrag  der  höheren  Stufe  zuzurechnen  ist.  M.E.  begegnet  der  Stufentarif  keinen 

verfassungsrechtlichen Bedenken, da  bereits  in Analogie  zur  Einkommensteuerbelastung mögliche 

Fragen  bei  den  Grenzbelastungen  jeweils  der  Durchschnittsbelastung  untergeordnet  wurden. 

Gleiches gilt für ökonomisch äquivalente Fragestellungen im Zusammenhang mit Freigrenzen. 

                                                            
13   So bereits auf BT‐Drucks. 17/5067(neu), S. 19, zum Schwarzgeldbekämpfungsgesetz. 
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Die Staffelung stellt eine Verschärfung der bisherigen Regelung dar. Auch findet der § 398a AO nun 

bereits  ab  25.000€  Anwendung  bzw.  bei  besonders  schwerer  Steuerhinterziehung.  Die 

Verschärfung  ist  zu  begrüßen.  Es  liegt  im  politischen  Entscheidungsprozess,  inwieweit  die 

Anwendung des § 398a AO auch auf eine Höchstgrenze zu  limitieren  ist. Es  ist  jedoch anzumerken, 

dass § 398a AO in der praktischen Anwendung bisher wohl eher eine untergeordnete Rolle spielt, so 

dass  die  angedachten  Verschärfungen  wohl  auch  nur  eine  geringe  Fallzahl  künftig  betreffen 

werden.14 

Im Hinblick auf die ökonomische Bedeutung der Änderung und die praktische Anwendung des § 398a 

AO  ergeben  sich  allerdings  diverse  Fragestellungen,  die  leider  von  dem  Gesetzentwurf  nur 

unvollständig adressiert werden: 

 Leider nennt der Gesetzentwurf keine Zahlen, wie  sich die Verschärfung des § 398a AO auf 

den Anwenderkreis  auswirken wird. Hierzu wäre  von  Bedeutung,  in wie  viele  Fällen  bereits 

unter der bisherigen Rechtslage die neue Grenze von 25.000€ überschritten wurde. 

 Es  ist weiterhin unklar, welche Rechtsnatur der  zusätzliche Geldbetrag hat. Der mitunter als 

Strafzuschlag benannte Geldbetrag soll ja gerade eben keine „Strafe“ darstellen, gleichwohl aber 

ökonomisch  als  solche  verstanden  werden.  Gleichwohl  soll  der  Geldbetrag  zukünftig  auf 

Geldstrafen angerechnet werden können (§ 398a Abs. 4 AO).  

 Offen bleibt weiterhin, ob die  § 398a AO  täter‐ oder  tatbezogenen  zu  verstehen  ist.  In der 

Literatur wird Letzteres vertreten. Dies entspricht wohl auch dem Willen des Gesetzgebers. Der 

Zuschlag ist daher pro Tat nur einmal zu entrichten (so wohl auch die Gesetzesbegründung). 

 Weiterhin bleibt unklar, ob der neue § 398a Abs. 3 AO konstitutiv oder deklaratorisch ist. Da 

es  sich  um  eine Neuaufnahme  handelt,  kann m.E.  nur  davon  ausgegangen werden,  dass  die 

Regelung zum Strafverbrauch als Neuregelung erst ab 2015 gilt und nicht bereits die geltende 

Rechtslage beschreibt.15 Auch die Gesetzesbegründung  lässt keinen anderen gesetzgeberischen 

Willen erkennen. Sollte der Gesetzgeber einen anderen Willen haben, so müsste dieser klarer 

zum Ausdruck kommen. 

 Auch sollte stärker verdeutlicht werden, wie die Grundlage  für den Geldbetrag zu ermitteln 

ist, nachdem die Beispiele in dem Referentenentwurf für deutliche Verwirrung gesorgt haben. 

Nach bisherigem Verständnis  ist davon auszugehen, dass bei mehrjähriger Steuerhinterziehung 

die Staffelung für  jede einzelne  (jährliche) Tat gilt. Eine Addition erfolgt m.E. bisher nicht. Die 

dargestellte  Frage  bestimmt  maßgeblich,  welche  Stufe  anzuwenden  ist.  Eine  tatbezogene 

Sichtweise ist jedenfalls deutlich günstiger für den Steuerhinterzieher über mehrere Jahre. Unter 

dem Regine der Abgeltungsteuer müssen bei einer Hinterziehung Kapitaleinkünfte von 100.000€ 

(nach Sparer‐Pauschbetrag) vorliegen, um überhaupt  in den Anwendungsbereich nach § 398a 

AO  zu  gelangen. Bei der Grenze nach  § 398a AO  von 100.000€ wären  es  schon 400.000€  an 

Kapitaleinkünften.  Erfolgt  eine  Addition  und  erfolgt  eine  Hinterziehung  über  10  Jahre,  dann 

lägen die Grenzen lediglich bei einem Zehntel, mithin also 10.000€ bzw. 40.000€. 

                                                            
14   Die Bundesregierung gibt an, dass  im  Jahr 2012  lediglich 89 Fälle von § 398a AO betroffen waren. Das 

Aufkommen aus dem Zuschlag betrug lediglich 756.056. Vgl. BT‐Drucks. 18/1128, S. 49. 
15   Andere Ansicht die Finanzverwaltung, vgl. Finanzministerium NRW vom 05.05.2011, S 0702  ‐ 8  ‐ V A 1, 

Punkt  4.,  „Die  Vorschrift  des  §  398a  AO  ist  zwar  dem  §  153a  StPO  nachempfunden,  führt  aber  im 
Gegensatz zu dieser Norm zu keinem Strafklageverbrauch.“ 
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Es wäre wünschenswert, wenn  der Gesetzgeber  bei  den  genannten  strittigen  Punkten  noch  für 

mehr Klarheit sorgen würde. Inwieweit bei der Bemessungsgrundlage nach § 398a AO eine Addition 

vorzunehmen ist, ist m.E. vornehmlich politisch zu entscheiden.  

 

6. Anwendungsregelung 

Der Gesetzentwurf enthält leider keine speziellen Ausführungen zur Erstanwendung der Neuregelung 

mit Bezug  zur Selbstanzeige. Demgegenüber wurde noch mit dem Schwarzgeldbekämpfungsgesetz 

(BT‐Drucks. 17/4182)  in § 24 Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung explizit dargelegt, wann die 

Neuregelung gilt. Nunmehr ergibt  sich der Anwendungsbereich einzig über Artikel 3. Es  könnte  in 

Zukunft Fragen entstehen bei Fällen,  in denen die Selbstanzeige kurz vor  Jahresende eingeht, aber 

erst  im  neuen  Jahr  bearbeitet  wird,  inwieweit  noch  die  alte  Rechtslage  gültig  ist.  Diese 

Problemstellung  könnte  sich  dann  auch  für  gestaffelte  Selbstanzeigen  ergeben. M.E.  erscheint  es 

daher  zweckdienlich,  explizit  in  das  Gesetz  aufzunehmen,  dass  sämtliche  (wirksamen) 

Selbstanzeigen  (auch  gestaffelte),  die  in  2014  noch  eingehen  werden,  der  alten  Rechtslage 

unterliegen.  

 

 

 

Berlin, den 11.11.2014 

Prof. Dr. Frank Hechtner 
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Stellungnahme 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung und des Einfüh-
rungsgesetzes zur Abgabenordnung, BT-Drucksache 431/14, Anhörung am 12.11.2014 

 

1. Allgemeine Anmerkung zur Selbstanzeige 

Das Netzwerk Steuergerechtigkeit Deutschland sieht die strafbefreiende Selbstanzeige an 
sich kritisch. Sie schafft eine inakzeptable Strafungleicheit innerhalb der Bevölkerung. Die 
Ungerechtigkeit ist umso größer, als damit gerade vermögende Bürger/innen eine Vorzugs-
behandlung erfahren, auf die andere und v.a. oft ärmere Straftäter nicht hoffen können. 
Obendrein schafft die strafbefreiende Selbstanzeige einen perversen Anreiz, weil sie sogar 
erst zur Hinterziehung anstiften kann. Vor diesem Hintergrund wäre die Abschaffung das ul-
timative Ziel. Jedoch erkennt das Netzwerk an, dass es dafür zugleich eine konsequente 
Aufdeckung von Steuerflucht durch andere Mittel braucht (siehe dazu Punkt 4). Unter den 
gegebenen Umständen kann die Selbstanzeige mehr Offenlegung bewirken und dem Fiskus 
zumindest Zugriff auf einen Teil der hinterzogenen Gelder geben. 

 

2. Zum vorliegenden Gesetzesentwurf 

Grundsätzlich begrüßt das Netzwerk die geplanten Verschärfungen, doch sie gehen nicht 
weit genug. In die richtige Richtung geht insbesondere die Erhöhung der Strafzinsen bei 
Absenkung des Schwellenwerts auf 25.000 EUR. Aber Deutschland bliebe selbst dann weit 
hinter vielen anderen Staaten zurück (für einige siehe Grafik unten). 

       Grafik: Vergleich von ausgewählten EU-Strafzinsen bei Selbstanzeige
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1 Österreich: www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2014_I_65/BGBLA_2014_I_65.pdf;  Niederlande: 

www.rijksoverheid.nl/documenten-en-publicaties/rapporten/2013/09/02/algemene-wet-inzake-rijksbelastingen-tijdelijke-
verruiming-en-daaropvolgende-aanscherping-inkeerregeling.html  
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Die Regelungen von Österreich und den Niederlanden sehen keinen Freibetrag ohne Straf-
zinsen vor. Sie haben auch deutlich höhere Strafzinsen, vor allem die Niederlande, und Ös-
terreich zumindest bei höheren Beträgen. Auch weitere Staaten haben keinen Freibetrag: So 
führt die Selbstanzeige in Dänemark lediglich zu einer Minderung der eigentlich fälligen Stra-
fe um 50 Prozent2, genauso werden in Italien3 und Japan4 nur Reduzierungen vorgenom-
men. In Australien ist der Freibetrag mit 1.000 AU$ sehr viel niedriger als im deutschen Ent-
wurf, und dann werden immer 20 Prozent der Strafe ohne Selbstanzeige verlangt.5 Belgien 
hat die Selbstanzeige 2013 sogar ganz abgeschafft.6 Vor diesem Hintergrund sollte auch 
Deutschland einen deutlich höheren Strafzins – v.a. bei hohen Hinterziehungsbeträgen – 
verlangen und keinen oder nur einen deutlich geringeren Freibetrag vorsehen. 

Die vorgeschlagenen Verschärfungen der Voraussetzungen der Selbstanzeige begrüßt 
das Netzwerk: Das gilt besonders für die bessere Erfassung ausländischer Kapitalerträge, 
die geforderte Zahlung der Verzugszinsen und den Ausschluss bestimmter Personen (Anstif-
ter und Gehilfen) beziehungsweise Fälle (schwerwiegende Steuerhinterziehung, Steuer-
nachschau). Die Ausweitung der Aufdeckungspflicht auf zehn Jahre für alle Steuerstraftaten 
als Vorbedingung dürfte wirksame Selbstanzeigen erschweren. Das Netzwerk ist nicht prin-
zipiell gegen eine Erschwerung der Anzeige, würde es aber für vorrangig halten, statt der 
Wirksamkeitsschwelle den Zeitraum für die – gegebenenfalls geschätzte – Festsetzung der 
Nachzahlung auszuweiten. Beim aktuellen Vorschlag wären nämlich gegenüber denen, die 
nur zehn Jahre hinterzogen haben, Personen mit noch längeren Hinterziehungszeiträumen 
weiterhin im Vorteil: Sie müssen auch nur für zehn Jahre melden und nachzahlen, selbst 
wenn sie zum Beispiel 20 Jahre hinterzogen haben.  

 

3. Weitergehende Vorschläge zur Selbstanzeige 

Neben den genannten Punkten wären noch weitere Verschärfungen sinnvoll, wie sie sich 
auch in anderen Staaten finden. Dazu gehört, dass die Strafbefreiung bzw. –minderung 
nur einmal im Leben möglich sein sollte. Eine solche Regelung findet sich schon in eini-
gen Staaten, beispielsweise in Kanada7, Österreich8 und der Schweiz9. Das Gesetz sollte 
zumindest wiederholten Selbstanzeigern weniger Vorteile einräumen als Erstanzeigern.  

 

4. Nötige Maßnahmen, um Steuerflucht grundsätzlich zu bekämpfen 

Zur umfassenden Bekämpfung der Steuerflucht wäre natürlich eine lange Reihe von Maß-
nahmen nötig. Allerdings hält das Netzwerk insbesondere die Arbeit am automatischen In-
formationsaustausch für wichtig. Das dazu kürzlich in Berlin unterzeichnete Abkommen zur 
Anwendung des neuen Common Reporting Standard der OECD ist ein wichtiger Schritt, 

                                                 
2 Langenmayr, Dominika (2014): Voluntary Disclosure of Evaded Taxes- Increasing Revenues, or Increasing  

Incentives to Evade?. Ludwig Maximilians-Universität München, Volkswirtschaftliche Fakultät. http://epub.ub.uni-   
muenchen.de/21359/7/Langenmayr.pdf  

3 Florenzano, Francesco und Enrico M. Mancuso (2014): Italy launches a voluntary disclosure program. 
www.lexology.com/library/detail.aspx?g=f25192cd-f91a-413d-a66e-70fc2987d079 

4 www.customs.go.jp/english/c-answer_e/imtsukan/1305_e.htm  
5 http://law.ato.gov.au/atolaw/view.htm?Docid=MXR/MT20123/NAT/ATO/00001&PiT=99991231235958    
6 www.presscenter.org/nl/pressrelease/20131220/einde-van-de-fiscale-regularisatie-op-31-december-2013?setlang=1     
7 www.cra-arc.gc.ca/E/pub/tp/ic00-1r4/ic00-1r4-e.pdf, S. 5 
8 www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2014_I_65/BGBLA_2014_I_65.pdf 
9 www.admin.ch/opc/de/official-compilation/2008/4453.pdf , Art. 175 Abs. 3 
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weist allerdings noch zahlreiche Schwächen auf.10 Deutschland muss sich mit allen politi-
schen Mitteln dafür einsetzen, dass sich wichtige Steueroasen wie die Schweiz am Aus-
tausch beteiligen. 

Auch wichtig ist die Schaffung von öffentlichen Registern zur wirtschaftlichen Berechti-
gung an Verschleierungskonstrukten wie Briefkastenfirmen und Stiftungen. „Luxemburg-
Leaks“ hat in den letzten Tagen wieder einmal gezeigt, wie stark auch heute noch Firmen 
ihre Eigentumsverhältnisse verschleiern können. Doch die Bundesregierung blockiert auf 
EU-Ebene jedwede Bewegung in Richtung öffentlicher Register. Das ist inkonsequent und 
verdeutlicht die halbherzige Haltung der Bundesregierung bei der Bekämpfung internationa-
ler Steuerhinterziehung und -vermeidung. 

 

********************************************** 

 
 
Netzwerk Steuergerechtigkeit Deutschland 

c/o WEED e.V. 
Eldenaer Str. 60 
10247 Berlin 

Ansprechpartner: Markus Henn, Koordinator des Netzwerks 
info@netzwerk-steuergerechtigkeit.de  
www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de 
 
 
Mitglieder des Netzwerks sind: 

• Attac Deutschland 
• Evangelischer Verband Kirche-Wirtschaft-Arbeitswelt 
• Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft 
• Global Policy Forum 
• Misereor 
• Oxfam Deutschland 
• Transparency International Deutschland 
• ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
• WEED – Weltwirtschaft, Ökologie & Entwicklung  

 
 

                                                 
10 Für eine umfassende Kritik vgl. Tax Justice Network (2014): ‘The end of bank secrecy?’ Bridging the gap to effective 

automatic information exchange. www.taxjustice.net/2014/10/27/end-bank-secrecy-new-tjn-report  
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Stellungnahme zu den geplanten  
Änderungen des Rechts der Selbstanzeige 

mit dem Stand des Regierungsentwurfs vom 26.09.20141 

 

 

 

1. Vorüberlegungen 

Die Selbstanzeige bleibt erhalten. Das ist aus fiskalischer Sicht schon mal gut, denn das In-
strument der Selbstanzeige bringt dem Staat viele Millionen Steuermehreinnahmen, die an-
ders – trotz verbesserter Möglichkeiten der Finanzverwaltung – nicht kommen würden. Da-
her sind die meisten Finanzbeamten froh um jede Selbstanzeige. 

Die Selbstanzeige wird verschärft. Das ist weniger gut, wenn die Verschärfung für die Fi-
nanzverwaltung Mehrarbeit und Mehraufwand bedeutet. Es ist weniger gut, wenn in Anbet-
racht aller Umstände manche Berater von einer faktischen Abschaffung der Selbstanzeige 
sprechen, weil die Folgen einer Selbstanzeige schwerer kalkulierbar werden bis hin zu nicht 
mehr akzeptabel. Es könnten Millionen an Steuereinnahmen verloren gehen, wenn das tat-
sächlich so wäre. 

Die Verschärfung der Selbstanzeigeregeln ist nicht durchgängig. Während es auf der einen 
Seite unbestreitbar schärfere Regeln geben soll, wird auf der anderen Seite (abmildernd) der 
frühere Rechtszustand vor dem Schwarzgeldbekämpfungsgesetz wieder hergestellt. Für 
Lohnsteuer- und Umsatzsteueranmeldungen werden wesentliche Regelungen des Schwarz-
geldbekämpfungsgesetzes wie z.B. das Vollständigkeitsgebot in § 371 Abs. 1 AO wieder 
zurückgenommen und das ist gut so. Das Vollständigkeitsgebot führt bei den Unternehmen, 
die das Gebot angesichts der Komplexität ihrer Strukturen nicht ausreichend beachten konn-
ten ebenso zu Kritik wie auch in der Verwaltung, die bei konsequenter Anwendung des Ge-
setzes ihre Bußgeld- und Strafsachenstellen lahm gelegt hätte. 

                                                 
1 Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung der Abgabenordnung und des Einführungsgesetzes zur Ab-
gabenordnung, Bundesrats Drucksache 431/14 vom 26.09.2014, nachfolgend mit Regierungsentwurf bezeichnet 
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Die missliche Situation bei den Anmeldesteuern, die im vorliegenden Entwurf (teilweise) be-
hoben werden soll (und muss), hatte offensichtlich ihre Ursache in dem Umstand, dass der 
Gesetzgeber des Schwarzgeldbekämpfungsgesetzes nur einen Teilbereich der Selbstanzei-
geproblematik vor Augen hatte. Auch im vorliegenden Entwurf gibt es Anhaltspunkte dafür, 
dass dieser Fehler wieder gemacht wird. 

2. Erweiterung des Berichtigungszeitraums, § 371 Ab s. 1 

Eine Selbstanzeige soll nach dem Regierungsentwurf nur wirksam werden können, wenn die 
erforderlichen Berichtigungen und Nachholungen zu allen unverjährten Steuerstraftaten einer 
Steuerart, mindestens aber zu allen Steuerstraftaten einer Steuerart innerhalb der letzten 
zehn Kalenderjahre erfolgen.  

Sprachlich wird man diese Formulierung so auslegen müssen, dass damit die vergangenen 
zehn Kalenderjahre gemeint sind, denn es gibt derzeit nur für ausgeprägte Pessimisten An-
haltspunkte dafür, dass dies die letzten Kalenderjahre sein werden. 

Ziel dieser Regelung soll die Entlastung der Finanzverwaltung sein, die künftig vom Steuer-
pflichtigen auch Angaben zu strafrechtlich verjährten Jahren erhalten soll, die sie bisher 
schätzen musste. Dadurch dass der Steuerpflichtige künftig mehr Material für mehr Jahre 
liefern muss, wenn seine Selbstanzeige wirksam werden soll, würde die Finanzverwaltung 
tatsächlich entlastet.  

Das ist aber nur bei den derzeit verbreitet auftretenden Selbstanzeigefällen wegen Kapital-
einkünften der Fall. In diesen Fällen ist es kaum zweifelhaft, dass das im letzten strafrecht-
lich noch nicht verjährten Jahr vorhandene Kapital auch in den davor liegenden Jahren zu 
versteuernde Erträge produziert hat, deren Nichtdeklaration zu einer (mittlerweile verjährten) 
Steuerhinterziehung geführt hat. 

Zweifellos setzt die Nachzahlungsverpflichtung des Steuerpflichtigen nach § 371 Abs. 1 AO 
auch in den strafrechtlichen verjährten Jahren eine tatsächlich begangene Steuerhinterzie-
hung voraus. Bei der „klassischen Kundschaft“ der Steuerfahndung wie z.B. Gewerbebetrie-
be, Betrieben mit Barumsätzen etc. gibt es keinen Rechtssatz dergestalt, dass Hinterziehung 
in strafrechtlichen nicht verjährten Jahren auch eine Hinterziehung in den (strafrechtlichen 
verjährten) Vorjahren indiziert. Will die Verwaltung Rechtsfolgen an eine begangene Steuer-
hinterziehung anknüpfen, muss sie die Hinterziehung dem Grunde nach nachweisen. Wegen 
der eingetretenen strafrechtlichen Verjährung stehen der Verwaltung dazu keine strafprozes-
sualen Mittel mehr zur Verfügung. Wenn der Steuerpflichtige bestreitet, auch in den Altjahren 
Steuern hinterzogen zu haben, wird aus der beabsichtigten Entlastung der Finanzverwaltung 
schnell eine zusätzliche Belastung. Solche Fälle wird es geben – und zwar nicht wenige. Die 
Neuregelung kann daher bestenfalls für die Sonderfälle der Hinterziehung von Kapitalerträ-
gen eine Entlastung bieten. 

Fragen löst auch die Formulierung von „mindestens … zehn Jahren“ aus. Nach der Geset-
zesbegründung wird eine „feste fiktive Frist von zehn Jahren aus Gründen der Rechtsklarheit 
im Strafrecht für erforderlich“ gehalten 2. Wieso ist eine Mindestfrist eine feste Frist? Sprach-

                                                 
2 S. 8 des Regierungsentwurfs 
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lich bedeutet „mindestens“, dass es auch längere Fristen geben kann. Und welche Fiktion 
steckt hinter der Zehnjahres-Frist? Doch wohl kaum die Fiktion, dass auch für diesen Zeit-
raum steuern hinterzogenen worden sind. 

Da § 371 Abs. 1 AO ungeachtet eines neu einzuführenden Sperrgrundes3 zunächst auch für 
die Fälle der besonders schweren Steuerhinterziehung gilt, für die § 376 AO eine zehnjähri-
ge strafrechtliche Verjährung bestimmt, die sich zudem durch verjährungsunterbrechende 
Maßnahmen bis zu einer maximal möglichen absoluten Verjährung von 20 Jahren verlän-
gern kann, wird die nachzuzahlende Steuer für die strafrechtlich nicht verjährten Zeiträume 
aus den vergangenen maximal 20 Jahren zu ermitteln sein.  

Selbst unter Einbeziehung des neuen Sperrgrundes für die Fälle einer besonders schweren 
Steuerhinterziehung wird jedenfalls der Betrag der nachzuzahlen Steuer aus dieser Berech-
nung nach § 371 Abs. 1 AO zu entnehmen sein. Auf die Auswirkungen für den Zuschlag 
nach § 398a AO soll weiter unten eingegangen werden.  

Ob eine solche Selbstanzeige noch kalkulierbar ist und ob die Befürchtungen von Beratersei-
te zutreffen, die Selbstanzeige werden durch die Verschärfungen faktisch abgeschafft, kann 
nur im konkreten Einzelfall beantwortet werden.  

3. Veränderungen der Sperrgründe, § 371 Abs. 2 

Umfangreich sind die geplanten Veränderungen der Sperrgründe des § 371 Abs. 2 AO.  
Deren Bewertung fällt nicht leicht. 

3.1. Nach Nr. 1 a erfasst der Sperrgrund „Bekanntgabe der Prüfungsanordnung“  klarstel-

lend (oder erweiternd, je nach Rechtsauffassung) die an der Tat Beteiligten (Täter und 
Teilnehmer) sowie die Begünstigten im Sinne des § 370 Abs. 1 AO. Begünstigter müss-
te der Nachzahlungsverpflichtete in § 371 Abs. 3 AO sein. 

Gleichzeitig wird der Sperrgrund eingeschränkt auf den sachlichen und zeitlichen Um-
fang der Außenprüfung. Das stellt gegenüber der jetzigen Rechtslage eine Abmilderung 
dar, weil auch während einer laufenden Prüfung eine Selbstanzeige eingereicht werden 
kann, die sich aber auf nicht geprüfte Steuerarten und nicht geprüfte Zeiträume bezie-
hen muss. De facto ist das die Widerherstellung des Rechtszustandes vor dem 
Schwarzgeldbekämpfungsgesetz, durch die zumindest für diesen Bereich die teilweise 
Rückkehr in die Steuerehrlichkeit begünstigt werden kann. Damit kann ein Steuerhinter-
zieher durch eine rechtzeitige Selbstanzeige einer Erweiterung des Prüfungszeitraumes 
zuvorkommen und zumindest für einen Teil seiner Steuerhinterziehungen straffrei wer-
den. Er muss nur schnell genug sein. 

Fraglich ist der Umfang einer Berichtigungserklärung in diesen Fällen? Nach dem Wort-
laut des § 371 Abs. 1 AO setzt eine wirksame Selbstanzeige unter Berücksichtigung des 
Vollständigkeitsgebotes nämlich die Berichtigung oder Nachholung für alle nicht rechts-
verjährten Zeiträume voraus, also auch für diejenigen Zeiträume, für die eine Selbstan-
zeige wegen der Sperrwirkung der Prüfungsanordnung nicht wirksam werden kann. Das 
wird den Prüfern der Finanzverwaltung ihr Geschäft erleichtern, denn sie bekommen 

                                                 
3 § 371 Abs. 2 Nr. 4 in der Fassung des Regierungsentwurfs 
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damit alle erforderlichen Angaben über Steuerhinterziehungen für ihre Prüfungsjahre frei 
Haus geliefert. Allerdings bedeutet das gleichzeitig auch eine Selbstbelastung des 
Steuerpflichtigen, der wegen des Sperrgrundes keine Strafbefreiung gegenüber stehen 
kann. Die Rechtsprechung wird daher künftig ausloten müssen, wieweit der „nemo tene-
tur – Grundsatz“ in diesen Fällen aus verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten zu einem 
strafrechtlichen Verwertungs- oder Verwendungsverbot außerhalb des § 371 AO führen 
muss. 

3.2. Der Sperrgrund Nr. 1b  der „Bekanntgabe der Verfahrenseinleitung“  sperrte bisher 

den Täter oder seinen Vertreter, wenn Ihnen die Verfahrenseinleitung bekannt gegeben 
wurde, so dass man bisher davon ausgehen musste, dass es sich um einen täterbezo-
genen Sperrgrund  gehandelt hat. Das drückt sich auch in dem Artikel „dem Täter“ aus. 

Allerdings wurde in der Formulierung der geplanten Neufassung der Artikel nicht geän-
dert, es heißt dort immer noch „dem an der Tat Beteiligten …“.  

Die Intention der Gesetzesänderung geht aber nach der Begründung dahin, alle an der 
Tat Beteiligten wie Täter, Anstifter, Gehilfen und deren Vertreter durch eine Verfah-
renseinleitung zu sperren, wenn gegen einen von ihnen ein steuerliches Bußgeld- oder 
Strafverfahren eingeleitet wurde. Damit ist der Sperrgrund der Verfahrenseinleitung 
nicht mehr täterbezogen, sondern tatbezogen  zu verstehen. Deutlicher wäre daher die 
Formulierung: „einem  an der Tat Beteiligten … wird die Verfahrenseinleitung bekannt 

gegeben.“ 

Mit der tatbezogenen Betrachtungsweise ist der Sperrgrund des § 371 Abs. 2 Nr. 1b AO 
für die Beteiligten mit einer erheblichen Unsicherheit verbunden. Je weiter entfernt sie 
von der Person stehen, der möglicherweise zuerst eine Verfahrenseinleitung bekannt 
gegeben werden kann, desto weniger können sie davon wissen und mit desto größeren 
Unsicherheiten ist eine eigene Selbstanzeige verbunden. Dass für die Beratung in die-
ser Situation keine eindeutigen Ratschläge mehr möglich sind, ist deren Problem. Aus 
Verwaltungssicht besteht aber die Gefahr, dass Selbstanzeigen nicht mehr kommen, die 
bisher noch eingereicht worden wären. Der Rückkehr in die Steuerehrlichkeit wird ein 
kleines Stückchen der Weg verbaut.  

3.3. Der bisherige Sperrgrund Nr. 1c des „Erscheinens des Amtsträgers  …“ wird in zwei 
neue Sperrgründe Nr. 1c und Nr. 1d  aufgeteilt. Das ist durch den Gleichklang der Rege-

lungen in Nr. 1a und Nr. 1c bedingt, weil in beiden Tatbeständen die Sperrwirkung auf 
die Jahre und Steuerarten beschränkt sein sollen, die in der Prüfungsanordnung ange-
ordnet sind und für die der Amtsträger der Finanzverwaltung zur Prüfung erschienen ist. 
Wie unter 3.1. ausgeführt ist damit eine Selbstanzeige für andere Steuerarten und ande-
re als die Prüfungsjahre noch möglich. Auch das entspricht der Rechtslage vor der Ge-
setzesänderung durch das Schwarzgeldbekämpfungsgesetz. 

Für die Steuerhinterzieher schafft die Änderung Rechtssicherheit, denn nach dem BGH 
– Urteil vom 20.05.2010 4 war die Reichweite des Sperrgrundes weiter zu sehen als die 
angeordneten Prüfungsjahre und –steuern. Danach sollten nämlich vom Sperrgrund 

                                                 
4 BGH vom 20.05.2010, Az. 1 StR 577/09, NJW 2010 S. 2146, BGHSt 55 S. 180 
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auch die Sachverhalte umfasst werden, auf die sich bei üblichem Ablauf der Prüfung 
das Augenmerk des Prüfers richten würde, ggfs. über eine Erweiterung der Prüfungsan-
ordnung. Das muss ein Steuerhinterzieher künftig nach dem Regierungsentwurf nicht 
mehr befürchten. Die diesbezügliche BGH – Rechtsprechung wird durch die Gesetzes-
änderung gegenstandslos. 

3.4. Unklar ist beim ersten Lesen die Bedeutung des nach dem Regierungsentwurf vorgese-
henen Wortlautunterschied zwischen den Sperrgründen Nr. 1c und Nr. 1d : Während bei 

der steuerlichen Prüfung das Erscheinen eines Amtsträgers der Finanzverwaltung die 
Selbstanzeige sperrt, reicht bei Ermittlung einer Steuerstraftat oder Steuerord-
nungswidrigkeit das Erscheinen eines Amtsträgers aus, der nach dem Wortlaut des 

Entwurfs aber nicht von der Finanzverwaltung kommen muss. Nach der Gesetzesbe-
gründung5 soll es sich dabei lediglich um eine redaktionelle Änderung handeln. 

Fraglich ist aber, ob damit nicht eine Erweiterung des bisherigen Sperrgrundes Nr. 1c 
verbunden ist. Denn nach dem geplanten Wortlaut würde auch das Erscheinen eines 
Staatsanwalts zur Ermittlung einer Steuerstraftat eine Selbstanzeige sperren. Dies 
müsste auch für andere Amtsträger gelten wie z.B. für Polizisten. Zwar gehört die Er-
mittlung von Steuerstraftaten nicht zu deren originären Aufgaben. Denkbar ist aber im-
merhin, dass die Staatsanwaltschaft im Rahmen ihrer Verfahrensherrschaft in bestimm-
ten Steuerstrafverfahren, etwa gegen Angehörige der Finanzverwaltung selbst, nicht die 
Steuerfahndung, sondern die Polizei mit den Ermittlungen beauftragt6 .  

Daher könnte mit der Änderung eine (ungewollte) Erweiterung des Sperrgrundes ver-
bunden sein, die wegen der dadurch geschaffenen Klarstellung zu begrüßen ist. 

Deutlich wird aber auch eine gewisse Inkonsequenz des Entwurfs: während Nr. 1c nur 
im Umfang der angefangenen Außenprüfung sperrt, so dass weitere Sachverhalte noch 
selbst angezeigt werden können, sperrt Nr. 1d insgesamt, unabhängig von der straf-
rechtlichen Ermittlungsrichtung. Da sich aus dem Einleitungsvermerk bzw. einem straf-
prozessualen Beschluss die verfolgten Steuerarten und Jahre ergeben müssen, müsste 
eine Selbstanzeige für andere Steuern und andere Jahre noch möglich sein. Das 
scheint nach dem jetzt geplanten Wortlaut des Nr. 1d – anders als bei der steuerlichen 
Prüfung - aber ausgeschlossen zu sein.  

3.5. Ebenfalls zu begrüßen ist die Aufnahme der Lohnsteuer – Nachschau  (§ 42g EStG) 
und der Umsatzsteuer – Nachschau  (§ 27b UStG) sowie anderer steuerrechtlicher 
Nachschauen  der neuen Nr. 1e in den Katalog der Sperrgründe, denn bisher war strei-

tig, ob das Erscheinen zu einer Nachschau genauso sperrt wie das Erscheinen zu einer 
Prüfung, deren Umfang durch die Prüfungsanordnung bestimmt ist.  

Der Hintergrund der Sperrgründe in der neuen Nr. 1c und der Nr. 1e ist insofern gleich, 
dass sowohl mit förmlicher Prüfung wie mit einer Nachschau ein erhöhtes Entdeckungs-
risiko verbunden ist. Ein Teil der Literatur hatte auch bisher schon die Nachschauen un-

                                                 
5 S. 9 des Regierungsentwurfs 
6 Eine gewisse rechtliche Grauzone ist hier zwar nicht zu verkennen. Ich kenne keinen Fall, in dem so etwas vorgekommen 
ist, aber ganz ausgeschlossen ist ein solches Vorgehen nicht.  
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ter die jetzige Nr. 1c subsumieren wollen. Mit der geplanten Gesetzesänderung wird 
diese Auffassung (klarstellend oder erweiternd7 ) unstreitig gestellt, was zu begrüßen ist.  

Erweiternd wirkt sich jedenfalls die Aufnahme der Nachschau nach anderen steuerrecht-
lichen Vorschriften aus, weil es so etwas bisher nicht gibt. Vermutlich ist damit die Kas-
sen – Nachschau gemeint, deren Einführung im Rahmen der Bekämpfung von Manipu-
lationen digitaler Unterlagen zwischen Bund und Ländern diskutiert wird (Stichwort IN-
SIKA). 

3.6. Die Absenkung des Schwellenwertes der „großen“ Selbstanzeige von 50.000 € auf 
25.000 € pro Tat in Nr. 3 ist eine gesetzgeberische Entscheidung, deren Effekt sich 
hauptsächlich im Zusammenwirken mit dem Strafverfolgungshindernis nach § 398a AO 
ergibt. Die Absenkung führt dazu, dass sich die Bußgeld- und Strafsachenstelle der 
Landesfinanzverwaltungen in viel größerem Umfang als bisher mit den ungelösten Prob-
lemen des § 398a AO werden befassen müssen. Dazu soll unter Punkt 6. weiteres aus-
geführt werden. 

3.7. Der neue Sperrgrund in Nr. 4 greift auf die Fälle der Regelbeispiele der besonders 
schweren Steuerhinterziehung nach § 370 Abs. 3 Nr. 2  bis 5 AO zurück, bei denen 

nach der Gesetzesbegründung eine besondere Strafwürdigkeit gegeben sein soll8 . Das 
Regelbeispiel in § 370 Abs. 3 Nr. 1 der Steuerverkürzung in besonders großem Ausmaß 
ist hier herausgenommen, weil es schon in der neuen Nr. 3 enthalten ist. Allerdings geht 
der Entwurf über die von der Rechtsprechung des BGH entwickelten Grenzen9 hinaus, 
die im Regelfall erst ab 50.000 € bzw. ab 100.000 € eine besonders schwere Steuerhin-
terziehung annehmen will. 

Das praktische Problem besteht darin, dass das Vorliegen einer besonders schweren 
Steuerhinterziehung stets nach einer Gesamtschau zu beurteilen ist. Nicht in jedem Fall, 
für den ein Regelbeispiel einschlägig ist, ist nach der Gesamtschau eine besonders 
schwere Steuerhinterziehung zu bejahen. Umgekehrt kann es besonders schwere Fälle 
aufgrund einer wertenden Gesamtschau geben, die kein Regelbeispiel erfüllen.  

Das wird die Anwendung dieses Sperrgrundes in der Praxis schwierig machen. Wäh-
rend ich für die Seite der Finanzverwaltung die Prognose wage, dass dieser Sperrgrund 
wegen der beschriebenen Problematik und der damit verbundenen Unsicherheit keine 
große Bedeutung erlangen wird, sehe ich für die Beraterseite die damit verbundenen 
Risiken voraus, die sich auf die Einlegung von Selbstanzeigen eher depressiv auswirken 
werden. Eine weitere Hürde auf dem Weg in die Steuerehrlichkeit wird entstehen. 

                                                 
7 Der Regierungsentwurf geht nach der Begründung (S. 9) von einer Erweiterung aus.  
8 S. 10 des Regierungsentwurfs 
9 BGH vom 02.12.2008, Az. 1 StR 416/08, NJW 2009 S. 528, BGHSt 53 S. 71 

Seite 83 von 114



 7 

4. Reparatur der Selbstanzeige – Regelungen für die  Anmeldesteuern 

Bei der Veränderung der Selbstanzeige – Regelungen durch das Schwarzgeldbekämp-
fungsgesetz war übersehen worden, dass die neu geschaffenen Regelungen für den Be-
reich der Anmeldesteuern zu unerwünschten Effekten führen mussten. Diese sind mit Ur-
sachen und Wirkungen mittlerweile hinreichend bekannt, so dass weitere Ausführungen 
dazu entbehrlich sind. 

Die geplante Neuregelung in § 371 Abs. 2a AO beseitigt für Umsatzsteuervoranmeldungen 
und Lohnsteueranmeldung diese negativen Effekte, indem sie insoweit den Rechtszustand 
vor dem Schwarzgeldbekämpfungsgesetz wieder herstellt. Damit wird für diesen Bereich 
die Teilselbstanzeige wieder eingeführt und das Vollständigkeitsgebot abgeschafft. Wegen 
der bekannt gewordenen Probleme gilt hier Gliederungspunkt C. der Drucksache 431/14 
uneingeschränkt: Alternativen  – Keine -.  

Die bisherigen Regelungen haben angesichts der Massenhaftigkeit des Phänomens nur 
deshalb nicht zu einem Kollaps der Bußgeld- und Strafsachenstellen der Länderfinanzver-
waltungen geführt, weil die Regelung der Nr. 132 Abs. 2 AStBV10 in extremer Auslegung 
angewandt wurde. Das war vom Verordnungsgeber wohl auch so beabsichtigt, weil auf 
andere Weise eine strafrechtliche Prüfung verspätet abgegebener Anmeldungen nicht zu 
leisten gewesen wäre.  

Exakte Zahlen über massiv verspätete Umsatzsteuervoranmeldungen liegen nicht vor. 
Ausgehend von meinem Bundesland wird eine Hochrechnung sicherlich Fallzahlen von 
über einer Million Vorgänge jährlich ergeben, und zwar nur für die Voranmeldungen. Mas-
siv verspätet bedeutet, dass bereits nach der ersten ausstehenden Voranmeldungen wei-
tere Voranmeldungen rückständig sind und es zu Schätzungen der ersten ausstehenden 
Voranmeldung gekommen ist (Verspätung bei monatlicher Abgabe um knapp zwei Mona-
te).  

Dazu kommen die Bundeszahlen über ausstehende Jahreserklärungen (Anmeldungen), 
von denen auch bei Beachtung der Fristverlängerung für die beratenen Steuerpflichtigen 
am 31.12. die Folgejahres ca. 40 % aller abzugebenden Erklärungen noch ausstehen. 
Damit müssten zusätzliche Vorgänge im Umfang von über einer Million zumindest auf ih-
ren strafrechtlichen Gehalt überprüft werden. Da säumige Steuerpflichtige von der Finanz-
verwaltung jede Menge Post mit entsprechenden Hinweisen bekommen, wird angesichts 
der Rechtsprechung des BGH zu den Voraussetzungen eines bedingten Vorsatzes diese 
Prüfung in der Mehrzahl der Fälle eine vollendete Steuerhinterziehung (auf Zeit) ergeben, 
die mit dem vorhandenen Personal nicht zu bearbeiten ist. 

Die Reparatur der derzeitigen Regelungen soll nach § 371 Abs. 2a S. 3 AO-Entwurf nicht 
für die Umsatzsteuerjahreserklärung gelten. Für diese wird das Vollständigkeitsgebot le-
diglich hinsichtlich der Umsatzsteuervoranmeldungen für folgende Jahre gelockert, nicht 
jedoch in Bezug auf die zu berichtigende oder nachzuholende Jahreserklärung selbst. Hier 
bleibt es bei der jetzigen Rechtslage, dass weiterhin nur ein Schuss möglich ist. Ist eine 

                                                 
10 Anweisungen für das Straf- und Bußgeldverfahren, AStBV 2014 vom 01.11.2013, BStBl. 2013 Teil I, S. 1394 
ff. 
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weitere Berichtigung einer Umsatzsteuerjahreserklärung notwendig, besteht die Gefahr, 
dass beide Berichtigungen nur noch als unwirksame Selbstanzeigen anzusehen sind. Ob 
Konzerne oder verschachtelte Unternehmensstrukturen, bei denen diese Probleme vor-
rangig auftreten, damit zufrieden sein können, soll an dieser Stelle nicht erörtert werden. 

5. Erweiterung der Zahlungspflichten, § 371 Abs. 3  

Neben der Zahlung der Steuerschuld, die sich mittelbar durch die Erweiterung des Berichti-
gungszeitraums in § 371 Abs. 1 AO erhöhen wird, soll künftig nach § 371 Abs. 3 AO (neu) 
Straffreiheit nur eintreten, wenn der Steuerhinterzieher auch die Hinterziehungs- und Nach-
forderungszinsen (§§ 235, 233a AO), soweit diese auf die Hinterziehungszinsen angerechnet 
werden (§ 235 Abs. 4 AO), begleicht. 

Hier wird eine Gesetzesverschärfung suggeriert, die keine tatsächlich keine ist. Weder dem 
Verfasser noch einer Vielzahl von befragten Kollegen und Steuerstrafverteidigern ist in viel-
jähriger Praxis ein Fall bekannt geworden, in dem zwar die Steuerschuld, aber nicht die 
Zinsschuld bezahlt worden ist. Um in den Genuss der Straffreiheit nach einer Selbstanzeige 
zu kommen, muss der Steuerhinterzieher Geld haben. Ohne Nachzahlung der hinterzogenen 
Steuern gibt es keine Straffreiheit. Offensichtlich reichte in den bekannt gewordenen Fällen 
das Geld stets auch für die Zinsen. 

Diese Gesetzesverschärfung ist daher unnötig und ohne einen Mehrwert. 

Diese Gesetzesverschärfung ist umgekehrt sogar schädlich, denn sie führt dazu, dass eine 
eigentlich problemlose Selbstanzeige die Finanzverwaltung viel länger beschäftigen wird als 
bisher. Hinterziehungszinsen können nach § 235 Abs. 3 AO erst festgesetzt werden, wenn 
die hinterzogene Steuer bezahlt ist (= Ende des Zinslaufs). Nach der bisherigen Regelung 
konnte das Steuerstrafverfahren, in dem die Wirksamkeit der Selbstanzeige zu überprüfen 
war, bereits mit Zahlungseingang der Steuerschuld eingestellt werden. Wird der Regierungs-
entwurf Gesetz, müssen künftig die V-Bezirke der Veranlagungsfinanzämter zunächst einmal 
den Zahlungseingang der hinterzogenen Steuern überwachen. Das muss die BuStra auch 
jetzt schon, um nach Zahlungseingang das Verfahren einstellen zu können oder – bei Nicht-
zahlung – eine Frist nach § 371 Abs. 3 AO zu setzen. Erst nach Zahlungseingang kann der 
V-Bezirk einen (manuellen) Hinterziehungszinsbescheid erlassen.  

Neu ist, dass die BuStra – Stellen, die noch die offenen Selbstanzeigen haben, künftig die V-
Bezirke überwachen müssen, ob diese den Hinterziehungsbescheid tatsächlich erstellt und 
bekannt gegeben haben. Soweit mir bekannt gibt es in den Landesfinanzverwaltungen kein 
maschinelles Verfahren zur Erstellung von Hinterziehungszinsbescheiden, die komplett ma-
nuell erstellt werden müssen, wozu eine Vielzahl von Daten und Beträgen ermittelt werden 
muss. Bisher wurden Hinterziehungszinsbescheide in den V-Bezirken nicht mit erster Priori-
tät bearbeitet. Das sollte sich wegen der künftigen strafrechtlichen Auswirkung ändern, nicht 
zuletzt auf Anstoß durch die BuStra-Stellen, die dies mit einer Mehrbelastung (einer Vielzahl 
von Überwachungsfällen) erkaufen müssen.  

Der bekannt gegebene Hinterziehungszinsbescheid ist mit einer Zahlungsfrist von regelmä-
ßig vier Wochen zu versehen, die ebenfalls zu überwachen ist. Die Verfahrenseinstellung 

Seite 85 von 114



 9 

kann frühestens nach Feststellung des Zahlungseingangs der Hinterziehungszinsen verfügt 
werden. 

Bis die Finanzverwaltungen der Länder durch die Programmierung von zusätzlicher Software 
und Umstellung ihrer Abläufe reagieren werden (was erfahrungsgemäß nicht sehr schnell 
geht), werden unproblematische Selbstanzeigen bei optimistischer Schätzung ein Vierteljahr, 
bei pessimistischer Schätzung mindestens ein halbes Jahr länger als bisher nicht abge-
schlossen werden können. Der in Überwachung befindliche Bestand vergrößert sich über-
proportional. Das kostet Personal, das im Gliederungspunkt E.3 des Regierungsentwurfs 
beim „Erfüllungsaufwand der Verwaltung“ berücksichtigt werden sollte. 

Dieser Personalmehrbedarf könnte durch Verzicht auf die unnötige Regelung in § 371 Abs. 3 
AO (neu) entfallen. 

6. Zuschlag nach § 398a AO 

Wer den Zuschlag nach § 398a AO (i.V.m. § 371 Abs. 2 Nr. 3 AO) für ein Erfolgsmodell hält, 
wird die Verschärfung der Regelungen des § 398a AO begrüßen. Es sind allerdings Zweifel 
am Erfolg dieser Regelung angebracht.  

Angesichts der derzeitigen Welle von Selbstanzeigen im Zusammenhang mit Kapitaleinkünf-
ten, die den Ländern viele hundert Millionen zusätzliche Steuereinnahmen in die Kassen 
spült, müsste sich eine nennenswerte Anzahl von Fällen ergeben haben, in denen die Mehr-
steuersteuern pro Jahr über 50.000 € liegen, so dass eine Strafbefreiung (über den Weg des 
Strafverfolgungshindernisses) die Anwendung des § 398a AO erforderlich gemacht haben 
müsste. Tatsächlich verzeichnet die Strafsachenstatistik 2013 bundesweit nur 278 Fälle mit 
einem Zuschlagsbetrag von insgesamt 3 Millionen Euro. Gründe für den geringen Einsatz 
des Zuschlags nach § 398a AO sind nicht bekannt. 

Mir erscheint fraglich, ob sich durch die beabsichtigte Komplizierung des Instruments des 
Zuschlags nach § 398a AO dessen Verbreitung fördern lässt. Die Stufung des Zuschlags 
wird dazu führen, dass an den Schwellengrenzen zusätzlicher Streit entstehen wird. Wenige 
Euro Unterschied in der Höhe der strafbefangenen Steuer wirken sich überproportional auf 
die Höhe des Zuschlags aus, wenn eine höhere Zuschlagsstufe erreicht wird. Es wird zu den 
Pflichten der Beraterschaft gehören, darauf zu achten. Die Mehrbelastung der Bußgeld- und 
Strafsachenstellen ist vorprogrammiert. Bei unverändertem Personalstand in den BuStra-
Stellen der Länder wird man nicht allzu optimistisch sein dürfen, was die Umsetzung der 
komplexen Regeln in § 398a (neu) angeht.  

Ins Gesetz aufgenommen werden soll die Bestätigung der von der Verwaltung schon bisher 
vertretenen Rechtansicht, dass für die Berechnung des Zuschlags das Kompensationsverbot 
des § 370 Abs. 4 S. 3 AO Anwendung finden muss. Die gesetzliche Klarstellung ist zu be-
grüßen. Damit wird die Problematik, dass der Zuschlag nach § 398a AO höher sein kann als 
die zahlende Umsatzsteuer (Zahllast) im Gesetz verankert.  

Weiterhin offen ist die Frage der mehrfachen Zahlung des Zuschlags bei mehreren Tatbetei-
ligten. Die Verwaltung (soweit ersichtlich) geht davon aus, dass analog der Behandlung bei 
§ 153a StPO jeder Tatbeteiligte den Zuschlag zahlen muss. Nach einem Beispiel von Joecks 
müssten sieben Zwerge, die in der Rechtsform einer GbR ein Unternehmen betreiben und 
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dabei gemeinsam Steuern hinterziehen, sieben Mal den Zuschlag zahlen, wenn die Grenze 
des § 371 Abs. 2 Nr. 3 AO überschritten ist, also 35 % des Hinterziehungsbetrags (7 x 5 %). 
Würde der Hinterziehungsbetrag eine Million Euro überschreiten, müssten nach der Neure-
gelung die sieben Zwerge 140 % des Hinterziehungsbetrages (7 x 20%) als Zuschlag ent-
richten, wenn sie alle straffrei werden wollen. Vor allem im wirtschaftlichen Bereich sind meh-
rere (bis viele) Tatbeteiligte nicht selten, wenn etwa eine GmbH mehrere gemeinsam han-
delnde Geschäftsführer hat. 

Ob der Zuschlag auch dann zu zahlen ist, wenn der hinterzogenen Umsatzsteuer eine höhe-
re Vorsteuer gegenüber steht (was zu einer negativen Zahllast = Umsatzsteuererstattung 
führt), ist bislang ebenfalls ungeklärt. Die Verhältnismäßigkeit der Regelung steht dann auf 
dem Prüfstand.  

Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz wird ebenfalls strapaziert, weil die Zuschlagsregelungen 
des § 398a AO nicht differenzieren zwischen der endgültig beabsichtigten Steuerhinterzie-
hung und der Steuerhinterziehung auf Zeit. Die um wenige Wochen verspätet abgegebene 
Umsatzsteuer – Jahreserklärung löst bei gleichem Hinterziehungsbetrag den gleichen Zu-
schlag aus wie die Umsatzsteuerfestsetzung aufgrund einer umfangreichen Steuerfahn-
dungsprüfung. 

Ungeklärt ist weiterhin, wie die Zahlungen des Zuschlags durch Dritte zu würdigen ist. Das 
Gesetz spricht wie der Regierungsentwurf von der Zahlung durch den Täter bzw. den Tatbe-
teiligten. Es kommen aber die Fälle vor, in denen der durch die Steuerhinterziehung Begüns-
tigte nicht der Täter oder ein Tatbeteiligter ist. Wird der Geschäftsführer, der für die GmbH 
Steuern hinterzogen hat, straffrei, wenn die GmbH den Zuschlag zahlt? Und liegt nicht viel-
mehr eine Untreue zu Lasten der GmbH vor, wenn diese für den Geschäftsführer den Zu-
schlag leistet? Oder ist der Vorgang lohnsteuerlich zu würdigen, weil die Zuschlagszahlung 
zusätzlichen Arbeitslohn des Geschäftsführers darstellt? 

Misslich ist in diesem Zusammenhang der Ausweg über § 153a StPO , der sich in bestimm-

ten Fällen anbietet und der offensichtlich auch genutzt wird. Anstelle der Zahlung eines ho-
hen Zuschlags nach § 398a AO wird planmäßig das Strafverfahren fortgesetzt und ebenso 
verabredungsgemäß nach § 153a StPO eingestellt. Die Regelungen für den strafrechtlichen 
Deal gelten bei Verfahrenseinstellung nicht. Die dann festzusetzende Geldauflage wird in 
vielen Fällen nicht die Höhe des Zuschlags nach § 398a AO erreichen, weil für die Auflagen-
höhe tat- und täterbezogene Umstände zu berücksichtigen sind. So wird eine Steuerhinter-
ziehung auf Zeit regelmäßig nur eine deutlich geringere Auflagenhöhe auslösen als eine 
endgültig beabsichtigte Hinterziehung. Auch in der Person des Täters liegende Umstände 
müssen Berücksichtigung finden – im Gegensatz zu § 398a AO. Insbesondere ältere Steu-
erhinterhinterzieher, die bei der Hinterziehung von Kapitalerträgen eher der Regelfall sind, 
können sich gute Chancen auf eine Einstellung im Strafverfahren ausrechnen, selbst bei 
hohen Hinterziehungsbeträgen. 

Je teurer der Zuschlag nach § 398a AO werden wird, desto interessanter wird der Weg über 
das Strafverfahren werden.  

Letztlich ist noch auf die Ungereimtheiten bei der Anrechnung des Zuschlags auf eine Geld-
strafe hinzuweisen, § 398a Abs. 4. Eine solche kommt in Betracht, wenn der mit der Zu-
schlagszahlung verfolgte Zweck nicht erreicht wird, etwa weil sich der den Zuschlag Zahlen-
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de in der Berechnung geirrt hat und einen zu niedrigen Zuschlag gezahlt hat oder weil die 
Zuschlagszahlung aus anderen Gründen keine Wirksamkeit entfalten kann. Im Einzelnen ist 
hier noch vieles ungeklärt. Nach dem klaren Gesetzeswortlaut des Regierungsentwurf 
scheint aber in diesen Fällen keine Erstattung des (vergeblich) gezahlten Zuschlagsbetrages 
gewollt zu sein.  

Führt das dann geführte Strafverfahren nicht zu einer Sanktion mit einer Geldstrafe, geht die 
Neuregelung des § 398a Abs. 4 S. 2 AO ins Leere. Bei einer Freiheitsstrafe kann nichts an-
gerechnet werden, ebenso wenig wie bei einer Geldauflage bei Einstellung nach § 153a 
StPO. Gerade bei fehlgeschlagenen Selbstanzeigen mit Zahlung des Zuschlags (ebenfalls 
fehlgeschlagen) dürfte die Einstellung mit Auflage das Mittel der Wahl sein. Die Praxis wird 
sich auch hier wieder kreativ selbst helfen. 

7. Weitere beabsichtigte Änderungen 

7.1. Anlaufhemmung für bestimmte ausländische Kapit alerträge, § 170 Abs. 6 AO 

Offenbar hat der bekannt gewordene Fall Schwarzer den Gesetzgeber dazu motiviert, 
die steuerliche Festsetzungsverjährung für hinterzogene Kapitalerträge auszuweiten. 
Der rechtliche Spielraum dazu ist nicht sehr weit, denn das europarechtliche Grundrecht 
der Kapitalverkehrsfreiheit setzt einer steuerlichen Schlechterbehandlung von ausländi-
schen Kapitalerträgen enge Grenzen.  

Das führt im Regierungsentwurf dazu, dass die neue Anlaufhemmung nur für Kapitaler-
träge in Betracht kommt, die nicht aus EU – Staaten oder Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Freihandelsassoziation (EFTA) stammen. Zu letzteren gehören Norwegen, 
Schweiz, Island und Liechtenstein. Damit sind alle derzeit wichtigen Kapitalanlageländer 
der Deutschen von der neuen Anlaufhemmung der Festsetzungsverjährung ausge-
nommen. Auch Frau Schwarzer wäre nicht betroffen, wenn es das neue Gesetz für ih-
ren Fall schon gegeben hätte. 

Möglicherweise soll die Änderung aber vorausschauend für neue Anlageländer gelten, 
auf die die deutschen Steuerhinterzieher infolge der Weißgeldpolitik der Schweizer und 
Luxemburger Banken ausweichen müssen.  

 

7.2. Übergangsregelungen 

Die Übergangsregelung des neuen Abs. 13 in Art. 97 § 10 des AO Einführungsgesetzes 
betrifft nur die Anlaufhemmung in § 170 Abs. 6 (neu). Für alle anderen Neuregelungen 
gibt es keine ausdrückliche Übergangsregelung, so dass auf allgemeine Regelungen 
zurückzugreifen sein. 

Die Neuregelungen führen einerseits zu Verschärfungen der bisherigen Rechtslage, an-
dererseits aber auch zu Vergünstigungen, wie oben dargestellt. Versteht man die Rege-
lungen des § 371 AO als materielles Strafrecht, dürfen Verschärfungen erst für Sach-
verhalte angewendet werden, die nach ihrem Inkrafttreten verwirklicht wurden.  
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Sieht man auch die Regelungen in § 398a AO als strafrechtliche Regelungen an, dürfte 
der künftig höhere Zuschlag frühestens für Selbstanzeigen zu zahlen sein, die ab In-
krafttreten der Neuregelung eingereicht werden. Für alle vorher eingelegten Selbstan-
zeigen mit einem Hinterziehungsbetrag größer als 50.000 € müsste es beim 5 % - Zu-
schlag bleiben. In Betracht kommt aber auch eine andere Betrachtungsweise, nach der 
der Zeitpunkt der Entscheidung maßgebend ist. Das würde bedeuten, dass für eine 
2014 eingereichte Selbstanzeige mit einem Hinterziehungsbetrag von mehr als 50.000 € 
(aber weniger als 100.000 €) ein Zuschlag von 10 % zu entrichten wäre, um straffrei zu 
werden. In dieser unterschiedlichen Betrachtungsweise steckt erhebliches Konfliktpoten-
tial, so dass eine gesetzliche Übergangsregelung wünschenswert wäre. 

Günstigere Regelungen müssen aber zu Gunsten des Angeklagten nach § 2 Abs. 3 
StGB11 berücksichtigt werden, so dass das zum Zeitpunkt der Verurteilung (Entschei-
dung) geltende Recht Anwendung finden muss. Wird zum jetzigen Zeitpunkt in einer 
laufenden Außenprüfung eine Selbstanzeige erstattet, so wäre diese wegen des Sperr-
grundes Nr. 1c gänzlich unwirksam. Wird über diese Selbstanzeige nach Inkrafttreten 
der Neuregelungen entschieden, wäre die Selbstanzeige für die Zeiträume und die 
Steuerarten, die nicht geprüft werden, wirksam. 

Fazit 

Der große Wert des Regierungsentwurfs liegt darin, dass gesetzgeberische Fehler der jüngs-
ten Vergangenheit (teilweise) wieder korrigiert werden.  

Das große Risiko des Regierungsentwurfs liegt darin, dass das verfolgte Ziel einer Verschär-
fung der Selbstanzeige – Regeln neue Fehlerquellen in sich birgt, ohne dass dem ein nen-
nenswerter Mehrwert gegenüber steht. 

Für etliche Ansätze dieser Verschärfungsbemühungen (vermutete Hinterziehungstaktiken, 
Anreize für Steuerhinterziehung) gibt es nicht den geringsten empirischen Beleg, weil es auf 
dem Gebiet der Selbstanzeige bisher kaum Forschungsansätze gibt.  

Wäre es nicht an der Zeit, die win-win-Situation zu erkennen, die in der Selbstanzeigemög-
lichkeit sowohl verfassungsrechtlich wie fiskalisch drinsteckt. Je mehr die Selbstanzeige ab-
geschafft wird, desto eher wird verfassungsrechtlich die Notwendigkeit eines Korrektivs zum 
Tragen kommen müssen, um Rückkehr in die Steuerehrlichkeit ohne strafrechtliche Selbst-
belastung und ohne Verstoß gegen Menschenrechte zu ermöglichen. Je mehr die Selbstan-
zeige abgeschafft wird, desto mehr Steuereinnahmen wird der Fiskus verlieren, wenn er 
nicht im Bereich der Steuerfahndung in bisher nicht vorstellbarer Weise aufrüsten will. 

Gerade in Zeiten knapper öffentlicher Haushalte sollten solche Überlegungen nicht unbe-
rücksichtigt bleiben. 

 

                                                 
11 Das StGB findet nach § 369 Abs.- 2 AO auch für das Steuerstrafverfahren Anwendung 
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Im Zentralverband des Deutschen Handwerks 

e.V. (ZDH) sind die 53 Handwerkskammern und 

37 Zentralfachverbände des Handwerks sowie 

wirtschaftliche und wissenschaftliche Einrichtun-

gen des Handwerks in Deutschland zusammen-

geschlossen. Der ZDH repräsentiert als Dach-

verband damit etwa 1 Millionen Betriebe und 

rund 5,2 Millionen Beschäftigte des deutschen 

Handwerks.  

Der ZDH unterstützt ausdrücklich die Zielsetzung 

einer konsequenten Bekämpfung der Steuerhin-

terziehung. Die allermeisten Unternehmen in 

Deutschland erfüllen ihre steuerlichen Pflichten 

gewissenhaft und leisten ihre Steuern nach bes-

tem Wissen. Wegen der hohen Komplexität des 

Steuerrechts, einschließlich in der Praxis ständig 

wachsender verfahrensmäßiger Anforderungen 

für die Unternehmen, lassen sich nachträgliche 

Korrekturen von Steuererklärungen und Steuer-

anmeldungen im Unternehmensbereich jedoch 

selbst bei größter Sorgfalt nicht völlig vermeiden. 

Daher müssen Korrekturen von Fehlern im Un-

ternehmensbereich sanktionsfrei möglich sein.  

Die Rückkehr zur Rechtslage vor Inkrafttreten 

des Schwarzgeldbekämpfungsgeldes im Bereich 

der Anmeldesteuern ist ein wichtiger Schritt und 

diesen begrüßen wir ausdrücklich. 

Mit Sorge sehen wir aber die Auswirkungen der 

angedachten Verschärfungen insbesondere auf 

die kleinen und mittleren Unternehmen. In den 

Fällen, in denen Unternehmen Steuererklärun-

gen korrigieren wollen, wird sich weiterhin die 

Frage stellen, ob die Korrektur von der Finanz-

behörde als eine reine Berichtigungserklärung 

nach § 153 AO, als eine strafbefreiende Selbst-

anzeige nach § 371 AO oder als bußgeldbefrei-

ende nach § 378 AO durch die Finanzbehörde 

gewertet werden wird. Es geht dann in der Folge 

um die streitanfällige Frage, ob der Steuerpflich-

tige eine später entdeckte Unrichtigkeit bewusst 

oder unbewusst erklärt hat. Für das Vorliegen 

einer Steuerhinterziehung gem. § 370 AO ist die 

bedingt vorsätzliche Begehungsweise ausrei-

chend. Hält der Steuerpflichtige die Existenz 

eines Steueranspruchs für möglich und lässt er 

die Finanzbehörde über die Besteuerungsgrund-

lagen gleichwohl in Unkenntnis, findet er sich 

also mit der Möglichkeit der Steuerverkürzung 

ab, dann handelt er mit bedingtem Vorsatz. Oft 

wird in der Praxis das billigend Inkaufnehmen 

oder Sich-Abfinden nur formelhaft verwendet, so 

dass sich die Gefahr des Vorwurfes eines vor-

sätzlichen Handelns im Steuerstrafrecht erhöht.  

Da der Steuerpflichtige folglich nicht davon aus-

gehen kann, dass die Finanzbehörde die Korrek-

tur der Steuererklärung bzw. -erklärungen als 

eine Berichtigungserklärung nach § 153 AO 

einstuft, muss bei jeder Korrektur sichergestellt 

werden, dass diese Erklärung den Anforderun-

gen des § 371 AO genügt und er ggf. die Anfor-

derungen des § 398a AO erfüllen kann.  

Umfang des Vollständigkeitsgebots 

Zum Teil ist unklar, welchen Umfang das Voll-

ständigkeitsgebot in Fällen hat, in denen gleich-

zeitig eine Abgabe unrichtiger oder unvollständi-

ger Steuererklärungen mit übereinstimmenden 

unrichtigen oder unvollständigen Angaben durch 

den Steuerpflichtigen erfolgt.  

Beispiel: Der Unternehmer U hat für das Jahr 

2012 im September 2013 zeitgleich eine unrich-

tige Einkommensteuer- und Umsatzsteuererklä-

rung in einem Umschlag abgegeben. Darin wer-

den Betriebseinnahmen und Ausgangsumsätze 

in Höhe von 100.000 Euro nicht erklärt. Diese 

beiden Taten sind tateinheitlich begangen wor-

den. Muss dieser zeitgleich beide Steuererklä-

rungen korrigieren, um das Vollständigkeitsgebot 

zu erfüllen? 

In der Literatur wird die Frage, ob sich das Voll-

ständigkeitsgebot auf die in Tateinheit stehenden 
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Taten bezieht oder ob aufgrund des Wortlautes 

der Vorschrift das Vollständigkeitsgebot sich 

(nur) auf die jeweilige Steuerart beschränkt und 

es auf das zwischen einzelnen Hinterziehungs-

handlungen bestehende materiell-rechtliche 

Konkurrenzverhältnis insoweit nicht ankommt, 

uneinheitlich beantwortet. 

Aufgrund des Wortlautes des § 371 Abs. 1 Satz 

1 AO ("Steuerart") ist im Grundsatz auf die ver-

schiedenen Steuergesetze abzustellen, so dass 

bestehende materiell-rechtliche Konkurrenzver-

hältnisse ohne Relevanz sind. Ferner kann für 

den Umfang der Berichtigungspflicht nicht aus-

schlaggebend sein, ob einzelne Steuererklärun-

gen gleichzeitig abgegeben wurden oder die 

Abgabe bewusst an verschiedenen Tagen er-

folgt. 

Petitum: Es wäre wünschenswert, wenn in der 

Gesetzesbegründung zu § 371 Abs. 1 Satz 1 AO 

zukünftig klargestellt wird, dass aufgrund des 

Wortlautes "Steuerart" auf die verschiedenen 

Steuergesetze abzustellen ist und daher beste-

hende materiell-rechtliche Konkurrenzverhältnis-

se ohne Relevanz sind. 

Ausdehnung des Berichtigungszeitraums 

Durch die Ausdehnung der Berichtigungspflicht 

auf zehn Jahre (§ 371 Abs. 1 Satz 2 AO) wird die 

Einhaltung des Vollständigkeitsgebots und damit 

die Abgabe von korrigierten Erklärungen erheb-

lich erschwert, da die erforderlichen Unterlagen 

zum Teil nicht mehr vorhanden sind oder Wis-

sensträger dem Unternehmen nicht mehr zur 

Verfügung stehen.  

Wir halten die jetzige Regelung des § 371 Abs. 1 

Satz 2 AO-E für zu unbestimmt. Ausgangspunkt 

für die Berechnung der fiktiven Frist von zehn 

Jahren ist ausweislich der Gesetzesbegründung 

die Abgabe der Selbstanzeige. Danach besteht 

die Berichtigungspflicht für alle Steuerstraftaten 

einer Steuerart für die zurückliegenden zehn 

Kalenderjahre. Unklar bleibt, was durch den 

Berichtigungszeitraum umfasst wird. 

Beispiel: Die Abgabe der Selbstanzeige soll am 

12.11.2014 erfolgen. Ausgehend vom 12.11.14 

stellt sich die Frage, ob auf die bis zum 

12.11.2004 begangenen oder vollendeten Steu-

erstraftaten abzustellen ist oder auf die im Ka-

lenderjahr 2004 begangenen oder vollendeten 

Steuerstraftaten. 

Petitum: In § 371 Abs. 1 AO sollte sowohl eine 

Klarstellung des Anknüpfungspunktes für den 

Berichtigungszeitraum als auch hinsichtlich der 

Berechnung der fiktiven Frist erfolgen. Hierfür 

schlagen wir folgende Formulierung vor: 
3
 Aus-

gangspunkt für die Berechnung des Berichti-

gungszeitraums ist die Abgabe der Selbstanzei-

ge. 
4
Die Berichtigungspflicht erstreckt sich auf 

alle Steuerstraftaten einer Steuerart, die inner-

halb eines Zeitraums von zehn Jahren begangen 

wurden.  

Absenkung der Betragsgrenze des § 371 

Abs. 2 Nr. 3 AO auf 25.000 Euro 

In der aktuell geltenden Fassung des § 371 Abs. 

2 Nr. 3 AO kann eine Selbstanzeige dann keine 

strafbefreiende Wirkung entfalten, wenn die ver-

kürzte Steuer oder der für sich oder einen ande-

ren erlangte Steuervorteil einen Betrag von 

50.000 Euro je Tat übersteigt. Zukünftig soll 

diese Betragsgrenze auf 25.000 Euro gesenkt 

werden.  

Hinsichtlich der Auswirkungen der angedachten 

Verschärfung im Bereich der Nichterklärung von 

Kapitaleinkünften hat diese Absenkung sicherlich 

eine Berechtigung, da für die Erreichung der 

25.000 Euro nicht unerhebliche verschwiegene 

Kapitaleinkünfte erforderlich sind. Anders stellt 

sich die Situation jedoch im unternehmerischen 

Bereich dar. Ausschlaggebend ist die für die 
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Berechnung der Betragsgrenze maßgebliche 

angenommene Bemessungsgrundlage.  

Bereits aktuell ist umstritten, ob bei der Beurtei-

lung der Überschreitung der Betragsgrenze ma-

teriell-rechtliche Konkurrenzen (Tateinheit) be-

rücksichtigt werden müssen. Dieser Meinungs-

streit wird auch weiterhin von Bedeutung sein. 

Beispiel: Der Unternehmer U hat für das Jahr 

2012 im September 2013 zeitgleich eine unrich-

tige Einkommensteuer- und Umsatzsteuererklä-

rung in einem Umschlag abgegeben. Darin hat 

er Betriebseinnahmen und Ausgangsumsätze in 

Höhe von 80.000 Euro nicht erklärt. Daraufhin 

wird die Einkommensteuer um 24.000 Euro und 

die Umsatzsteuer um 15.200 Euro zu niedrig 

festgesetzt. Diese beiden Taten sind tateinheit-

lich begangen worden. Kann eine Selbstanzeige 

eine strafbefreiende Wirkung entfalten? 

Der Gesetzeswortlaut ("je Tat") kann darauf 

hindeuten, dass auf die Tat im materiell-

rechtlichen Sinne abzustellen ist. In der Geset-

zesbegründung zum Schwarzgeldbekämpfungs-

gesetz (BTDrs. 17/5067 (neu)) wird einerseits 

von der Tat im Sinne einer Steuerart und Be-

steuerungszeitraum gesprochen und dann an 

anderer Stelle von materiell-rechtlicher Tat. Vor 

dem Hintergrund der "Zufälligkeiten" der steuer-

strafrechtlichen Konkurrenzlehre (Tateinheit bei 

gleichzeitiger Abgabe mehrerer Erklärungen – 

Tatmehrheit bei sukzessiver Abgabe mehrerer 

Erklärungen) käme es bei einer Maßgeblichkeit 

derselben für die Berechnung der Betragsgrenze 

zu einer schwer nachvollziehbare Differenzie-

rung ähnlich gelagerter Fälle (s.o.). 

Petitum: Für die Handhabbarkeit der strafbefrei-

enden Selbstanzeige ist es von existenzieller 

Bedeutung, Rechtsunsicherheiten hinsichtlich 

deren Voraussetzungen zu vermeiden. Daher 

wäre wünschenswert, dass eine Klarstellung in 

§ 371 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 AO-E dahingehend 

erfolgt, dass maßgeblich für die Überschreitung 

der 25.000-Euro-Betragsgrenze die Tat im Sinne 

der jeweiligen Steuerart und im jeweiligen Veran-

lagungszeitraum ist und es auf materiell-

rechtliche Konkurrenzen nicht ankommt. Hierfür 

schlagen wir folgende Formulierung in § 371 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 AO-E vor: 
2
 Maßgeblich bei 

der Berechnung der verkürzten Steuer und des 

nicht gerechtfertigten Steuervorteils ist die Tat im 

Sinne der Steuerart im jeweiligen Veranlagungs-

zeitraum; materiell-rechtliche Konkurrenzverhält-

nisse sind unbeachtlich. 

Mit der Absenkung der Betragsgrenze in § 371 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 AO-E eng verknüpft sind 

auch die Verschärfungen im Rahmen des 

§ 398a AO-E. In beiden Fällen führt die Frage 

der Ausgestaltung der Bemessungsgrundlage 

für die Berechnung der Betragsgrenze insbe-

sondere im unternehmerischen Bereich zu er-

heblichen Auswirkungen. Zukünftig wird in 

§ 398a Abs. 2 AO-E ausdrücklich gesetzlich 

geregelt, dass sich die Bemessung des Hinter-

ziehungsbetrags nach den Grundsätzen des 

§ 370 Abs. 4 AO richtet. Hierdurch wird das Insti-

tut der strafbefreienden (zuschlagfreien) Selbst-

anzeige zukünftig auch für kleine und mittlere 

Unternehmen stark eingeengt. Für größere Un-

ternehmen wird das Institut faktisch abgeschafft. 

Es kommt darüber hinaus in Fällen des Eingrei-

fens des sog. Kompensationsverbots, der Steu-

erverkürzung auf Zeit sowie des Steuervorteils 

zu schwer nachvollziehbaren Ergebnissen. 

Beispiel 1: Der Unternehmer U hat in seiner 

Umsatzsteuerjahreserklärung Ausgangsumsätze 

nicht erfasst, die zu einer um 100.001 Euro hö-

heren Umsatzsteuer geführt hätten. Gleichzeitig 

hat er aber auch Vorsteuerbeträge aus Ein-

gangsumsätzen in Höhe von 90.000 Euro nicht 

erklärt. Der entstandene Steuerschaden beträgt 

10.001 Euro. U erkennt nachträglich die Unrich-

tigkeit seiner Angaben und korrigiert diese. Das 

Finanzamt unterstellt dem U, dass dieser mit 
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Eventualvorsatz gehandelt hat und geht bei der 

korrigierten Erklärung von einer Selbstanzeige 

aus. 

Kann sich U nicht gegen den Vorwurf des Vor-

liegens eines bedingt vorsätzlichen Handelns 

erfolgreich zur Wehr setzen, dann müsste dieser 

u.a., damit von der Verfolgung der Straftat abge-

sehen wird, wegen des Eingreifens des Kom-

pensationsverbots einen Zuschlag in Höhe 15 

Prozent auf 100.001 Euro (= 15.000 Euro) zah-

len, obwohl tatsächlich nur ein Steuerschaden in 

Höhe von 10.001 Euro entstanden ist. 

Beispiel 2: Der Unternehmer U gibt die Umsatz-

steuerjahreserklärung drei Tage zu spät ab. In 

der Umsatzsteuerjahreserklärung werden Um-

sätze, die zu einer Ausgangsumsatzsteuer  in 

Höhe von 500.000 Euro führen, und Vorsteuer-

beträge in Höhe von 480.000 Euro erklärt, so 

dass eine Zahllast von 20.000 Euro ausgewie-

sen wird. Der entstandene Verspätungsschaden 

beträgt unter Zugrundelegung auch des völlig 

überhöhten Zinssatzes nach § 238 AO nur 100 

Euro (d. h. der tatsächliche Zinsnachteil des 

Fiskus wäre deutlich niedriger). 

Obwohl U vollumfänglich korrekte Angaben ge-

macht hat, muss er den Strafzuschlag nach 

§ 398a AO zahlen, denn bei der Berechnung der 

Betragsgrenze ist gem. §§ 398a Abs. 2 i.V.m. 

370 Abs. 4 AO auf die auf die Ausgangsumsätze 

entfallende Umsatzsteuer von 500.000 Euro 

abzustellen. Im Ergebnis muss U daher einen 

Zuschlag von 15 Prozent auf die vollen 500.000 

Euro Umsatzsteuer (= 75.000 Euro) zahlen, 

obwohl dem Fiskus faktisch lediglich ein Scha-

den von 100 Euro entstanden ist. 

Beispiel 3: Der Unternehmer U ist an einer X-

GbR beteiligt. In der Feststellungserklärung 2012 

werden die auf U entfallenden Einkünfte um 

25.001 Euro zu niedrig erklärt und vom zustän-

digen Finanzamt entsprechend gesondert fest-

gestellt. Die steuerliche Auswirkung beläuft sich 

auf 7.500 Euro. 

Mit der Bekanntgabe des unrichtigen Feststel-

lungsbescheids hat der U einen ungerechtfertig-

ten Steuervorteil im Sinne von § 370 Abs. 4 Satz 

2 AO erlangt. Die um 25.001 Euro zu niedrige 

Feststellung der Einkünfte ist der entsprechende 

Taterfolg. Daher würde eine Selbstanzeige, ob-

wohl der tatsächlich entstandene Steuerschaden 

7.500 Euro beträgt und damit unterhalb von 

25.000 Euro liegt, keine strafbefreiende Wirkung 

entfalten und es wäre für das Absehen von der 

Strafe eine Zuschlagszahlung nach § 398a AO 

erforderlich. 

Beispiel 4: Die Unternehmer U und X sind an der 

Z-GbR beteiligt. In der Feststellungserklärung 

2012 werden die auf U und X entfallenden Ein-

künfte um jeweils 25.001 Euro zu niedrig erklärt 

und vom zuständigen Finanzamt entsprechend 

gesondert festgestellt. Das Finanzamt A arbeitet 

zügig und setzt die Einkommensteuer des U um 

7.500 Euro zu niedrig fest. Das Finanzamt B hat 

die Einkommensteuerveranlagung des X noch 

nicht vorgenommen als U und X eine korrigierte 

Feststellungserklärung und korrigierte Einkom-

mensteuererklärungen abgeben.  

Aufgrund dessen, dass bei U bereits die Ein-

kommensteuerfestsetzung erfolgt ist, die zu ei-

ner unterhalb der 25.000 Euro-Betragsgrenze 

liegenden niedrigeren Festsetzung der Einkom-

mensteuer (= weitergehender Taterfolg) geführt 

hat, entfaltet die Selbstanzeige insoweit eine 

strafbefreiende Wirkung. Anders stellt es sich für 

den X dar, für dessen Selbstanzeige hinsichtlich 

des Taterfolgs die unzutreffende Festsetzung 

der Einkünfte im Rahmen des Feststellungsbe-

scheides maßgeblich ist und daher ein Absehen 

von Strafe nur bei Zahlung des Zuschlags nach 

§ 398a AO erfolgen kann. 
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Beispiel 5: Der Unternehmer U hat im Jahr 2012 

einen Verlust aus Gewerbebetrieb erzielt und 

diesen in seiner Einkommensteuererklärung um 

25.001 Euro zu hoch erklärt. Der vom Finanzamt 

in der Folge erlassene Verlustfeststellungsbe-

scheid weist einen um 25.001 Euro zu hohen 

Verlustvortrag aus. Da der U bereits im Jahr 

2011 einen Verlust erzielt hat, erfolgt kein Ver-

lustrücktrag. In 2014 will U die Einkommensteu-

ererklärung 2012 zeitgleich mit der Abgabe der 

Einkommensteuererklärung für das Jahr 2013 

korrigieren.  

Für die Frage, ob die Selbstanzeige eine strafbe-

freiende Wirkung entfalten kann ist unerheblich, 

ob sich der Verlustvortrag bereits ausgewirkt hat 

oder in der Zukunft überhaupt wirtschaftlich zum 

Nachteil des Fiskus auswirken kann. Maßgeblich 

ist in diesen Fällen nur die unzutreffende Verlust-

feststellung als ungerechtfertigt erlangter Steu-

ervorteil, so dass lediglich ein Absehen von der 

Strafe nach § 398a AO aufgrund der Zahlung 

des Zuschlags in Höhe von 10% von 25.001 

Euro erfolgen kann. Es kommt daher in der Fol-

ge zu einer Verschärfung der Krisensituation des 

Unternehmens, ohne dass ein konkreter Scha-

den eingetreten ist. 

Die oben aufgezeigten schwer nachvollziehba-

ren Konsequenzen werden im Rahmen der 

Durchführung eines Steuerstrafverfahrens, in 

dem eine strafbefreiende Selbstanzeige nicht 

vorliegt oder diese missglückt ist, im Rahmen 

der Strafzumessung wieder korrigiert. Es ist aber 

nur schwer hinnehmbar, dass bei der Beschrei-

tung der "goldenen Brücke" zurück in die Steu-

erehrlichkeit Hürden geschaffen werden, die nur 

im Rahmen der Durchführung eines Strafverfah-

rens beseitigt werden können. Darüber hinaus 

zeigen die Beispiele, dass die Auswirkungen der 

Regelung eine besondere Brisanz im unterneh-

merischen Bereich entfalten. Bei der Nichterklä-

rung von Kapitaleinkünften findet das Kompen-

sationsverbot des § 370 Abs. 4 Satz 3 AO keine 

Anwendung, da die verschwiegenen steuererhö-

henden Kapitaleinkünfte in einem unmittelbaren 

wirtschaftlichen Zusammenhang mit nicht erklär-

ten Werbungskosten stehen werden.  

Ferner werden durch die Regelungen des 

§§ 398a, 371 Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 4 AO nicht nur 

die Fälle mit einer erhöhten kriminellen Energie 

und größerem Erfolgsunrecht von der strafbe-

freienden Wirkung der Selbstanzeige ausge-

schlossen. Hinzu tritt das bereits vorangehend 

dargestellte Problem der Niedrigschwelligkeit 

des Vorsatzes, aufgrund dessen es für die Un-

ternehmen aktuell schwierig ist, sich gegen den 

Vorwurf eines strafbaren Handelns erfolgreich zu 

wehren. 

Petitum: Wir regen daher an, bei der Berech-

nung der 25.000 Euro-Betragsgrenze auf den 

tatsächlichen "Steuerschaden" abzustellen. Hier-

für schlagen wir folgende Formulierung in § 371 

Abs. 2 Satz 2 vor: 
2
 Bei der Berechnung der für 

die nach Satz 1 Nummer 3 verkürzte Steuer 

oder des erlangten Steuervorteils sind die 

Grundsätze des § 370 Abs. 4 AO nicht zu be-

rücksichtigen. Für § 398a Abs. 2 AO regen wir 

folgende Formulierung an: Die Bemessung des 

Hinterziehungsbetrags richtet sich nach dem 

eingetretenen Steuerschaden. Die Grundsätze 

des § 370 Abs. 4 sind nicht zu berücksichtigen. 

Zahlung von Hinterziehungszinsen 

Der Kabinettsentwurf sieht als weitere Verschär-

fung für die Erlangung der Straffreiheit bzw. das 

Absehen von Strafe (§ 371 Abs. 3 bzw. § 398a 

Abs. 1 Nr. 1 AO) die Zahlung von Hinterzie-

hungszinsen innerhalb einer von den Finanzbe-

hörden bestimmten angemessen Frist vor. Die 

Regelungen sind in unseres Erachtens nicht 

ausreichend bestimmt. Es stellt sich die Frage, 

auf welchen Zeitraum die hinterzogenen Steuern 

zu zahlen sind. Sind es die Hinterziehungszin-

sen, soweit sie bei den strafrechtlich nicht ver-
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jährten Steuerstraftaten festzusetzen sind oder 

sind dies die Hinterziehungszinsen, die aufgrund 

der zu berichtigenden Steuerstraftaten festge-

setzt werden? 

Aufgrund dessen, dass die Selbstanzeige das 

Gegenstück zu den strafrechtlich nicht verjährten 

Steuerstraftaten darstellt, müsste lediglich die 

Zahlung der Hinterziehungszinsen erforderlich 

sein, die aufgrund der strafrechtlich nicht verjähr-

ten Steuerstraftaten festzusetzen sind. Dass 

dieser Ansatz auch vom Gesetzgeber gewollt ist, 

könnte sich aus der Formulierung in der Geset-

zesbegründung zu § 398 Abs. 1 Nr. 2 AO-E 

ergeben (Die vorgesehene Änderung sieht eine 

deutliche Anhebung des Geldbetrags vor, der 

zugunsten der Staatskasse zusätzlich zu entrich-

ten ist, um von strafrechtlicher Verfolgung frei zu 

werden. Der Geldbetrag bezieht sich auf die 

jeweilige noch nicht verjährte Straftat (Steuerart 

und Besteuerungszeitraum)). 

Petitum: Es sollte in der Gesetzesbegründung 

eine Klarstellung erfolgen, dass für die Wirksam-

keit der strafbefreienden Selbstanzeige und die 

Erfüllung der Voraussetzungen des § 398a AO-E 

nur die Zahlung der Hinterziehungszinsen für die 

strafrechtlich nicht verjährten Steuerstraftaten ist. 

Ausgestaltung des Zuschlags in § 398a AO 

Problematisch ist die Ausdehnung der kurzfristi-

gen Zahlungsverpflichtung auf Hinterziehungs-

zinsen im Hinblick auf die Liquidität, die für die 

Gewährung der Strafbefreiung bzw. des Abse-

hens von Strafe vorhanden sein muss. Kleine 

und mittlere Unternehmen haben in der Regel 

keine unbegrenzte Liquidität und können diese 

auch nicht so ohne weiteres beschaffen. Daher 

sollte die Verschärfungen in § 371 und § 398a 

AO mit Augenmaß erfolgen. 

Wird der Zuschlagstarifs wie vorgesehen nicht 

als echter Staffeltarif (= nächsthöherer Zuschlag 

ist nur auf den die Schwellenwerte übersteigen-

den Teil anzuwenden) ausgestaltet, kommt es 

im Extremfall bei einem Hinterziehungsbetrag 

von 25.001 Euro dazu, dass der Unterschied von 

1 Euro einen Zuschlagsunterschied von über 

2.500 Euro ausmachen würde. Neben den ver-

fassungsrechtlichen Bedenken eines Verstoßes 

gegen das Übermaßverbot sind insbesondere 

die massiven Auswirkungen bei den nicht so 

liquiditätsstarken Steuerpflichtigen kritisch.  

Petitum: Wir regen daher an, den Zuschlag des 

§ 398a AO als echten Staffeltarif auszugestalten. 

Problem bei Unmöglichkeit der Zahlung der 

hinterzogenen Steuern zzgl. Hinterziehungs-

zinsen und ggf. Zuschlag 

Es sollte zu allerletzt nicht außer Acht gelassen 

werden, dass die Rechtfertigung der strafbefrei-

enden Selbstanzeige als Beseitigungsinstrument 

des Spannungsverhältnis zwischen den im 

Rahmen des Besteuerungsverfahrens geltenden 

umfassenden Mitwirkungspflichten und dem 

strafrechtlichen Grundsatz "nemo tenetur" nur 

herangezogen werden kann, wenn es in der 

Praxis nicht zu einer faktischen Abschaffung 

kommt. Sowohl nach Auffassung des BVerfG 

(Beschluss v. 21.04.1988, Az.: 2 BvR 330/88) als 

auch des BGH (Beschluss v. 17.03.2009, Az.: 1 

StR 479/08) sind die weitreichenden steuerlichen 

Mitwirkungspflichten des Steuerpflichtigen ver-

fassungsrechtlich nur aufgrund der Selbstanzei-

ge und ihrer sanktionsbefreienden Wirkung ge-

rechtfertigt. In diesem Sinne ist beispielsweise 

die Pflicht des Steuerpflichtigen zur Berichtigung 

einer fehlerhaften Steuererklärung, obwohl er 

durch die Berichtigung die Begehung einer 

Steuerhinterziehung aufdeckt und sich damit 

selbst belastet, allein durch die Strafbefreiung 

der Selbstanzeige zulässig. Andernfalls stünde 

dem Steuerpflichtigen ein weitreichendes Zeug-

nisverweigerungsrecht im Besteuerungsverfah-
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ren zu. Zudem würde für vergangene Zeiträume 

ein Beweisverwertungsverbot eintreten. 

Das Problem einer faktischen Abschaffung kann 

sich zunehmend durch das Zusammenspiel 

zwischen der kurzfristigen Nachzahlung des 

Hinterziehungsbetrags, der Hinterziehungszin-

sen sowie ggf. eines Zuschlags stellen. Nach der 

obigen Rechtsprechung müsste dann in den 

Fällen, in denen ein Steuerpflichtiger im Rahmen 

der abgegeben Selbstanzeige die begangenen 

Steuerhinterziehungen aufdeckt und nur auf 

Grund der massiv erhöhten Voraussetzungen 

die erforderliche Zahlung nicht leisten kann, in 

Teilen ein Beweisverwertungsverbot eingreifen. 

Andernfalls würde ein Verstoß gegen den "nemo 

tenetur"-Grundsatz vorliegen. 

Um dieses Beweisverwertungsverbot durchzu-

setzen wäre der Steuerpflichtige gezwungen, 

notfalls auch den gerichtlichen Weg zu beschrei-

ten. Der Hinweis, dass in der Praxis solche Fälle 

durch Einstellungen nach § 153a StPO gelöst 

werden würden, ist für den Steuerpflichtigen 

keine gute Aussicht. Dieser will eine Korrektur 

von Fehlern doch zumindest im Vertrauen auf 

den Eintritt der Straffreiheit vornehmen. Dies gilt 

umso mehr als er sich einem erhöhten Risiko 

eines strafrechtlichen Vorwurfs aufgrund der 

Niedrigschwelligkeit des Vorsatzes ausgesetzt 

sieht (s.o.). Die Folge wird in der Praxis sein, 

dass der Steuerpflichtige vor der Abgabe von 

korrigierten Steuererklärungen – unterstellt er 

kann das Vollständigkeitsgebot erfüllen – prüft, 

ob er die für § 371 und ggf. § 398a erforderliche 

Liquidität vorhält. Sollte dies nicht der Fall sein, 

so wird er von einer Korrektur Abstand nehmen. 

Hierdurch wird dieser faktisch aufgrund des be-

stehenden "Dauerschuldverhältnisses" spätes-

tens ab diesem Zeitpunkt in die Strafbarkeit ge-

drängt. Unterstellt es waren vorher keine Steu-

erhinterziehungen gegeben und die Korrekturen 

wären solche nach § 153 AO gewesen, dann 

stellt die unterlassene Korrektur eine eigenstän-

dige Steuerhinterziehung dar. Bei Dauersach-

verhalten sieht sich der Steuerpflichtige gezwun-

gen, den Fehler auch in zukünftigen Steuererklä-

rungen zu wiederholen, um nicht entdeckt zu 

werden. Damit werden in der Folge Steuerhin-

terziehungen begangen, die ggf. nur dann durch 

den Steuerpflichtigen in der Zukunft aufgedeckt 

werden, wenn dieser die Voraussetzungen des 

§ 371 AO und ggf. § 398a AO erfüllen kann. 

Dies kann nicht im Sinne des Gesetzgebers 

sein. 

Petitum: Daher sollten die Verschärfungen der 

Regelungen über die strafbefreiende Selbstan-

zeige sowie das Absehen von der Verfolgung in 

besonderen Fällen mit Augenmaß erfolgen. 

Hierzu haben wir voranstehende aus unserer 

Sicht zielführende Vorschläge zur Änderung 

gemacht. Wichtig ist, dass die strafbefreiende 

Selbstanzeige zukünftig auch faktisch handhab-

bar ist. 

Aus Gründen der Rechtssicherheit wäre zu Gu-

ter Letzt zu begrüßen, wenn eine gesetzliche 

Klarstellung erfolgt, dass die Neuregelungen nur 

auf Selbstanzeigen anzuwenden sind, die nach 

dem 31.12.2014 abgegeben werden. 
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